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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 17/2166 - wird mit folgenden Ände-
rungen angenommen: 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
 

 Beschlüsse des Ausschusses für Heimat, 
Kommunales, Bauen und Wohnen  
 

Gesetz zur Modernisierung des Bauord-
nungsrechts in Nordrhein-Westfalen –  

Baurechtsmodernisierungsgesetz (Bau-
ModG NRW) 

 

 Gesetz zur Modernisierung des Bauord-
nungsrechts in Nordrhein-Westfalen –  

Baurechtsmodernisierungsgesetz (Bau-
ModG NRW) 

 
Artikel 1 

Bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen  

(Landesbauordnung 2018 – BauO NRW 
2018) 

 
 

 Artikel 1 
Bauordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen  
(Landesbauordnung 2018 – BauO NRW 

2018) 
 

 
 
Inhaltsübersicht 
 
 
Erster Teil 
Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1  Anwendungsbereich 
 
§ 2  Begriffe 
 
§ 3  Allgemeine Anforderungen 
 
 
 
 

  
Inhaltsübersicht  
 
unverändert  

Zweiter Teil 
Das Grundstück und seine Bebauung 
 
 
§ 4  Bebauung der Grundstücke mit Ge-

bäuden 
 
§ 5  Zugänge und Zufahrten auf den 

Grundstücken 
 
§ 6  Abstandsflächen 
 
§ 7  Teilung von Grundstücken 
 
§ 8  Nicht überbaute Flächen der bebau-

ten Grundstücke, Kinderspielplätze 
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Dritter Teil 
Bauliche Anlagen 
 
 
Erster Abschnitt 
Gestaltung 
 
§ 9  Gestaltung 
 
§ 10  Anlagen der Außenwerbung, Waren-

automaten 
 
 
 

  

Zweiter Abschnitt 
Allgemeine Anforderungen an die Bau-
ausführung 
 
§ 11  Baustelle 
 
§ 12  Standsicherheit 
 
§ 13  Schutz gegen schädliche Einflüsse 
 
§ 14  Brandschutz 
 
§ 15  Wärme-, Schall-, Erschütterungs-

schutz 
 
§ 16  Verkehrssicherheit 
 
 
 

  

Dritter Abschnitt 
Bauarten und Bauprodukte 
 
§ 17 Bauarten 
 
§ 18  Allgemeine Anforderungen für die 

Verwendung von Bauprodukten 
 
§ 19  Anforderungen für die Verwendung 

von CE-gekennzeichneten Baupro-
dukten 

 
§ 20  Verwendbarkeitsnachweise 
 
§ 21  Allgemeine bauaufsichtliche Zulas-

sung 
 
§ 22  Allgemeines bauaufsichtliches Prüf-

zeugnis 
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§ 23  Nachweis der Verwendbarkeit von 

Bauprodukten im Einzelfall 
 
§ 24  Übereinstimmungsbestätigung und -

erklärung, Zertifizierung 
 
§ 25  Prüf-, Zertifizierungs- und Überwa-

chungsstellen 
 
 
 
Vierter Abschnitt 
Brandverhalten von Baustoffen und Bau-
teilen, Wände, Decken, Dächer 
 
§ 26  Allgemeine Anforderungen an das 

Brandverhalten von Baustoffen und 
Bauteilen 

 
§ 27  Tragende Wände, Stützen 
 
§ 28  Außenwände 
 
§ 29  Trennwände 
 
§ 30 Brandwände 
 
§ 31  Decken 
 
§ 32  Dächer 
 
 
 

  

Fünfter Abschnitt 
Rettungswege, Treppen, Öffnungen, Um-
wehrungen 
 
§ 33  Erster und zweiter Rettungsweg 
 
§ 34  Treppen 
 
§ 35  Notwendige Treppenräume, Aus-

gänge 
 
§ 36  Notwendige Flure, offene Gänge 
 
§ 37  Fenster, Türen, sonstige Öffnungen 
 
§ 38  Umwehrungen 
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Sechster Abschnitt 
Technische Gebäudeausrüstung 
 
§ 39  Aufzüge 
 
§ 40  Leitungsanlagen, Installations-

schächte und -kanäle 
 
§ 41  Lüftungsanlagen 
 
§ 42  Feuerungsanlagen, sonstige Anla-

gen zur Wärmeerzeugung, Brenn-
stoffversorgung 

 
§ 43  Sanitäre Anlagen, Wasserzähler 
 
§ 44 Aufbewahrung fester Abfallstoffe 
 
§ 45  Blitzschutzanlagen 
 
 
 

  

Siebenter Abschnitt 
Nutzungsbedingte Anforderungen 
 
§ 46  Aufenthaltsräume 
 
§ 47 Wohnungen 
 
§ 48  Stellplätze, Garagen und Fahrradab-

stellplätze 
§ 49 Barrierefreies Bauen 
 
§ 50  Sonderbauten 
 
§ 51  Behelfsbauten und untergeordnete 

Gebäude 
 
 
 
 

  

Vierter Teil 
Die am Bau Beteiligten 
 
§ 52  Grundpflichten 
 
§ 53  Bauherrschaft 
 
§ 54  Entwurfsverfassende 
 
§ 55  Unternehmen 
 
§ 56  Bauleitende 
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Fünfter Teil 
Bauaufsichtsbehörden, Verfahren 
 
 
Erster Abschnitt 
Bauaufsichtsbehörden 
 
§ 57  Aufbau und Zuständigkeit der Bau-

aufsichtsbehörden 
 
§ 58  Aufgaben und Befugnisse der Bau-

aufsichtsbehörden 
 
§ 59 Bestehende Anlagen 
 
 
 

  

Zweiter Abschnitt 
Genehmigungspflicht, Genehmigungs-
freiheit 
 
§ 60  Grundsatz 
 
§ 61  Vorrang anderer Gestattungsverfah-

ren 
 
§ 62  Genehmigungsfreie Bauvorhaben, 

Beseitigung von Anlagen 
 
§ 63  Genehmigungsfreistellung 
 
 
 

  

Dritter Abschnitt 
Genehmigungsverfahren 
 
§ 64 Einfaches Baugenehmigungsverfah-

ren 
§ 65 Baugenehmigungsverfahren 
 
§ 66  Typengenehmigung, referenzielle 

Baugenehmigung 
 
§ 67  Bauvorlageberechtigung 
 
§ 68  Bautechnische Nachweise 
 
§ 69  Abweichungen 
 
§ 70  Bauantrag, Bauvorlagen 
 
§ 71 Behandlung des Bauantrags 
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§ 72  Beteiligung der Angrenzer und der 
Öffentlichkeit 

 
§ 73  Ersetzen des gemeindlichen Einver-

nehmens 
 
§ 74  Baugenehmigung, Baubeginn 
 
§ 75  Geltungsdauer der Baugenehmi-

gung 
 
§ 76  Teilbaugenehmigung 
 
§ 77  Vorbescheid 
 
§ 78  Genehmigung Fliegender Bauten 
 
§ 79  Bauaufsichtliche Zustimmung 
 
 
 
Vierter Abschnitt 
Bauaufsichtliche Maßnahmen 
 
§ 80  Verbot unrechtmäßig gekennzeich-

neter Bauprodukte 
 
§ 81  Einstellung von Arbeiten 
 
§ 82 Beseitigung von Anlagen, Nutzungs-

untersagung 
 
 
 

  

Fünfter Abschnitt 
Bauüberwachung 
 
§ 83  Bauüberwachung 
 
§ 84  Bauzustandsbesichtigung, Auf-

nahme der Nutzung 
 
Sechster Abschnitt 
Baulasten 
 
§ 85  Baulasten, Baulastenverzeichnis 
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Sechster Teil 
Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschrif-
ten, Übergangs- und Schlussvorschriften 
 
§ 86  Ordnungswidrigkeiten 
 
§ 87  Rechtsverordnungen 
 
§ 88  Technische Baubestimmungen 
 
§ 89  Örtliche Bauvorschriften 
 
§ 90  Übergangsvorschriften 
 
§ 91  Berichtspflicht 
 

  

Artikel 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

  

 
 
 
 

  

Erster Teil 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1  

Anwendungsbereich 
 
(1) Dieses Gesetz gilt für bauliche Anlagen 
und Bauprodukte. Es gilt auch für Grundstü-
cke sowie für andere Anlagen und Einrich-
tungen, an die in diesem Gesetz oder in Vor-
schriften aufgrund dieses Gesetzes Anforde-
rungen gestellt werden.  
 
 
(2) Dieses Gesetz gilt nicht für  
 
1. Anlagen des öffentlichen Verkehrs ein-

schließlich Zubehör, Nebenanlagen und 
Nebenbetrieben, ausgenommen Ge-
bäude,  

 
2. Anlagen, die der Bergaufsicht unterlie-

gen, ausgenommen Gebäude,  
 
3. Leitungen, die der öffentlichen Versor-

gung mit Wasser, Gas, Elektrizität, 
Wärme, der öffentlichen Abwasserent-
sorgung oder der Telekommunikation 
dienen,  

 

 Erster Teil 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1  

Anwendungsbereich 
 
unverändert  
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4. Rohrleitungen, die dem Ferntransport 
von Stoffen dienen,  

 
5. Kräne und Krananlagen sowie  
 
6. Messestände in Messe- und Ausstel-

lungsgebäuden.  
 
 

§ 2  
Begriffe 

 
(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden 
verbundene, aus Bauprodukten hergestellte 
Anlagen. Eine Verbindung mit dem Boden 
besteht auch dann, wenn die Anlage durch 
eigene Schwere auf dem Boden ruht oder 
auf ortsfesten Bahnen begrenzt beweglich ist 
oder wenn die Anlage nach ihrem Verwen-
dungszweck dazu bestimmt ist, überwiegend 
ortsfest benutzt zu werden.  
 
Bauliche Anlagen sind auch  
 
1.  Aufschüttungen und Abgrabungen,  
 
2.  Lagerplätze, Abstellplätze und Ausstel-

lungsplätze,  
 
3.  Sport- und Spielflächen,  
 
4. Campingplätze, Wochenendplätze und 

Zeltplätze,  
 
5. Freizeit- und Vergnügungsparks,  
 
6. Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahr-

radabstellplätze,  
 
7. Gerüste und  
 
8. Hilfseinrichtungen zur statischen Siche-

rung von Bauzuständen.  
 
Anlagen sind bauliche Anlagen und sonstige 
Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 1 
Absatz 1 Satz 2.  
 
(2) Gebäude sind selbständig benutzbare, 
überdeckte bauliche Anlagen, die von Men-
schen betreten werden können und geeignet 
oder bestimmt sind, dem Schutz von Men-
schen, Tieren oder Sachen zu dienen.  

 § 2  
Begriffe 

 
(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden 
verbundene, aus Bauprodukten hergestellte 
Anlagen. Eine Verbindung mit dem Boden 
besteht auch dann, wenn die Anlage durch 
eigene Schwere auf dem Boden ruht oder 
auf ortsfesten Bahnen begrenzt beweglich ist 
oder wenn die Anlage nach ihrem Verwen-
dungszweck dazu bestimmt ist, überwiegend 
ortsfest benutzt zu werden.  
 
Bauliche Anlagen sind auch  
 
1.  Aufschüttungen und Abgrabungen,  
 
2.  Lagerplätze, Abstellplätze und Ausstel-

lungsplätze,  
 
3.  Sport- und Spielflächen,  
 
4. Campingplätze, Wochenendplätze und 

Zeltplätze,  
 
 
 
5. Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahr-

radabstellplätze,  
 
6. Gerüste und  
 
7. Hilfseinrichtungen zur statischen Siche-

rung von Bauzuständen.  
 
Anlagen sind bauliche Anlagen und sonstige 
Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 1 
Absatz 1 Satz 2.  
 
(2) unverändert 
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(3) Gebäude werden in folgende Gebäude-
klassen eingeteilt:  
 
1. Gebäudeklasse 1:  
 

a) freistehende Gebäude mit einer 
Höhe bis zu 7 m und nicht mehr als 
zwei Nutzungseinheiten von insge-
samt nicht mehr als 400 m² und  

 
b) freistehende land- oder forstwirt-

schaftlich genutzte Gebäude und 
Gebäude vergleichbarer Nutzung,  

 
2. Gebäudeklasse 2:  
 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m und 
nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten 
von insgesamt nicht mehr als 400 m²,  

 
3. Gebäudeklasse 3:  
 

sonstige Gebäude mit einer Höhe bis zu 
7 m,  

 
4. Gebäudeklasse 4:  
 

Gebäude mit einer Höhe bis zu 13 m und 
Nutzungseinheiten mit jeweils nicht 
mehr als 400 m² sowie  

 
5. Gebäudeklasse 5:  
 

sonstige Gebäude einschließlich unterir-
discher Gebäude.  

 
 
Höhe im Sinne des Satzes 1 ist das Maß der 
Fußbodenoberkante des höchstgelegenen 
Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum 
möglich ist, über der Geländeoberfläche im 
Mittel. Die Grundflächen der Nutzungsein-
heiten im Sinne dieses Gesetzes sind die 
Brutto-Grundflächen. Bei der Berechnung 
der Brutto-Grundflächen nach Satz 1 bleiben 
Flächen in Kellergeschossen außer Be-
tracht.  
 
 
 
 
 

  
(3) unverändert 
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(4) Geländeoberfläche ist die Fläche, die 
sich aus der Baugenehmigung oder den 
Festsetzungen des Bebauungsplans ergibt, 
im Übrigen die natürliche Geländeoberflä-
che.  
 
(5) Geschosse sind oberirdische Geschosse, 
wenn ihre Deckenoberkanten im Mittel mehr 
als 1,60 m über die Geländeoberfläche hin-
ausragen, im Übrigen sind sie Kellerge-
schosse. Hohlräume zwischen der obersten 
Decke und der Bedachung, in denen Aufent-
haltsräume nicht möglich sind, sind keine 
Geschosse. 
 
(6) Vollgeschosse sind oberirdische Ge-
schosse, die eine lichte Höhe von mindes-
tens 2,30 m haben. Ein oberstes Geschoss 
ist nur dann ein Vollgeschoss, wenn es die in 
Satz 1 genannte Höhe über mehr als zwei 
Drittel der Grundfläche des darunterliegen-
den Geschosses hat.  
 
(7) Aufenthaltsräume sind Räume, die zum 
nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von 
Menschen bestimmt oder geeignet sind.  
 
(8) Stellplätze sind Flächen, die dem Abstel-
len von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern au-
ßerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen 
dienen. Garagen sind Gebäude oder Gebäu-
deteile zum Abstellen von Kraftfahrzeugen 
und/oder Fahrrädern. Ausstellungs-, Ver-
kaufs-, Werk- und Lagerräume für Kraftfahr-
zeuge sind keine Stellplätze oder Garagen.  
 
(9) Feuerstätten sind in oder an Gebäuden 
ortsfest benutzte Anlagen oder Einrichtun-
gen, die dazu bestimmt sind, durch Verbren-
nung Wärme zu erzeugen.  
 
(10) Barrierefrei sind bauliche Anlagen, so-
weit sie für alle Menschen, insbesondere für 
Menschen mit Behinderungen, in der allge-
mein üblichen Weise, ohne besondere Er-
schwernis und grundsätzlich ohne fremde 
Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar 
sind. 
 
 
 
 
 

(4) unverändert 
 
 
 
 
 
(5) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Vollgeschosse sind oberirdische Ge-
schosse, die eine lichte Höhe von mindes-
tens 2,30 m haben. Ein Geschoss ist nur 
dann ein Vollgeschoss, wenn es die in Satz 1 
genannte Höhe über mehr als drei Viertel der 
Grundfläche des darunterliegenden Ge-
schosses hat.  
 
(7) unverändert 
 
 
 
(8) unverändert   
 
 
 
 
 
 
 
 
(9) unverändert  
 
 
  
 
(10) unverändert 
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(11) Bauprodukte sind  
 
1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anla-

gen sowie Bausätze gemäß Artikel 2 
Nummer 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 05/2011 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 9. März 2011 
zur Festlegung harmonisierter Bedin-
gungen für die Vermarktung von Bau-
produkten und zur Aufhebung der Richt-
linie 89/106/EWG des Rates (ABl. L 88 
vom 4.4.2011, S. 5, L 103 vom 
12.4.2013, S. 10, L 92 vom 8.4.2015, 
S. 118), die zuletzt durch Verordnung 
(EU) Nr. 574/2014 (ABl. L 159 vom 
28.5.2014, S. 41) geändert worden ist, 
die hergestellt werden, um dauerhaft in 
bauliche Anlagen eingebaut zu werden 
und  

 
2. aus Produkten, Baustoffen, Bauteilen 

sowie Bausätzen gemäß Artikel 2 Num-
mer 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 vorgefertigte Anlagen, die 
hergestellt werden, um mit dem Erdbo-
den verbunden zu werden  

 
und deren Verwendung sich auf die An-
forderungen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 
auswirken kann. 

 
(12) Bauart ist das Zusammenfügen von 
Bauprodukten zu baulichen Anlagen oder 
Teilen von baulichen Anlagen.  
 
 

(11) Bauprodukte sind 
 
1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anla-

gen sowie Bausätze gemäß Artikel 2 
Nummer 2 der Verordnung (EU)  
Nr. 305/2011 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 9. März 2011 
zur Festlegung harmonisierter Bedin-
gungen für die Vermarktung von Bau-
produkten und zur Aufhebung der Richt-
linie 89/106/EWG des Rates (ABl. L 88 
vom 4.4.2011, S. 5, L 103 vom 
12.4.2013, S. 10, L 92 vom 8.4.2015, 
S. 118), die zuletzt durch Verordnung 
(EU) Nr. 574/2014 (ABl. L 159 vom 
28.5.2014, S. 41) geändert worden ist, 
die hergestellt werden, um dauerhaft in 
bauliche Anlagen eingebaut zu werden 
und 

 
2. aus Produkten, Baustoffen, Bauteilen 

sowie Bausätzen gemäß Artikel 2 Num-
mer 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 vorgefertigte Anlagen, die 
hergestellt werden, um mit dem Erdbo-
den verbunden zu werden 

 
und deren Verwendung sich auf die Anforde-
rungen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 auswirken 
kann. 
 
(12) unverändert  
 
 

§ 3  
Allgemeine Anforderungen 

 
(1) Anlagen sind so anzuordnen, zu errich-
ten, zu ändern und instand zu halten, dass 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung, ins-
besondere Leben, Gesundheit und die natür-
lichen Lebensgrundlagen, nicht gefährdet 
werden, dabei sind die Grundanforderungen 
an Bauwerke gemäß Anhang I der Verord-
nung (EU) Nr. 305/2011 zu berücksichtigen. 
Anlagen müssen bei ordnungsgemäßer In-
standhaltung die allgemeinen Anforderun-
gen des Satzes 1 ihrem Zweck entsprechend 
dauerhaft erfüllen und ohne Missstände be-
nutzbar sein. 
 

 § 3  
Allgemeine Anforderungen 

 
unverändert  
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(2) Die der Wahrung der Belange nach Ab-
satz 1 Satz 1 dienenden allgemein aner-
kannten Regeln der Technik sind zu beach-
ten. Von diesen Regeln kann abgewichen 
werden, wenn eine andere Lösung in glei-
cher Weise die Anforderungen des Absat-
zes 1 Satz 1 erfüllt. Als allgemein anerkannte 
Regeln der Technik gelten auch die von der 
obersten Bauaufsichtsbehörde durch Ver-
waltungsvorschrift als Technische Baube-
stimmungen eingeführten technischen Re-
geln. 
 
(3) Für die Beseitigung von Anlagen und bei 
der Änderung ihrer Nutzung gelten die Ab-
sätze 1 und 2 entsprechend. 
 

Zweiter Teil 
Das Grundstück und seine Bebauung 

 
§ 4  

Bebauung der Grundstücke mit  
Gebäuden 

 
(1) Gebäude dürfen nur errichtet werden, 
wenn gesichert ist, dass ab Viertereginn ihrer 
Nutzung das Grundstück in für die Zufahrt 
und den Einsatz von Feuerlösch- und Ret-
tungsgeräten angemessener Breite an einer 
befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche 
liegt oder wenn das Grundstück eine befahr-
bare, öffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt 
zu einer befahrbaren öffentlichen Verkehrs-
fläche hat und die erforderlichen Anlagen zur 
Versorgung mit Löschwasser vorhanden und 
benutzbar sind. Wohnwege, an denen nur 
Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 zuläs-
sig sind, brauchen nur befahrbar zu sein, 
wenn sie länger als 50 m sind. 
 
(2) Ein Gebäude auf mehreren Grundstü-
cken ist nur zulässig, wenn öffentlich-recht-
lich gesichert ist, dass dadurch keine Ver-
hältnisse eintreten können, die Vorschriften 
dieses Gesetzes oder den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Vorschriften zuwider-
laufen. Dies gilt bei bestehenden Gebäuden 
nicht für eine Außenwand- und Dachdäm-
mung, die über die Bauteilanforderungen der 
Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 2007 
(BGBl. I S. 1519) die zuletzt durch Artikel 3 
der Verordnung vom 24. Oktober 2015 
(BGBl. I. S. 1789) geändert worden ist, in der 

 Zweiter Teil 
Das Grundstück und seine Bebauung 

 
§ 4  

Bebauung der Grundstücke mit  
Gebäuden 

 
unverändert  
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jeweils geltenden Fassung für bestehende 
Gebäude nicht hinausgeht. Satz 2 gilt ent-
sprechend für die mit der Wärmedämmung 
zusammenhängenden notwendigen Ände-
rungen von Bauteilen. 
 
 
 

§ 5  
Zugänge und Zufahrten auf den Grund-

stücken 
 
(1) Von öffentlichen Verkehrsflächen ist ins-
besondere für die Feuerwehr ein geradliniger 
Zu- oder Durchgang zu rückwärtigen Gebäu-
den zu schaffen, zu anderen Gebäuden ist er 
zu schaffen, wenn der zweite Rettungsweg 
dieser Gebäude über Rettungsgeräte der 
Feuerwehr führt. Zu Gebäuden, bei denen 
die Oberkante der Brüstung von zum Anlei-
tern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr 
als 8 m über Gelände liegt, ist in den Fällen 
des Satzes 1 anstelle eines Zu- oder Durch-
gangs eine Zu- oder Durchfahrt zu schaffen. 
Ist für die Personenrettung der Einsatz von 
Hubrettungsfahrzeugen erforderlich, sind die 
dafür erforderlichen Aufstell- und Bewe-
gungsflächen vorzusehen. Bei Gebäuden, 
die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von 
einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt 
sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten nach 
Satz 2 zu den vor und hinter den Gebäuden 
gelegenen Grundstücksteilen und Bewe-
gungsflächen herzustellen, wenn sie aus 
Gründen des Feuerwehreinsatzes erforder-
lich sind. Soweit erforderliche Flächen nicht 
auf dem Grundstück liegen, müssen sie öf-
fentlich-rechtlich gesichert sein.  
 
(2) Zu- und Durchfahrten, Aufstellflächen 
und Bewegungsflächen müssen für Feuer-
wehrfahrzeuge ausreichend befestigt und 
tragfähig sein. Sie sind als solche zu kenn-
zeichnen und ständig frei zu halten. Die 
Kennzeichnung von Zufahrten muss von der 
öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar 
sein. Fahrzeuge dürfen auf den Flächen 
nach Satz 1 nicht abgestellt werden.  
 
 
 
 
 

 § 5  
Zugänge und Zufahrten auf den Grund-

stücken 
 
unverändert  
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§ 6  
Abstandsflächen 

 
(1) Vor den Außenwänden von Gebäuden 
sind Abstandsflächen von oberirdischen Ge-
bäuden freizuhalten. Satz 1 gilt entspre-
chend für andere Anlagen gegenüber Ge-
bäuden und Grundstücksgrenzen soweit sie  
 
1. höher als 2 m über der Geländeoberflä-

che sind und von ihnen Wirkungen wie 
von Gebäuden ausgehen oder  

 
2. höher als 1 m über der Geländeoberflä-

che sind und dazu geeignet sind, von 
Menschen betreten zu werden.  

 
Eine Abstandsfläche ist nicht erforderlich vor 
Außenwänden, die an Grundstücksgrenzen 
errichtet werden, wenn nach planungsrecht-
lichen Vorschriften  
 
1. an die Grenze gebaut werden muss,  

oder  
 
2. an die Grenze gebaut werden darf, 

wenn gesichert ist, dass auf dem Nach-
bargrundstück ohne Grenzabstand ge-
baut wird. 

 
(2) Abstandsflächen müssen auf dem Grund-
stück selbst liegen. Sie dürfen auch auf öf-
fentlichen Verkehrs-, Grün- und Wasserflä-
chen liegen, jedoch nur bis zu deren Mitte. 
Abstandsflächen dürfen sich ganz oder teil-
weise auf andere Grundstücke erstrecken, 
wenn öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass 
sie nur mit in der Abstandsfläche zulässigen 
baulichen Anlagen überbaut werden; Ab-
standsflächen dürfen auf die auf diesen 
Grundstücken erforderlichen Abstandsflä-
chen nicht angerechnet werden. 
 
(3) Die Abstandsflächen dürfen sich nicht 
überdecken, dies gilt nicht für  
 
1. Außenwände, die in einem Winkel von 

mehr als 75 Grad zueinanderstehen,  
 
2. Außenwände zu einem fremder Sicht 

entzogenen Gartenhof bei Wohngebäu-
den der Gebäudeklassen 1 und 2 sowie  

 

 § 6  
Abstandsflächen 

 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  
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3. Gebäude und andere bauliche Anlagen, 
die in den Abstandsflächen zulässig sind 
oder gestattet werden.  

 
(4) Die Tiefe der Abstandsfläche bemisst 
sich nach der Wandhöhe; sie wird senkrecht 
zur Wand gemessen. Wandhöhe ist das Maß 
von der Geländeoberfläche bis zur Schnittli-
nie der Wand mit der Dachhaut oder bis zum 
oberen Abschluss der Wand. Besteht eine 
Außenwand aus Wandteilen unterschiedli-
cher Höhe, so ist die Wandhöhe je Wandteil 
zu ermitteln. Bei geneigter Geländeoberflä-
che ist die im Mittel gemessene Wandhöhe 
maßgebend. Diese ergibt sich aus den 
Wandhöhen an den Gebäudekanten oder 
den vertikalen Begrenzungen der Wandteile. 
Abgrabungen, die der Belichtung oder dem 
Zugang oder der Zufahrt zu einem Gebäude 
dienen, bleiben bei der Ermittlung der Ab-
standfläche außer Betracht, auch soweit sie 
nach § 8 Absatz 3 die Geländeoberfläche zu-
lässigerweise verändern. Zur Wandhöhe 
werden hinzugerechnet: 
 
1. voll die Höhe von 
 

a) Dächern und Dachteilen mit einer 
Dachneigung von mehr als 70 Grad 
und 

 
b) Giebelflächen im Bereich dieser Dä-

cher und Dachteile, wenn beide Sei-
ten eine Dachneigung von mehr als 
70 Grad haben, 

 
2. zu einem Drittel die Höhe von 
 

a) Dächern und Dachteilen mit einer 
Dachneigung von mehr als 45 Grad, 

 
b) Dächern mit Dachgauben oder 

Dachaufbauten, deren Gesamt-
länge je Dachfläche mehr als die 
Hälfte der darunterliegenden Ge-
bäudewand beträgt und 

 
c) Giebelflächen im Bereich von Dä-

chern und Dachteilen, wenn nicht 
beide Seiten eine Dachneigung von 
mehr als 70 Grad haben. 

 
Das sich ergebende Maß ist H. 

 
 
 
 
(4) unverändert  
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(5) Die Tiefe der Abstandsflächen beträgt 
0,4 H, mindestens 3 m. In Gewerbe- und In-
dustriegebieten genügt eine Tiefe von 0,2 H, 
mindestens 3 m. Zu öffentlichen Verkehrs-, 
Grün- und Wasserflächen beträgt die Tiefe 
der Abstandfläche in Kerngebieten und urba-
nen Gebieten 0,2 H, mindestens 3 m. Zu an-
grenzenden anderen Baugebieten gilt die je-
weils größere Tiefe der Abstandsfläche. Vor 
den Außenwänden von Wohngebäuden der 
Gebäudeklassen 1 und 2 mit nicht mehr als 
drei oberirdischen Geschossen genügt als 
Tiefe der Abstandsfläche 3 m. Werden von 
einer städtebaulichen Satzung oder einer 
Satzung nach § 89 Außenwände zugelassen 
oder vorgeschrieben, vor denen Abstands-
flächen größerer oder geringerer Tiefe als 
nach den Sätzen 1 bis 3 liegen müssten, fin-
den die Sätze 1 bis 3 keine Anwendung, es 
sei denn, die Satzung ordnet die Geltung die-
ser Vorschriften an. 
 
(6) Bei der Bemessung der Abstandsflächen 
bleiben außer Betracht  
 
1. nicht mehr als 1,50 m vor die Außen-

wand vortretende Bauteile wie Gesimse 
und Dachüberstände,  

 
2. Vorbauten, wenn sie  
 

a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel 
der Breite der jeweiligen Außen-
wand in Anspruch nehmen,  

 
b) nicht mehr als 1,50 m vor diese Au-

ßenwand vortreten und  
 
c) mindestens 2 m von der gegenüber-

liegenden Nachbargrenze entfernt 
bleiben, sowie  

 
3. bei Gebäuden an der Grundstücks-

grenze die Seitenwände von Vorbauten 
und Dachaufbauten, auch wenn sie 
nicht an der Grundstücksgrenze errich-
tet werden. 

 
(7) Bei der Bemessung der Abstandsflächen 
bleiben Maßnahmen zum Zwecke der Ener-
gieeinsparung und Solaranlagen an beste-
henden Gebäuden unabhängig davon, ob 

 
(5) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Bei der Bemessung der Abstandsflächen 
bleiben außer Betracht  
 
1. nicht mehr als 1,50 m vor die Außen-

wand vortretende Bauteile wie Gesimse 
und Dachüberstände,  

 
2. Vorbauten, wenn sie  
 

a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel 
der Breite der jeweiligen Außen-
wand in Anspruch nehmen,  

 
b) nicht mehr als 1,60 m vor diese Au-

ßenwand vortreten und  
 
c) mindestens 2 m von der gegenüber-

liegenden Nachbargrenze entfernt 
bleiben, sowie  

 
3. bei Gebäuden an der Grundstücks-

grenze die Seitenwände von Vorbauten 
und Dachaufbauten, auch wenn sie 
nicht an der Grundstücksgrenze errich-
tet werden. 

 
(7) unverändert  
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diese den Anforderungen der Absätze 2 bis 
6 entsprechen, außer Betracht, wenn sie  
 
1. eine Stärke von nicht mehr als 0,25 m 

aufweisen und  
 
2. mindestens 2,50 m von der Nachbar-

grenze zurückbleiben.  
 
§ 4 Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend, 
§ 69 Absatz 1 Satz 1 bleibt unberührt.  
 
(8) In den Abstandsflächen eines Gebäudes 
sowie ohne eigene Abstandsflächen sind, 
auch wenn sie nicht an die Grundstücks-
grenze oder an das Gebäude angebaut wer-
den, zulässig,  
 
1. Garagen und Gebäude ohne Aufent-

haltsräume und Feuerstätten bis zu 
30 m3 Brutto-Rauminhalt mit einer mitt-
leren Wandhöhe bis zu 3 m, auch wenn 
sie über einen Zugang zu einem ande-
ren Gebäude verfügen, 

 
 
 
2. gebäudeunabhängige Solaranlagen mit 

einer Höhe bis zu 3 m,  
 
3. Stützmauern und geschlossene Einfrie-

dungen in Gewerbe- und Industriegebie-
ten, außerhalb dieser Baugebiete mit ei-
ner Höhe bis zu 2 m.  

 
Die Gesamtlänge der Bebauung nach Satz 1 
Nummer 1 und 2 darf je Nachbargrenze 9 m 
und auf einem Grundstück zu allen Nachbar-
grenzen insgesamt 15 m nicht überschreiten.  
 
(9) Bei der Änderung von vor dem 1. Januar 
2019 zulässigerweise errichteten Gebäuden 
mit Wohnungen bleiben Aufzüge, die vor die 
Außenwand vortreten, bei der Bemessung 
der Abstandsflächen außer Betracht, wenn 
sie nicht länger als 2,50 m und nicht höher 
als der obere Abschluss des obersten ange-
fahrenen Geschosses mit Wohnungen sind, 
nicht mehr als 2,50 m vor die Außenwand 
vortreten und von den gegenüberliegenden 
Nachbargrenzen mindestens 1,50 m entfernt 
sind. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) In den Abstandsflächen eines Gebäudes 
sowie ohne eigene Abstandsflächen sind, 
auch wenn sie nicht an die Grundstücks-
grenze oder an das Gebäude angebaut wer-
den, zulässig,  
 
1. Garagen und Gebäude ohne Aufent-

haltsräume, überdachte Tiefgaragenzu-
fahrten, Aufzüge zu Tiefgaragen und 
Feuerstätten bis zu 30 m3 Brutto-Raum-
inhalt mit einer mittleren Wandhöhe bis 
zu 3 m, auch wenn sie über einen Zu-
gang zu einem anderen Gebäude verfü-
gen, 

 
2. gebäudeunabhängige Solaranlagen mit 

einer Höhe bis zu 3 m,  
 
3. Stützmauern und geschlossene Einfrie-

dungen in Gewerbe- und Industriegebie-
ten, außerhalb dieser Baugebiete mit ei-
ner Höhe bis zu 2 m.  

 
Die Gesamtlänge der Bebauung nach Satz 1 
Nummer 1 und 2 darf je Nachbargrenze 9 m 
und auf einem Grundstück zu allen Nachbar-
grenzen insgesamt 15 m nicht überschreiten. 
 
(9) Bei der Änderung von vor dem 1. Ja-
nuar 2019 zulässigerweise errichteten Ge-
bäuden mit Wohnungen bleiben Aufzüge, die 
vor die Außenwand vortreten, bei der Be-
messung der Abstandsflächen außer Be-
tracht, wenn sie nicht länger als 2,50 m und 
nicht höher als 0,50 m über dem oberen Ab-
schluss des obersten angefahrenen Ge-
schosses mit Wohnungen sind, nicht mehr 
als 2,50 m vor die Außenwand vortreten und 
von den gegenüberliegenden Nachbargren-
zen mindestens 1,50 m entfernt sind. 
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(10) Liegen sich Wände desselben Gebäu-
des oder Wände von Gebäuden auf demsel-
ben Grundstück gegenüber, so können ge-
ringere Abstandsflächen als nach Absatz 5 
gestattet werden, wenn die Belichtung der 
Räume nicht wesentlich beeinträchtigt wird 
und wenn wegen des Brandschutzes Beden-
ken nicht bestehen. 
 
(11) Bei Gebäuden, die ohne Einhaltung von 
Abstandsflächen oder mit geringeren Tiefen 
der Abstandsflächen als nach Absatz 5 be-
stehen, sind zulässig 
 
1. Änderungen innerhalb des Gebäudes, 
 
2. Nutzungsänderungen, wenn der Ab-

stand des Gebäudes zu den Nachbar-
grenzen mindestens 2,50 m beträgt und 

 
3. Änderungen, wenn der Abstand des Ge-

bäudes zu den Nachbargrenzen min-
destens 2,50 m beträgt, ohne Verände-
rung von Länge und Höhe der diesen 
Nachbargrenzen zugekehrten Wände 
und Dachflächen und ohne Einrichtung 
neuer Öffnungen oder Vergrößerung be-
stehender Öffnungen in diesen Wänden 
und Dachflächen. 

 
Darüber hinaus gehende Änderungen und 
Nutzungsänderungen können unter Würdi-
gung nachbarlicher Belange und der Be-
lange des Brandschutzes gestattet werden.  
 
(12) In überwiegend bebauten Gebieten kön-
nen geringere Tiefen der Abstandsflächen 
gestattet oder verlangt werden, wenn die Ge-
staltung des Straßenbildes oder besondere 
städtebauliche Verhältnisse dies auch unter 
Würdigung nachbarlicher Belange rechtferti-
gen. In den Gebieten nach Satz 1 kann ge-
stattet werden, dass an der Stelle eines Ge-
bäudes, das die Abstandsflächen nicht ein-
hält, aber Bestandsschutz genießt, ein nach 
Kubatur und Nutzung gleichartiges Gebäude 
errichtet wird, wenn das Vorhaben ansons-
ten dem öffentlichen Recht entspricht und 
die Rechte der Angrenzer nicht nachteilig be-
troffen werden. 
 

(10) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
(11) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(12) In überwiegend bebauten Gebieten kön-
nen geringere Tiefen der Abstandsflächen 
gestattet oder verlangt werden, wenn die Ge-
staltung des Straßenbildes oder besondere 
städtebauliche Verhältnisse dies auch unter 
Würdigung nachbarlicher Belange rechtferti-
gen. In den Gebieten nach Satz 1 kann ge-
stattet werden, dass an der Stelle eines Ge-
bäudes, das die Abstandsflächen nicht ein-
hält, aber Bestandsschutz genießt, ein nach 
Kubatur gleichartiges Gebäude errichtet 
wird, wenn das Vorhaben ansonsten dem öf-
fentlichen Recht entspricht und die Rechte 
der Angrenzer nicht nachteilig betroffen wer-
den. 
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(13) Für Windenergieanlagen gelten die Ab-
sätze 4 bis 6 nicht. Bei diesen Anlagen be-
misst sich die Tiefe der Abstandsfläche nach 
50 Prozent ihrer größten Höhe. Die größte 
Höhe errechnet sich bei Anlagen mit Hori-
zontalachse aus der Höhe der Rotorachse 
über der geometrischen Mitte des Mastes 
zuzüglich des Rotorradius. Die Abstandsflä-
che ist ein Kreis um den geometrischen Mit-
telpunkt des Mastes.  
 
 

(13) unverändert  

§ 7  
Teilung von Grundstücken 

 
(1) Die Teilung eines bebauten Grundstücks 
bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Genehmi-
gung der Bauaufsichtsbehörde. Einer Ge-
nehmigung bedarf es nicht, wenn der Bund, 
das Land, eine Gemeinde oder ein Gemein-
deverband als Erwerber, Eigentümer oder 
Verwalter beteiligt ist. 
 
(2) Die Genehmigung darf nur versagt wer-
den, wenn durch die Teilung Verhältnisse 
geschaffen würden, die den Vorschriften die-
ses Gesetzes oder den aufgrund dieses Ge-
setzes erlassenen Vorschriften zuwiderlau-
fen. Die Bauaufsichtsbehörde hat innerhalb 
eines Monats nach Eingang des Antrags 
über die Teilung zu entscheiden. Ist ihr dies 
nicht möglich, so kann sie die Frist durch 
Zwischenbescheid gegenüber der antrag-
stellenden Person um höchstens zwei Mo-
nate verlängern. Die Genehmigung gilt als 
erteilt, wenn nicht innerhalb der Frist über sie 
entschieden wurde.  
 
(3) Die Teilung darf in das Liegenschaftska-
taster erst übernommen werden, wenn ein 
Genehmigungsbescheid vorgelegt ist. Be-
darf die Teilung keiner Genehmigung oder 
gilt sie als genehmigt, hat die Genehmi-
gungsbehörde auf Antrag von Beteiligten 
darüber ein Zeugnis auszustellen. Das Zeug-
nis steht einer Genehmigung gleich.  
 
(4) § 70 Absatz 1 und 2 sowie § 71 Absatz 1 
Satz 2 gelten entsprechend.  
 
 
 
 

 § 7  
Teilung von Grundstücken 

 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) § 70 Absatz 1 und 2 sowie § 71 Absatz 1 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.  
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§ 8  
Nicht überbaute Flächen der bebauten 

Grundstücke, Kinderspielplätze 
 
(1) Die nicht mit Gebäuden oder vergleichba-
ren baulichen Anlagen überbauten Flächen 
der bebauten Grundstücke sind  
 
1. wasseraufnahmefähig zu belassen oder 

herzustellen und  
 
2. zu begrünen oder zu bepflanzen,  
 
soweit dem nicht die Erfordernisse einer an-
deren zulässigen Verwendung der Flächen 
entgegenstehen. Satz 1 findet keine Anwen-
dung, soweit Bebauungspläne oder andere 
Satzungen Festsetzungen zu den nicht über-
bauten Flächen treffen.  
 
(2) Bei der Errichtung von Gebäuden mit 
mehr als drei Wohnungen ist auf dem Bau-
grundstück oder in unmittelbarer Nähe auf 
einem anderen geeigneten Grundstück, des-
sen dauerhafte Nutzung für diesen Zweck öf-
fentlich-rechtlich gesichert sein muss, ein 
ausreichend großer Spielplatz für Kleinkin-
der anzulegen. Dies gilt nicht, wenn in unmit-
telbarer Nähe eine Gemeinschaftsanlage  
oder ein sonstiger für die Kinder nutzbarer 
Spielplatz geschaffen wird oder vorhanden 
oder ein solcher Spielplatz wegen der Art 
und der Lage der Wohnung nicht erforderlich 
ist. Bei bestehenden Gebäuden nach Satz 1 
kann die Herstellung von Spielplätzen für 
Kleinkinder verlangt werden, wenn dies die 
Gesundheit und der Schutz der Kinder erfor-
dern. Der Spielplatz muss barrierefrei er-
reichbar sein.  
 
(3) Veränderungen der Geländeoberfläche 
dürfen nur genehmigt werden, wenn dadurch 
keine Nachteile für Nachbargrundstücke o-
der öffentliche Verkehrsflächen entstehen 
und das Straßen-, Orts- oder Landschafts-
bild nicht gestört wird. 
 
 
 

 § 8  
Nicht überbaute Flächen der bebauten 

Grundstücke, Kinderspielplätze 
 
unverändert  
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Dritter Teil 
Bauliche Anlagen 

 
Erster Abschnitt 

Gestaltung 
 

§ 9  
Gestaltung 

 
(1) Anlagen müssen nach Form, Maßstab, 
Verhältnis der Baumassen und Bauteile zu-
einander, Werkstoff und Farbe so gestaltet 
sein, dass sie nicht verunstaltet wirken.  
 
(2) Anlagen sind mit ihrer Umgebung so in 
Einklang zu bringen, dass sie das Straßen-, 
Orts- oder Landschaftsbild nicht verunstalten 
oder deren beabsichtigte Gestaltung nicht 
stören. Auf die erhaltenswerten Eigenarten 
der Umgebung ist Rücksicht zu nehmen.  
 
 

 Dritter Teil 
Bauliche Anlagen 

 
Erster Abschnitt 

Gestaltung 
 

§ 9  
Gestaltung 

 
unverändert  

§ 10  
Anlagen der Außenwerbung, Warenauto-

maten 
 
(1) Anlagen der Außenwerbung (Werbeanla-
gen) sind alle ortsfesten Einrichtungen, die 
der Ankündigung oder Anpreisung oder als 
Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen und 
vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar 
sind. Hierzu zählen insbesondere Schilder, 
Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbun-
gen, Schaukästen sowie für Zettelanschläge 
und Bogenanschläge oder für Lichtwerbung 
bestimmte Säulen, Tafeln und Flächen.  
 
(2) Für Werbeanlagen, die bauliche Anlagen 
sind, gelten die in diesem Gesetz an bauli-
che Anlagen gestellten Anforderungen. Wer-
beanlagen, die keine baulichen Anlagen 
sind, dürfen weder bauliche Anlagen noch 
das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild ver-
unstalten oder die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs gefährden. Eine Verunstaltung 
liegt auch vor, wenn durch Werbeanlagen 
der Ausblick auf begrünte Flächen verdeckt 
oder die einheitliche Gestaltung und die ar-
chitektonische Gliederung baulicher Anlagen 
gestört wird. Der Betrieb von Werbeanlagen 
darf nicht zu schädlichen Umwelteinwirkun-
gen führen. Die störende Häufung von Wer-
beanlagen ist unzulässig. 

 § 10  
Anlagen der Außenwerbung, Warenauto-

maten 
 
unverändert  
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(3) Außerhalb der im Zusammenhang be-
bauten Ortsteile sind Werbeanlagen unzu-
lässig. Ausgenommen sind, soweit in ande-
ren Vorschriften nichts anderes bestimmt ist,  
 
1. Werbeanlagen an der Stätte der Leis-

tung, 
 
2. einzelne Hinweiszeichen an Verkehrs-

straßen und Wegabzweigungen, die im 
Interesse des Verkehrs auf außerhalb 
der Ortsdurchfahrten liegende Betriebe 
oder versteckt liegende Stätten auf-
merksam machen,  

 
3. Schilder, die Inhaber und Art gewerbli-

cher Betriebe kennzeichnen (Hinweis-
schilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten 
auf einer Tafel zusammengefasst sind,  

 
4. Werbeanlagen an und auf Flugplätzen, 

Sportanlagen und Versammlungsstät-
ten, soweit sie nicht in die freie Land-
schaft wirken, und  

 
5. Werbeanlagen auf Ausstellungs- und 

Messegeländen.  
 
(4) In Kleinsiedlungsgebieten, Dorfgebieten, 
reinen und allgemeinen Wohngebieten sind 
Werbeanlagen nur zulässig an der Stätte der 
Leistung sowie Anlagen für amtliche Mittei-
lungen und zur Unterrichtung der Bevölke-
rung über kirchliche, kulturelle, politische, 
sportliche und ähnliche Veranstaltungen, die 
jeweils freie Fläche dieser Anlagen darf auch 
für andere Werbung verwendet werden. In 
reinen Wohngebieten darf an der Stätte der 
Leistung nur mit Hinweisschildern geworben 
werden. 
 
(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Warenau-
tomaten entsprechend. 
 
(6) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind 
nicht anzuwenden auf  
 
1. Anschläge und Lichtwerbung an dafür 

genehmigten Säulen, Tafeln und Flä-
chen,  
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2. Werbemittel an Zeitungs- und Zeitschrif-
tenverkaufsstellen,  

3. Auslagen und Dekorationen in Fenstern 
und Schaukästen und  

 
4. Wahlwerbung für die Dauer eines Wahl-

kampfs.  
 
 
 

Zweiter Abschnitt 
Allgemeine Anforderungen an die Bau-

ausführung 
 

§ 11  
Baustelle 

 
(1) Baustellen sind so einzurichten, dass 
bauliche Anlagen ordnungsgemäß errichtet, 
geändert oder beseitigt werden können und 
Gefahren oder vermeidbare Belästigungen 
nicht entstehen.  
 
(2) Bei Bauarbeiten, durch die unbeteiligte 
Personen gefährdet werden können, ist die 
Gefahrenzone abzugrenzen oder durch 
Warnzeichen zu kennzeichnen. Soweit erfor-
derlich, sind Baustellen mit einem Bauzaun 
abzugrenzen, mit Schutzvorrichtungen ge-
gen herabfallende Gegenstände zu verse-
hen und zu beleuchten.  
 
(3) Bei der Ausführung genehmigungsbe-
dürftiger Bauvorhaben hat die Bauherrin  
oder der Bauherr an der Baustelle ein Schild, 
das die Bezeichnung des Bauvorhabens so-
wie die Namen und Anschriften der entwurfs-
verfassenden Person, der Bauleitung und 
der Unternehmer für den Rohbau enthalten 
muss, dauerhaft und von der öffentlichen 
Verkehrsfläche aus sichtbar anzubringen.  
 
(4) Bäume, Hecken und sonstige Bepflan-
zungen, die aufgrund anderer Rechtsvor-
schriften zu erhalten sind, müssen während 
der Bauausführung geschützt werden. 
 
 
 
 
 
 
 

 Zweiter Abschnitt 
Allgemeine Anforderungen an die Bau-

ausführung 
 

§ 11  
Baustelle 

 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
(2) Bei Bauarbeiten, durch die unbeteiligte 
Personen gefährdet werden können, ist die 
Gefahrenzone abzugrenzen und durch 
Warnzeichen zu kennzeichnen. Soweit erfor-
derlich, sind Baustellen mit einem Bauzaun 
abzugrenzen, mit Schutzvorrichtungen ge-
gen herabfallende Gegenstände zu verse-
hen und zu beleuchten.  
 
(3) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert  
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§ 12  
Standsicherheit 

 
(1) Jede bauliche Anlage muss im Ganzen 
und in ihren einzelnen Teilen sowie für sich 
allein standsicher sein. Die Standsicherheit 
anderer baulicher Anlagen und die Tragfä-
higkeit des Baugrundes der Nachbargrund-
stücke dürfen nicht gefährdet werden. 
 
(2) Die Verwendung gemeinsamer Bauteile 
für mehrere bauliche Anlagen ist zulässig, 
wenn öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass 
die gemeinsamen Bauteile bei der Beseiti-
gung einer der baulichen Anlagen bestehen 
bleiben können.  
 
 

 § 12  
Standsicherheit 

 
unverändert  

§13  
Schutz gegen schädliche Einflüsse 

 
Bauliche Anlagen müssen so angeordnet, 
beschaffen und gebrauchstauglich sein, 
dass durch Wasser, Feuchtigkeit, pflanzliche 
und tierische Schädlinge sowie andere che-
mische, physikalische oder biologische Ein-
flüsse Gefahren oder unzumutbare Belästi-
gungen nicht entstehen. Baugrundstücke 
müssen für bauliche Anlagen geeignet sein. 
 
 

 §13  
Schutz gegen schädliche Einflüsse 

 
unverändert  

§ 14  
Brandschutz 

 
Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, 
zu ändern und instand zu halten, dass der 
Entstehung eines Brandes und der Ausbrei-
tung von Feuer und Rauch (Brandausbrei-
tung) vorgebeugt wird und bei einem Brand 
die Rettung von Menschen und Tieren sowie 
wirksame Löscharbeiten möglich sind. Zur 
Brandbekämpfung muss eine ausreichende 
Wassermenge zur Verfügung stehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 14  
Brandschutz 

 
unverändert  
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§ 15  
Wärme-, Schall-, Erschütterungsschutz 

 
(1) Gebäude müssen einen ihrer Nutzung 
und den klimatischen Verhältnissen entspre-
chenden Wärmeschutz haben.  
 
(2) Gebäude müssen einen ihrer Lage und 
Nutzung entsprechenden Schallschutz ha-
ben. Geräusche, die von ortsfesten Einrich-
tungen in baulichen Anlagen oder auf Bau-
grundstücken ausgehen, sind so zu däm-
men, dass Gefahren oder unzumutbare Be-
lästigungen nicht entstehen.  
 
(3) Erschütterungen oder Schwingungen, die 
von ortsfesten Einrichtungen in baulichen 
Anlagen oder auf Baugrundstücken ausge-
hen, sind so zu dämmen, dass Gefahren o-
der unzumutbare Belästigungen nicht entste-
hen. 
 
 

 § 15  
Wärme-, Schall-, Erschütterungsschutz 

 
unverändert  

§ 16 
Verkehrssicherheit 

 
(1) Anlagen und die dem Verkehr dienenden 
nicht überbauten Flächen von bebauten 
Grundstücken müssen verkehrssicher sein.  
 
(2) Die Sicherheit und Leichtigkeit des öffent-
lichen Verkehrs darf durch Anlagen oder de-
ren Nutzung nicht gefährdet werden.  
 
 
 

 § 16 
Verkehrssicherheit 

 
unverändert  

Dritter Abschnitt 
Bauarten und Bauprodukte 

 
§ 17 

Bauarten 
 

(1) Bauarten dürfen nur angewendet werden, 
wenn bei ihrer Anwendung die baulichen An-
lagen bei ordnungsgemäßer Instandhaltung 
während einer dem Zweck entsprechenden 
angemessenen Zeitdauer die Anforderun-
gen dieses Gesetzes oder der aufgrund die-
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften erfül-
len und für ihren Anwendungszweck tauglich 
sind.  
 

 Dritter Abschnitt 
Bauarten und Bauprodukte 

 
§ 17 

Bauarten 
 

unverändert  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3056 

 
 

28 

(2) Bauarten, die von Technischen Baube-
stimmungen nach § 88 Absatz 2 Nummer 2 
oder Nummer 3 Buchstabe a wesentlich ab-
weichen oder für die es allgemein aner-
kannte Regeln der Technik nicht gibt, dürfen 
bei der Errichtung, Änderung und Instandhal-
tung baulicher Anlagen nur angewendet wer-
den, wenn für sie  
 
1. eine allgemeine Bauartgenehmigung 

durch das Deutsche Institut für Bautech-
nik oder  

 
2. eine vorhabenbezogene Bauartgeneh-

migung durch die oberste Bauaufsichts-
behörde  

 
erteilt worden ist. § 21 Absatz 2 bis 7 und 
§ 23 Absatz 2 gelten entsprechend.  
 
(3) Anstelle einer allgemeinen Bauartgeneh-
migung genügt ein allgemeines bauaufsicht-
liches Prüfzeugnis für Bauarten, wenn die 
Bauart nach allgemein anerkannten Prüfver-
fahren beurteilt werden kann. In der Verwal-
tungsvorschrift nach § 88 Absatz 5 werden 
diese Bauarten mit der Angabe der maßge-
benden technischen Regeln bekannt ge-
macht. § 22 Absatz 2 gilt entsprechend.  
 
(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Absatz 
1 Satz 1 nicht zu erwarten sind, kann die 
oberste Bauaufsichtsbehörde im Einzelfall  
oder für genau begrenzte Fälle allgemein 
festlegen, dass eine Bauartgenehmigung 
nicht erforderlich ist.  
 
(5) Bauarten bedürfen einer Bestätigung ih-
rer Übereinstimmung mit den Technischen 
Baubestimmungen nach § 88 Absatz 2, den 
allgemeinen Bauartgenehmigungen, den all-
gemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen 
für Bauarten oder den vorhabenbezogenen 
Bauartgenehmigungen. Als Übereinstim-
mung gilt auch eine Abweichung, die nicht 
wesentlich ist. § 24 Absatz 2 gilt für den An-
wender der Bauart entsprechend.  
 
(6) Bei Bauarten, deren Anwendung in au-
ßergewöhnlichem Maß von der Sachkunde 
und Erfahrung der damit betrauten Personen 
oder von einer Ausstattung mit besonderen 
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Vorrichtungen abhängt, kann in der Bauart-
genehmigung oder durch Rechtsverordnung 
der obersten Bauaufsichtsbehörde vorge-
schrieben werden, dass der Anwender über 
solche Fachkräfte und Vorrichtungen verfügt 
und den Nachweis hierüber gegenüber einer 
Prüfstelle nach § 25 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 6 zu erbringen hat. In der Rechtsverord-
nung können Mindestanforderungen an die 
Ausbildung, die durch Prüfung nachzuwei-
sende Befähigung und die Ausbildungsstät-
ten einschließlich der Anerkennungsvoraus-
setzungen gestellt werden.  
 
(7) Für Bauarten, die einer außergewöhnli-
chen Sorgfalt bei Ausführung oder Instand-
haltung bedürfen, kann in der Bauartgeneh-
migung oder durch Rechtsverordnung der 
obersten Bauaufsichtsbehörde die Überwa-
chung dieser Tätigkeiten durch eine Überwa-
chungsstelle nach § 25 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 vorgeschrieben werden.  
 

 
§ 18  

Allgemeine Anforderungen für die Ver-
wendung von Bauprodukten 

 
(1) Bauprodukte dürfen nur verwendet wer-
den, wenn bei ihrer Verwendung die bauli-
chen Anlagen bei ordnungsgemäßer In-
standhaltung während einer dem Zweck ent-
sprechenden angemessenen Zeitdauer die 
Anforderungen dieses Gesetzes oder der 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften erfüllen und gebrauchstauglich 
sind.  
 
(2) Bauprodukte, die den in Vorschriften an-
derer Vertragsstaaten des Abkommens vom 
2. Mai 1992 über den Europäischen Wirt-
schaftsraum (ABl. L 1 vom 3.1.1994, S. 3) 
genannten technischen Anforderungen ent-
sprechen, dürfen verwendet werden, wenn 
das geforderte Schutzniveau gemäß § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 gleichermaßen dauerhaft er-
reicht wird.  
 
(3) Bei Bauprodukten, deren Herstellung in 
außergewöhnlichem Maß von der Sach-
kunde und Erfahrung der damit betrauten 
Personen oder von einer Ausstattung mit be-
sonderen Vorrichtungen abhängt, kann in 

 § 18  
Allgemeine Anforderungen für die Ver-

wendung von Bauprodukten 
 

unverändert  
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der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulas-
sung, in der Zustimmung im Einzelfall oder 
durch Rechtsverordnung der obersten Bau-
aufsichtsbehörde vorgeschrieben werden, 
dass der Hersteller über solche Fachkräfte 
und Vorrichtungen verfügt und den Nach-
weis hierüber gegenüber einer Prüfstelle 
nach § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 zu er-
bringen hat. In der Rechtsverordnung kön-
nen Mindestanforderungen an die Ausbil-
dung, die durch Prüfung nachzuweisende 
Befähigung und die Ausbildungsstätten ein-
schließlich der Anerkennungsvoraussetzun-
gen gestellt werden.  
 
(4) Für Bauprodukte, die wegen ihrer beson-
deren Eigenschaften oder ihres besonderen 
Verwendungszwecks einer außergewöhnli-
chen Sorgfalt bei Einbau, Transport, Instand-
haltung oder Reinigung bedürfen, kann in 
der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulas-
sung, in der Zustimmung im Einzelfall oder 
durch Rechtsverordnung der obersten Bau-
aufsichtsbehörde die Überwachung dieser 
Tätigkeiten durch eine Überwachungsstelle 
nach § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 vorge-
schrieben werden, soweit diese Tätigkeiten 
nicht bereits von der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 erfasst sind.  
 
 

§ 19  
Anforderungen für die Verwendung von 

CE-gekennzeichneten Bauprodukten 
 
Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung 
trägt, darf verwendet werden, wenn die er-
klärten Leistungen den in diesem Gesetz  
oder aufgrund dieses Gesetzes festgelegten 
Anforderungen für diese Verwendung ent-
sprechen. § 18 Absatz 3 und §§ 20 bis 25 
gelten nicht für Bauprodukte, die die CE-
Kennzeichnung aufgrund der Verordnung 
(EU) Nr. 305/2011 tragen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 19  
Anforderungen für die Verwendung von 

CE-gekennzeichneten Bauprodukten 
 
unverändert  
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§ 20  
Verwendbarkeitsnachweise 

 
(1) Ein Verwendbarkeitsnachweis (§§ 21 bis 
23) ist für ein Bauprodukt erforderlich, wenn  
 
1. es keine Technische Baubestimmung 

und keine allgemein anerkannte Regel 
der Technik gibt,  

 
2. das Bauprodukt von einer Technischen 

Baubestimmung (§ 88 Absatz 2 Num-
mer 3) wesentlich abweicht oder  

 
3. eine Verordnung nach § 87 Absatz 7 es 

vorsieht.  
 
 
(2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht 
erforderlich für ein Bauprodukt,  
 
1. das von einer allgemein anerkannten 

Regel der Technik abweicht oder  
 
2. das für die Erfüllung der Anforderungen 

dieses Gesetzes oder der aufgrund die-
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften 
nur eine untergeordnete Bedeutung hat.  

 
(3) Die Technischen Baubestimmungen 
nach § 88 enthalten eine nicht abschlie-
ßende Liste von Bauprodukten, die keines 
Verwendbarkeitsnachweises nach Absatz 1 
bedürfen.  
 
 

 § 20  
Verwendbarkeitsnachweise 

 
unverändert  

§ 21  
Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung 

 
(1) Das Deutsche Institut für Bautechnik er-
teilt unter den Voraussetzungen des § 20 Ab-
satz 1 eine allgemeine bauaufsichtliche Zu-
lassung für Bauprodukte, wenn deren Ver-
wendbarkeit im Sinne des § 18 Absatz 1 
nachgewiesen ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 21  
Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung 

 
(1) unverändert  
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(2) Die zur Begründung des Antrags erfor-
derlichen Unterlagen sind beizufügen. So-
weit erforderlich, sind Probestücke von der 
antragstellenden Person zur Verfügung zu 
stellen oder durch Sachverständige, die das 
Deutsche Institut für Bautechnik bestimmen 
kann, zu entnehmen oder Probeausführun-
gen unter Aufsicht der Sachverständigen 
herzustellen. § 71 Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend.  
 
(3) Das Deutsche Institut für Bautechnik 
kann für die Durchführung der Prüfung die 
sachverständige Stelle und für Probeausfüh-
rungen die Ausführungsstelle und die Aus-
führungszeit vorschreiben.  
 
(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulas-
sung wird widerruflich und für eine be-
stimmte Frist erteilt, die in der Regel fünf 
Jahre beträgt. Die Zulassung kann mit Ne-
benbestimmungen erteilt werden. Sie kann 
auf schriftlichen Antrag in der Regel um fünf 
Jahre verlängert werden. § 75 Absatz 2 Satz 
2 Halbsatz 1 gilt entsprechend.  
 
(5) Die Zulassung wird unbeschadet der 
Rechte Dritter erteilt.  
 
(6) Das Deutsche Institut für Bautechnik 
macht die von ihm erteilten allgemeinen bau-
aufsichtlichen Zulassungen nach Gegen-
stand und wesentlichem Inhalt öffentlich be-
kannt.  
 
(7) Allgemeine bauaufsichtliche Zulassun-
gen nach dem Recht anderer Länder gelten 
auch im Land Nordrhein-Westfalen.  
 
 

(2) Die zur Begründung des Antrags erfor-
derlichen Unterlagen sind beizufügen. So-
weit erforderlich, sind Probestücke von der 
antragstellenden Person zur Verfügung zu 
stellen oder durch Sachverständige, die das 
Deutsche Institut für Bautechnik bestimmen 
kann, zu entnehmen oder Probeausführun-
gen unter Aufsicht der Sachverständigen 
herzustellen. § 71 Absatz 1 Sätze 2 und 3 
gelten entsprechend.  
 
(3) unverändert  
 
 
 
 
 
(4) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) unverändert  
 
 
(6) unverändert  
 
 
 
 
 
(7) unverändert  

§ 22  
Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeug-

nis 
 

(1) Bauprodukte, die nach allgemein aner-
kannten Prüfverfahren beurteilt werden, be-
dürfen anstelle einer allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung nur eines allgemeinen 
bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses. Dies wird 
mit der Angabe der maßgebenden techni-
schen Regeln in den Technischen Baube-
stimmungen nach § 88 Absatz 5 bekannt ge-
macht.  

 § 22  
Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeug-

nis 
 

unverändert  
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(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Prüf-
zeugnis wird von einer Prüfstelle nach § 25 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 für Bauprodukte 
nach Absatz 1 erteilt, wenn deren Verwend-
barkeit im Sinne des § 18 Absatz 1 nachge-
wiesen ist. § 21 Absatz 2 und Absätze 4 bis 
7 gelten entsprechend. Die Anerkennungs-
behörde für Stellen nach § 25 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 und § 87 Absatz 5 kann allge-
meine bauaufsichtliche Prüfzeugnisse zu-
rücknehmen oder widerrufen. Die §§ 48 und 
49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. Novem-
ber 1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. No-
vember 2016 (GV. NRW. S. 934) geändert 
worden ist, finden Anwendung. 
 

§ 23  
Nachweis der Verwendbarkeit von Bau-

produkten im Einzelfall 
 
(1) Mit Zustimmung der obersten Bauauf-
sichtsbehörde dürfen unter den Vorausset-
zungen des § 20 Absatz 1 im Einzelfall Bau-
produkte verwendet werden, wenn ihre Ver-
wendbarkeit im Sinne des § 18 Absatz 1 
nachgewiesen ist. Wenn Gefahren im Sinne 
des § 3 Absatz 1 Satz 1 nicht zu erwarten 
sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehörde 
im Einzelfall erklären, dass ihre Zustimmung 
nicht erforderlich ist.  
 
(2) Die Zustimmung für Bauprodukte nach 
Absatz 1, die in Baudenkmälern nach § 2 Ab-
satz 2 des Denkmalschutzgesetzes vom 
11. März 1980 (GV. NRW. S. 226, ber. 
S. 716), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. 
S. 934) geändert worden ist, verwendet wer-
den, erteilt die untere Bauaufsicht. 
 
 

 § 23  
Nachweis der Verwendbarkeit von Bau-

produkten im Einzelfall 
 
unverändert  

§ 24  
Übereinstimmungsbestätigung und -er-

klärung, Zertifizierung 
 

(1) Bauprodukte bedürfen einer Bestätigung 
ihrer Übereinstimmung mit den Technischen 
Baubestimmungen nach § 88 Absatz 2, den 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, 

 § 24  
Übereinstimmungsbestätigung und -er-

klärung, Zertifizierung 
 

(1) unverändert  
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den allgemeinen bauaufsichtlichen Prüf-
zeugnissen oder den Zustimmungen im Ein-
zelfall. Als Übereinstimmung gilt auch eine 
Abweichung, die nicht wesentlich ist.  
 
(2) Die Bestätigung der Übereinstimmung er-
folgt durch Übereinstimmungserklärung des 
Herstellers nach folgenden Maßgaben:  
 
1. Der Hersteller darf eine Übereinstim-

mungserklärung nur abgeben, wenn er 
durch werkseigene Produktionskontrolle 
sichergestellt hat, dass das von ihm her-
gestellte Bauprodukt den maßgebenden 
technischen Regeln, der allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassung, dem allge-
meinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis 
oder der Zustimmung im Einzelfall ent-
spricht.  

 
2. In den Technischen Baubestimmungen 

nach § 88, in den allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassungen, in den allge-
meinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis-
sen oder in den Zustimmungen im Ein-
zelfall kann eine Prüfung der Baupro-
dukte durch eine Prüfstelle vor Abgabe 
der Übereinstimmungserklärung vorge-
schrieben werden, wenn dies zur Siche-
rung einer ordnungsgemäßen Herstel-
lung erforderlich ist. In diesen Fällen hat 
die Prüfstelle das Bauprodukt daraufhin 
zu überprüfen, ob es den maßgebenden 
technischen Regeln, der allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassung, dem allge-
meinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis 
oder der Zustimmung im Einzelfall ent-
spricht.  

 
3. In den Technischen Baubestimmungen 

nach § 88, in den allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassungen oder in den Zu-
stimmungen im Einzelfall kann eine Zer-
tifizierung vor Abgabe der Übereinstim-
mungserklärung vorgeschrieben wer-
den, wenn dies zum Nachweis einer ord-
nungsgemäßen Herstellung eines Bau-
produkts erforderlich ist. Die oberste 
Bauaufsichtsbehörde kann im Einzelfall 
die Verwendung von Bauprodukten 
ohne Zertifizierung gestatten, wenn 
nachgewiesen ist, dass diese Baupro-

 
 
 
 
 
(2) Die Bestätigung der Übereinstimmung 
erfolgt durch Übereinstimmungserklärung 
des Herstellers nach folgenden Maßgaben: 
 
1. Der Hersteller darf eine Übereinstim-

mungserklärung nur abgeben, wenn er 
durch werkseigene Produktionskon-
trolle sichergestellt hat, dass das von 
ihm hergestellte Bauprodukt den maß-
gebenden technischen Regeln, der all-
gemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, 
dem allgemeinen bauaufsichtlichen 
Prüfzeugnis oder der Zustimmung im 
Einzelfall entspricht. 

 
2. In den Technischen Baubestimmungen 

nach § 88, in den allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassungen, in den allge-
meinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis-
sen oder in den Zustimmungen im Ein-
zelfall kann eine Prüfung der Baupro-
dukte durch eine Prüfstelle vor Abgabe 
der Übereinstimmungserklärung vorge-
schrieben werden, wenn dies zur Siche-
rung einer ordnungsgemäßen Herstel-
lung erforderlich ist. In diesen Fällen hat 
die Prüfstelle das Bauprodukt daraufhin 
zu überprüfen, ob es den maßgebenden 
technischen Regeln, der allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassung, dem all-
gemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeug-
nis oder der Zustimmung im Einzelfall 
entspricht. 

 
3. In den Technischen Baubestimmungen 

nach § 88, in den allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassungen oder in den Zu-
stimmungen im Einzelfall kann eine Zer-
tifizierung vor Abgabe der Übereinstim-
mungserklärung vorgeschrieben wer-
den, wenn dies zum Nachweis einer 
ordnungsgemäßen Herstellung eines 
Bauprodukts erforderlich ist. Die 
oberste Bauaufsichtsbehörde kann im 
Einzelfall die Verwendung von Baupro-
dukten ohne Zertifizierung gestatten, 
wenn nachgewiesen ist, dass diese 
Bauprodukte den technischen Regeln, 
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dukte den technischen Regeln, Zulas-
sungen, Prüfzeugnissen oder Zustim-
mungen nach Absatz 1 entsprechen.  

 
 Bauprodukte, die nicht in Serie herge-

stellt werden, bedürfen nur einer Über-
einstimmungserklärung nach Num-
mer 1, sofern nichts anderes bestimmt 
ist.  

 
(3) Dem Hersteller ist ein Übereinstim-
mungszertifikat von einer Zertifizierungs-
stelle nach § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
zu erteilen, wenn das Bauprodukt  
 
1. den Technischen Baubestimmungen 

nach § 88 Absatz 2, der allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassung, dem allge-
meinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis 
oder der Zustimmung im Einzelfall ent-
spricht und  

 
2. einer werkseigenen Produktionskon-

trolle sowie einer Fremdüberwachung 
nach Maßgabe des Satzes 2 unterliegt.  

 
Die Fremdüberwachung ist von Überwa-
chungsstellen nach § 25 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 durchzuführen. Die Fremdüber-
wachung hat regelmäßig zu überprüfen, ob 
das Bauprodukt den Technischen Baube-
stimmungen nach § 88 Absatz 2, der allge-
meinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem 
allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis 
oder der Zustimmung im Einzelfall ent-
spricht.  
 
(4) Die Übereinstimmungserklärung hat der 
Hersteller durch Kennzeichnung der Baupro-
dukte mit dem Übereinstimmungszeichen 
(Ü-Zeichen) unter Hinweis auf den Verwen-
dungszweck abzugeben.  
 
(5) Das Ü-Zeichen ist auf dem Bauprodukt, 
auf einem Beipackzettel oder auf seiner Ver-
packung oder, wenn dies Schwierigkeiten 
bereitet, auf dem Lieferschein oder auf einer 
Anlage zum Lieferschein anzubringen.  
 
(6) Ü-Zeichen aus anderen Ländern und aus 
anderen Staaten gelten auch im Land Nord-
rhein-Westfalen. 
 

Zulassungen, Prüfzeugnissen oder Zu-
stimmungen nach Nummer 1 entspre-
chen.  

 
Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt 
werden, bedürfen nur einer Übereinstim-
mungserklärung nach Nummer 1, sofern 
nichts anderes bestimmt ist. 
 
 
(3) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert  
 
 
 
 
 
(5) unverändert  
 
 
 
 
 
(6) unverändert  
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§ 25  
Prüf-, Zertifizierungs- und Überwa-

chungsstellen 
 

(1) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann 
eine natürliche oder juristische Person als  
 
1. Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner 

bauaufsichtlicher Prüfzeugnisse (§ 22 
Absatz 2),  

 
2. Prüfstelle für die Überprüfung von Bau-

produkten vor Bestätigung der Überein-
stimmung (§ 24 Absatz 2 Nummer 2),  

 
3. Zertifizierungsstelle (§ 24 Absatz 3),  
 
4. Überwachungsstelle für die Fremdüber-

wachung (§ 24 Absatz 3),  
 
5. Überwachungsstelle für die Überwa-

chung nach § 17 Absatz 7 und § 18 Ab-
satz 4 oder  

 
6. Prüfstelle für die Überprüfung nach § 17 

Absatz 6 und § 18 Absatz 3  
 
anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Be-
schäftigten nach ihrer Ausbildung, Fach-
kenntnis, persönlichen Zuverlässigkeit, ihrer 
Unparteilichkeit und ihren Leistungen die 
Gewähr dafür bieten, dass diese Aufgaben 
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften ent-
sprechend wahrgenommen werden, und 
wenn sie über die erforderlichen Vorrichtun-
gen verfügen. Satz 1 ist entsprechend auf 
Behörden anzuwenden, wenn sie ausrei-
chend mit geeigneten Fachkräften besetzt 
und mit den erforderlichen Vorrichtungen 
ausgestattet sind.  
 
 
(2) Die Anerkennung von Prüf-, Zertifizie-
rungs- und Überwachungsstellen anderer 
Länder gilt auch im Land Nordrhein-Westfa-
len. 
 
 
 
 
 
 
 

 § 25  
Prüf-, Zertifizierungs- und Überwa-

chungsstellen 
 

unverändert  
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Vierter Abschnitt 
Brandverhalten von Baustoffen und Bau-

teilen, Wände, Decken, Dächer 
 

§ 26  
Allgemeine Anforderungen an das 

Brandverhalten von Baustoffen und Bau-
teilen 

 
(1) Baustoffe werden nach den Anforderun-
gen an ihr Brandverhalten unterschieden in  
 
1. nichtbrennbare,  
 
2. schwerentflammbare und  
 
3. normalentflammbare.  
 
Baustoffe, die nicht mindestens normalent-
flammbar sind (leichtentflammbare Bau-
stoffe), dürfen nicht verwendet werden; dies 
gilt nicht, wenn sie in Verbindung mit ande-
ren Baustoffen nicht leichtentflammbar sind.  
 
(2) Bauteile werden nach den Anforderungen 
an ihre Feuerwiderstandsfähigkeit unter-
schieden in  
 
1. feuerbeständige,  
 
2. hochfeuerhemmende und  
 
3. feuerhemmende.  
 
Die Feuerwiderstandsfähigkeit bezieht sich 
bei tragenden und aussteifenden Bauteilen 
auf deren Standsicherheit im Brandfall und 
bei raumabschließenden Bauteilen auf deren 
Widerstand gegen die Brandausbreitung. 
Bauteile werden zusätzlich nach dem Brand-
verhalten ihrer Baustoffe unterschieden in  
 
1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustof-

fen,  
 
2. Bauteile, deren tragende und ausstei-

fende Teile aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen und die bei raumab-
schließenden Bauteilen zusätzlich eine 
in Bauteilebene durchgehende Schicht 
aus nichtbrennbaren Baustoffen haben,  

 

 Vierter Abschnitt 
Brandverhalten von Baustoffen und Bau-

teilen, Wände, Decken, Dächer 
 

§ 26  
Allgemeine Anforderungen an das 

Brandverhalten von Baustoffen und Bau-
teilen 

 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert  
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3. Bauteile, deren tragende und ausstei-
fende Teile aus brennbaren Baustoffen 
bestehen und die allseitig eine brand-
schutztechnisch wirksame Bekleidung 
aus nichtbrennbaren Baustoffen (Brand-
schutzbekleidung) und Dämmstoffe aus 
nichtbrennbaren Baustoffen haben, oder  

 
4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.  
 
Soweit in diesem Gesetz oder in Vorschriften 
aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes 
bestimmt ist, müssen  
 
1. Bauteile, die feuerbeständig sein müs-

sen, mindestens den Anforderungen 
des Satzes 3 Nummer 2, sowie  

 
2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein 

müssen, mindestens den Anforderun-
gen des Satzes 3 Nummer 3  

 
entsprechen.  
 
(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 3 sind tra-
gende oder aussteifende sowie raumab-
schließende Bauteile, die hochfeuerhem-
mend oder feuerbeständig sein müssen, aus 
brennbaren Baustoffen zulässig, wenn die 
geforderte Feuerwiderstandsdauer nachge-
wiesen wird und die Bauteile so hergestellt 
und eingebaut werden, dass Feuer und 
Rauch nicht über Grenzen von Brand- oder 
Rauchschutzbereichen, insbesondere Ge-
schosstrennungen, hinweg übertragen wer-
den können. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 3 sind tra-
gende oder aussteifende sowie raumab-
schließende Bauteile, die hochfeuerhem-
mend oder feuerbeständig sein müssen, aus 
brennbaren Baustoffen zulässig, wenn die 
geforderte Feuerwiderstandsdauer nachge-
wiesen wird und die Bauteile so hergestellt 
und eingebaut werden, dass Feuer und 
Rauch nicht über Grenzen von Brand- oder 
Rauchabschnitten, insbesondere Geschos-
strennungen, hinweg übertragen werden 
können. 
 

§ 27  
Tragende Wände, Stützen 

 
(1) Tragende und aussteifende Wände und 
Stützen müssen im Brandfall ausreichend 
lang standsicher sein. Sie müssen  
 
1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feu-

erbeständig,  
 
2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 

hochfeuerhemmend und  
 
 
 

 § 27  
Tragende Wände, Stützen 

 
unverändert  
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3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 
3 feuerhemmend  

 
sein. Satz 2 gilt 
 
1. für Geschosse im Dachraum nur, wenn 

darüber noch Aufenthaltsräume möglich 
sind; § 29 Absatz 4 bleibt unberührt,  

 
2. nicht für Balkone und Altane, ausge-

nommen offene Gänge, die als notwen-
dige Flure dienen.  

 
(2) Im Kellergeschoss müssen tragende und 
aussteifende Wände und Stützen  
 
1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 

5 feuerbeständig,  
 
2. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 

2 feuerhemmend  
 
sein. 
 

§ 28  
Außenwände 

 
(1) Außenwände und Außenwandteile wie 
Brüstungen und Schürzen sind so auszubil-
den, dass eine Brandausbreitung auf und in 
diesen Bauteilen ausreichend lang begrenzt 
ist.  
 
(2) Nichttragende Außenwände und nichttra-
gende Teile tragender Außenwände müssen 
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; 
sie sind aus brennbaren Baustoffen zulässig, 
wenn sie als raumabschließende Bauteile 
feuerhemmend sind. Satz 1 gilt nicht für  
 
1. Türen und Fenster,  
 
2. Fugendichtungen und  
 
3. brennbare Dämmstoffe in nichtbrennba-

ren geschlossenen, linien- oder stabför-
migen Profilen der Außenwandkonstruk-
tionen.  

 
(3) Oberflächen von Außenwänden sowie 
Außenwandbekleidungen müssen ein-
schließlich der Dämmstoffe und Unterkon-

 § 28  
Außenwände 

 
unverändert  
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struktionen schwerentflammbar sein. Unter-
konstruktionen aus normalentflammbaren 
Baustoffen sind zulässig, wenn die Anforde-
rungen nach Absatz 1 erfüllt sind. Balkonbe-
kleidungen, die über die erforderliche Um-
wehrungshöhe hinaus hochgeführt werden, 
und mehr als zwei Geschosse überbrü-
ckende Solaranlagen an Außenwänden 
müssen schwerentflammbar sein. Baustoffe, 
die schwerentflammbar sein müssen, in Bau-
teilen nach den Sätzen 1 und 3 dürfen nicht 
brennend abfallen oder abtropfen.  
 
(4) Bei Außenwandkonstruktionen mit ge-
schossübergreifenden Hohl- oder Lufträu-
men wie hinterlüftete Außenwandbekleidun-
gen sind gegen die Brandausbreitung beson-
dere Vorkehrungen zu treffen. Satz 1 gilt für 
Doppelfassaden entsprechend.  
 
(5) Die Absätze 2, 3 und 4 Satz 1 gelten nicht 
für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3. 
Absatz 4 Satz 2 gilt nicht für Gebäude der 
Gebäudeklassen 1 und 2. 
 
 

§ 29  
Trennwände 

 
(1) Trennwände müssen als raumabschlie-
ßende Bauteile von Räumen oder Nutzungs-
einheiten innerhalb von Geschossen ausrei-
chend lang widerstandsfähig gegen die 
Brandausbreitung sein.  
 
(2) Trennwände sind erforderlich  
 
1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwi-

schen Nutzungseinheiten und anders 
genutzten Räumen, ausgenommen not-
wendigen Fluren,  

 
2. zum Abschluss von Räumen mit Explo-

sions- oder erhöhter Brandgefahr,  
 
3. zwischen Aufenthaltsräumen und an-

ders genutzten Räumen im Kellerge-
schoss, sowie 

 
4. zwischen Aufenthaltsräumen und Woh-

nungen einschließlich ihrer Zugänge 
und nicht ausgebauten Räumen im 
Dachraum. 

 § 29  
Trennwände 

 
unverändert  
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(3) Trennwände nach Absatz 2 Nummer 1 
und 3 müssen die Feuerwiderstandsfähigkeit 
der tragenden und aussteifenden Bauteile 
des Geschosses haben, jedoch mindestens 
feuerhemmend sein. Trennwände nach Ab-
satz 2 Nummer 2 müssen feuerbeständig 
sein. Trennwände nach Absatz 2 Nummer 4 
müssen mindestens feuerhemmend sein. 
 
(4) Die Trennwände nach Absatz 2 sind bis 
zur Rohdecke, im Dachraum bis unter die 
Dachhaut zu führen. Werden in Dachräumen 
Trennwände nur bis zur Rohdecke geführt, 
ist diese Decke als raumabschließendes 
Bauteil einschließlich der sie tragenden und 
aussteifenden Bauteile feuerhemmend her-
zustellen.  
 
(5) Öffnungen in Trennwänden nach Absatz 
2 sind nur zulässig, wenn sie auf die für die 
Nutzung erforderliche Zahl und Größe be-
schränkt sind. Sie müssen feuerhemmende, 
dicht- und selbstschließende Abschlüsse ha-
ben.  
 
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für Wohn-
gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2. 
 
 

§ 30 
Brandwände 

 
(1) Brandwände müssen als raumabschlie-
ßende Bauteile zum Abschluss von Gebäu-
den (Gebäudeabschlusswand) oder zur Un-
terteilung von Gebäuden in Brandabschnitte 
(innere Brandwand) ausreichend lang die 
Brandausbreitung auf andere Gebäude oder 
Brandabschnitte verhindern.  
 
(2) Brandwände sind erforderlich  
 
1. als Gebäudeabschlusswand, ausge-

nommen von Gebäuden ohne Aufent-
haltsräume und ohne Feuerstätten mit 
nicht mehr als 50 m³ Brutto-Rauminhalt, 
wenn diese Abschlusswände an oder 
mit einem Abstand von weniger als 2,50 
m gegenüber der Nachbargrenze errich-
tet werden, es sei denn, dass ein Ab-
stand von mindestens 5 m zu bestehen-

 § 30 
Brandwände 

 
unverändert  
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den oder nach den baurechtlichen Vor-
schriften zulässigen künftigen Gebäu-
den öffentlich-rechtlich gesichert ist,  

 
2. als innere Brandwand zur Unterteilung 

ausgedehnter Gebäude in Abständen 
von nicht mehr als 40 m,  

 
3. als innere Brandwand zur Unterteilung 

landwirtschaftlich oder vergleichbar ge-
nutzter Gebäude in Brandabschnitte von 
nicht mehr als 10 000 m³ Brutto-Raum-
inhalt und  

 
4. als Gebäudeabschlusswand zwischen 

Wohngebäuden und angebauten land-
wirtschaftlich genutzten Gebäuden oder 
angebauten Gebäuden mit vergleichba-
rer Nutzung sowie als innere Brandwand 
zwischen dem Wohnteil und dem land-
wirtschaftlich oder vergleichbar genutz-
ten Teil eines Gebäudes.  

 
Gemeinsame Brandwände sind zulässig. In 
den Fällen des Satz 1 Nummer 2 und 3 kön-
nen größere Abstände gestattet werden, 
wenn die Nutzung des Gebäudes es erfor-
dert und wenn Bedenken wegen des Brand-
schutzes nicht bestehen.  
 
(3) Brandwände müssen auch unter zusätz-
licher mechanischer Beanspruchung feuer-
beständig sein und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen bestehen. Anstelle von Brand-
wänden sind in den Fällen des Absatzes 2 
Satz 1 Nummer 1 bis 3 zulässig  
 
1. für Gebäude der Gebäudeklasse 4 

Wände, die auch unter zusätzlicher me-
chanischer Beanspruchung hochfeuer-
hemmend sind,  

 
2. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 

3 hochfeuerhemmende Wände und  
 
3. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 

3 Gebäudeabschlusswände, die jeweils 
von innen nach außen die Feuerwider-
standsfähigkeit der tragenden und aus-
steifenden Teile des Gebäudes, mindes-
tens jedoch feuerhemmende Bauteile, 
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und von außen nach innen die Feuerwi-
derstandsfähigkeit feuerbeständiger 
Bauteile haben.  

 
In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Num-
mer 4 sind anstelle von Brandwänden feuer-
hemmende Wände zulässig, wenn der 
Brutto-Rauminhalt des landwirtschaftlich o-
der vergleichbar genutzten Gebäudes oder 
Gebäudeteils nicht größer als 2 000 m³ ist.  
 
(4) Brandwände müssen bis zur Bedachung 
durchgehen und in allen Geschossen über-
einander angeordnet sein. Abweichend da-
von dürfen anstelle innerer Brandwände 
Wände geschossweise versetzt angeordnet 
werden, wenn  
 
1. die Wände im Übrigen Absatz 3 Satz 1 

entsprechen,  
 
2. die Decken, soweit sie in Verbindung mit 

diesen Wänden stehen, feuerbeständig 
sind, aus nichtbrennbaren Baustoffen 
bestehen und keine Öffnungen haben,  

 
3. die Bauteile, die diese Wände und De-

cken unterstützen, feuerbeständig sind 
und aus nichtbrennbaren Baustoffen be-
stehen,  

 
4. die Außenwände in der Breite des Ver-

satzes in dem Geschoss oberhalb oder 
unterhalb des Versatzes feuerbeständig 
sind und  

 
5. Öffnungen in den Außenwänden im Be-

reich des Versatzes so angeordnet oder 
andere Vorkehrungen so getroffen sind, 
dass eine Brandausbreitung in andere 
Brandabschnitte nicht zu befürchten ist.  

 
(5) Brandwände sind 0,30 m über die Beda-
chung zu führen oder in Höhe der Dachhaut 
mit einer beiderseits 0,50 m auskragenden 
feuerbeständigen Platte aus nichtbrennba-
ren Baustoffen abzuschließen. Darüber dür-
fen brennbare Teile des Dachs nicht hinweg-
geführt werden. Bei Gebäuden der Gebäu-
deklassen 1 bis 3 sind Brandwände mindes-
tens bis unter die Dachhaut zu führen. Ver-
bleibende Hohlräume sind vollständig mit 
nichtbrennbaren Baustoffen auszufüllen.  
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(6) Müssen Gebäude oder Gebäudeteile, die 
über Eck zusammenstoßen, durch eine 
Brandwand getrennt werden, so muss der 
Abstand dieser Wand von der inneren Ecke 
mindestens 3 m betragen; das gilt nicht, 
wenn der Winkel der inneren Ecke mehr als 
120 Grad beträgt oder mindestens eine Au-
ßenwand auf 5 m Länge als öffnungslose 
feuerbeständige Wand aus nichtbrennbaren 
Baustoffen, bei Gebäuden der Gebäudeklas-
sen 1 bis 4 als öffnungslose hochfeuerhem-
mende Wand ausgebildet ist.  
 
(7) Bauteile mit brennbaren Baustoffen dür-
fen über Brandwände nicht hinweggeführt 
werden. Bei Außenwandkonstruktionen, die 
eine seitliche Brandausbreitung begünstigen 
können wie hinterlüftete Außenwandbeklei-
dungen oder Doppelfassaden, sind gegen 
die Brandausbreitung im Bereich der Brand-
wände besondere Vorkehrungen zu treffen. 
Außenwandbekleidungen von Gebäudeab-
schlusswänden müssen einschließlich der 
Dämmstoffe und Unterkonstruktionen nicht-
brennbar sein. Bauteile dürfen in Brand-
wände nur soweit eingreifen, dass deren 
Feuerwiderstandsfähigkeit nicht beeinträch-
tigt wird; für Leitungen, Leitungsschlitze und 
Schornsteine gilt dies entsprechend.  
 
(8) Öffnungen in Brandwänden sind unzuläs-
sig. Sie sind in inneren Brandwänden nur zu-
lässig, wenn sie auf die für die Nutzung er-
forderliche Zahl und Größe beschränkt sind. 
Die Öffnungen müssen feuerbeständige, 
dicht- und selbstschließende Abschlüsse ha-
ben.  
 
(9) In inneren Brandwänden sind feuerbe-
ständige Verglasungen nur zulässig, wenn 
sie auf die für die Nutzung erforderliche Zahl 
und Größe beschränkt sind.  
 
(10) Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für 
seitliche Wände von Vorbauten im Sinne des 
§ 6 Absatz 6, wenn sie von dem Nachbarge-
bäude oder der Nachbargrenze einen Ab-
stand einhalten, der ihrer eigenen Ausladung 
entspricht, mindestens jedoch 1 m beträgt, 
sowie für Terrassenüberdachungen, Bal-
kone und Altane.  
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(11) Die Absätze 4 bis 10 gelten entspre-
chend auch für Wände, die nach Absatz 3 
Satz 2 und 3 anstelle von Brandwänden zu-
lässig sind. Die Abschlüsse von Öffnungen in 
Wänden anstelle von Brandwänden müssen 
dicht- und selbstschließend sein und der 
Feuerwiderstandsfähigkeit der Wand ent-
sprechen. 
 

§ 31  
Decken 

 
(1) Decken müssen als tragende und raum-
abschließende Bauteile zwischen Geschos-
sen im Brandfall ausreichend lang standsi-
cher und widerstandsfähig gegen die Brand-
ausbreitung sein. Sie müssen  
 
1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feu-

erbeständig,  
 
2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 

hochfeuerhemmend und  
 
3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 

3 feuerhemmend  
 
sein. Satz 2 gilt  
 
1. für Geschosse im Dachraum nur, wenn 

darüber Aufenthaltsräume möglich sind; 
§ 29 Absatz 4 bleibt unberührt, und  

 
2. nicht für Balkone und Altane, ausge-

nommen offene Gänge, die als notwen-
dige Flure dienen.  

 
(2) Im Kellergeschoss müssen Decken  
 
1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 

5 feuerbeständig und  
 
2. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 

2 feuerhemmend  
 
sein. Decken müssen feuerbeständig sein  
 
1. unter und über Räumen mit Explosions- 

oder erhöhter Brandgefahr, ausgenom-
men in Wohngebäuden der Gebäude-
klassen 1 und 2 sowie  

 

 § 31  
Decken 

 
unverändert  
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2. zwischen dem landwirtschaftlich oder 
vergleichbar genutzten Teil und dem 
Wohnteil eines Gebäudes.  

 
(3) Der Anschluss der Decken an die Außen-
wand ist so herzustellen, dass er den Anfor-
derungen aus Absatz 1 Satz 1 genügt.  
 
(4) Öffnungen in Decken, für die eine Feuer-
widerstandsfähigkeit vorgeschrieben ist, 
sind nur zulässig  
 
1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 

2,  
 
2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit 

nicht mehr als insgesamt 400 m² in nicht 
mehr als zwei Geschossen und  

 
3. im Übrigen, wenn sie auf die für die Nut-

zung erforderliche Zahl und Größe be-
schränkt sind und Abschlüsse mit der 
Feuerwiderstandsfähigkeit der Decke 
haben. 

 
§ 32  

Dächer 
 
(1) Bedachungen müssen gegen eine Brand-
beanspruchung von außen durch Flugfeuer 
und strahlende Wärme ausreichend lang wi-
derstandsfähig sein (harte Bedachung).  
 
(2) Bedachungen, die die Anforderungen 
nach Absatz 1 nicht erfüllen, sind zulässig 
bei Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 
wenn die Gebäude  
 
1. einen Abstand von der Grundstücks-

grenze von mindestens 12 m,  
 
2. von Gebäuden auf demselben Grund-

stück mit harter Bedachung einen Ab-
stand von mindestens 15 m,  

 
3. von Gebäuden auf demselben Grund-

stück mit Bedachungen, die die Anforde-
rungen nach Absatz 1 nicht erfüllen, ei-
nen Abstand von mindestens 24 m oder  

 
4. von Gebäuden auf demselben Grund-

stück ohne Aufenthaltsräume und ohne 
Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m³ 

 § 32  
Dächer 

 
unverändert  
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Brutto-Rauminhalt einen Abstand von 
mindestens 5 m,  

 
einhalten. Soweit Gebäude nach Satz 1 Ab-
stand halten müssen, genügt bei Wohnge-
bäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 in den 
Fällen  
 
1. der Nummer 1 ein Abstand von mindes-

tens 6 m,  
 
2. der Nummer 2 ein Abstand von mindes-

tens 9 m und  
 
3. der Nummer 3 ein Abstand von mindes-

tens 12 m.  
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für  
 
1. Gebäude ohne Aufenthaltsräume und 

ohne Feuerstätten mit nicht mehr als 50 
m³ Brutto-Rauminhalt, 

 
2.  lichtdurchlässige Bedachungen aus 

nichtbrennbaren Baustoffen; brennbare 
Fugendichtungen und brennbare 
Dämmstoffe in nichtbrennbaren Profilen 
sind zulässig,  

 
3. Dachflächenfenster, Oberlichte und 

Lichtkuppeln von Wohngebäuden,  
 
4. Eingangsüberdachungen und Vordä-

cher aus nichtbrennbaren Baustoffen 
und  

 
5. Eingangsüberdachungen aus brennba-

ren Baustoffen, wenn die Eingänge nur 
zu Wohnungen führen.  

 
(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 
sind  
 
1. lichtdurchlässige Teilflächen aus brenn-

baren Baustoffen in Bedachungen nach 
Absatz 1 und  

 
2. begrünte Bedachungen  
 
zulässig, wenn eine Brandentstehung bei ei-
ner Brandbeanspruchung von außen durch 
Flugfeuer und strahlende Wärme nicht zu 
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befürchten ist oder Vorkehrungen hiergegen 
getroffen werden.  
 
(5) Dachüberstände, Dachgesimse, Zwerch-
häuser und Dachaufbauten, lichtdurchläs-
sige Bedachungen, Dachflächenfenster, 
Lichtkuppeln, Oberlichte und Solaranlagen 
sind so anzuordnen und herzustellen, dass 
Feuer nicht auf andere Gebäudeteile und 
Nachbargrundstücke übertragen werden 
kann. Von der Außenfläche von Brandwän-
den und von der Mittellinie gemeinsamer 
Brandwände müssen 
 
1. mindestens 1,25 m entfernt sein 
 

a) Dachflächenfenster, Oberlichte, 
Lichtkuppeln und Öffnungen in der 
Bedachung, wenn diese Wände 
nicht mindestens 0,30 m über die 
Bedachung geführt sind und 

 
b) Photovoltaikanlagen, Zwerchhäu-

ser, Dachgauben und ähnliche 
Dachaufbauten aus brennbaren 
Baustoffen, wenn sie nicht durch 
diese Wände gegen Brandübertra-
gung geschützt sind, und 

 
2. mindestens 0,50 m entfernt sein 
 

a) Photovoltaikanlagen, deren Außen-
seiten und Unterkonstruktion aus 
nichtbrennbaren Baustoffen beste-
hen und 

 
b) Solarthermieanlagen. 
 

Die Sätze 1 und 2 gelten auch bei Wänden, 
die anstelle von Brandwänden zulässig sind. 
 
(6) Dächer von traufseitig aneinandergebau-
ten Gebäuden müssen als raumabschlie-
ßende Bauteile für eine Brandbeanspru-
chung von innen nach außen einschließlich 
der sie tragenden und aussteifenden Bau-
teile feuerhemmend sein. Öffnungen in die-
sen Dachflächen müssen waagerecht ge-
messen mindestens 2 m von der Brandwand 
oder der Wand, die anstelle der Brandwand 
zulässig ist, entfernt sein.  
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(7) Dächer von Anbauten, die an Außen-
wände mit Öffnungen oder ohne Feuerwider-
standsfähigkeit anschließen, müssen inner-
halb eines Abstands von 5 m von diesen 
Wänden als raumabschließende Bauteile für 
eine Brandbeanspruchung von innen nach 
außen einschließlich der sie tragenden und 
aussteifenden Bauteile die Feuerwider-
standsfähigkeit der Decken des Gebäude-
teils haben, an den sie angebaut werden. 
Dies gilt nicht für Anbauten an Wohnge-
bäude der Gebäudeklassen 1 bis 3.  
 
(8) Dächer an Verkehrsflächen und über Ein-
gängen müssen Vorrichtungen zum Schutz 
gegen das Herabfallen von Schnee und Eis 
haben, wenn dies die Verkehrssicherheit er-
fordert. 
 
(9) Für vom Dach aus vorzunehmende Ar-
beiten sind sicher benutzbare Vorrichtungen 
anzubringen.  
 

Fünfter Abschnitt 
Rettungswege, Treppen, Öffnungen, Um-

wehrungen 
 

§ 33  
Erster und zweiter Rettungsweg 

 
(1) Für Nutzungseinheiten mit mindestens ei-
nem Aufenthaltsraum wie Wohnungen, Pra-
xen, selbstständige Betriebsstätten müssen 
in jedem Geschoss mindestens zwei vonei-
nander unabhängige Rettungswege ins 
Freie vorhanden sein. Beide Rettungswege 
dürfen jedoch innerhalb des Geschosses 
über denselben notwendigen Flur führen.  
 
(2) Für Nutzungseinheiten nach Absatz 1, 
die nicht zu ebener Erde liegen, muss der 
erste Rettungsweg über eine notwendige 
Treppe führen. Der zweite Rettungsweg 
kann eine weitere notwendige Treppe oder 
eine mit Rettungsgeräten der Feuerwehr er-
reichbare Stelle der Nutzungseinheit sein. 
Der zweite Rettungsweg über Rettungsge-
räte der Feuerwehr ist nur zulässig, wenn 
keine Bedenken wegen der Personenrettung 
bestehen. Ein zweiter Rettungsweg ist nicht 
erforderlich, 
 

 Fünfter Abschnitt 
Rettungswege, Treppen, Öffnungen, Um-

wehrungen 
 

§ 33  
Erster und zweiter Rettungsweg 

 
unverändert  
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1. wenn die Rettung über einen sicher er-
reichbaren Treppenraum möglich ist, in 
den Feuer und Rauch nicht eindringen 
können (Sicherheitstreppenraum) oder 

 
2. für zu ebener Erde liegende Räume, die 

einen unmittelbaren Ausgang ins Freie 
haben, der von jeder Stelle des Raumes 
in höchstens 15 m Entfernung erreich-
bar ist. 

 
(3) Gebäude, deren zweiter Rettungsweg 
über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt 
und bei denen die Oberkante der Brüstung 
von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder 
Stellen mehr als 8 m über der Geländeober-
fläche liegt, dürfen nur errichtet werden, 
wenn die Feuerwehr über die erforderlichen 
Rettungsgeräte wie Hubrettungsfahrzeuge 
verfügt.  
 

§ 34  
Treppen 

 
(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Ge-
schoss und der benutzbare Dachraum eines 
Gebäudes müssen über mindestens eine 
Treppe zugänglich sein (notwendige 
Treppe). Statt notwendiger Treppen sind 
Rampen mit flacher Neigung zulässig.  
 
(2) Einschiebbare Treppen und Rolltreppen 
sind als notwendige Treppen unzulässig. In 
Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 sind 
einschiebbare Treppen und Leitern als Zu-
gang zu einem Dachraum ohne Aufenthalts-
raum zulässig.  
 
(3) Notwendige Treppen sind in einem Zuge 
zu allen angeschlossenen Geschossen zu 
führen. Sie müssen mit den Treppen zum 
Dachraum unmittelbar verbunden sein. Dies 
gilt nicht für Treppen  
 
1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 

3 und  
 
2. nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2.  
 
 
 
 
 

 § 34  
Treppen 

 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert  
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  
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(4) Die tragenden Teile notwendiger Treppen 
müssen  
 
1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feu-

erhemmend und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen,  

 
2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 aus 

nichtbrennbaren Baustoffen sowie  
 
3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 aus 

nichtbrennbaren Baustoffen oder feuer-
hemmend  

 
sein. Tragende Teile von Außentreppen 
nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 für Ge-
bäude der Gebäudeklassen 3 bis 5 müssen 
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.  
 
(5) Die nutzbare Breite der Treppenläufe und 
Treppenabsätze notwendiger Treppen muss 
für den größten zu erwartenden Verkehr aus-
reichen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Treppen müssen einen festen und griffsi-
cheren Handlauf haben. Für Treppen sind 
Handläufe auf beiden Seiten und Zwischen-
handläufe vorzusehen, soweit die Verkehrs-
sicherheit dies erfordert.  
 
 
 
 
 

(4) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die nutzbare Breite der Treppenläufe und 
Treppenabsätze notwendiger Treppen muss 
für den größten zu erwartenden Verkehr aus-
reichen. Abweichend von Satz 1 kann ein 
nachträglicher Einbau von Treppenliften ge-
stattet werden, wenn  
 
1. die Führungskonstruktion des Treppen-

liftes höchstens 0,20 m breit und 0,50 m 
hoch ist, gemessen von der unteren Be-
grenzung des Lichtraumprofils der 
Treppe, 

 
2. bei einer Leerfahrt des Lifts eine zusam-

menhängende Restlaufbreite der 
Treppe von mindestens 0,60 m verbleibt 
und 

 
3. der nicht benutzte Lift sich in einer 

Parkposition befindet, die den Treppen-
lauf nicht mehr als nach Nummer 1 zu-
lässig einschränkt. 

 
(6) unverändert  
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(7) Eine Treppe darf nicht unmittelbar hinter 
einer Tür beginnen, die in Richtung der 
Treppe aufschlägt. Zwischen Treppe und Tür 
ist ein ausreichender Treppenabsatz anzu-
ordnen, der mindestens so tief sein soll, wie 
die Tür breit ist.  
 
(8) Die Absätze 3 bis 6 gelten nicht für Trep-
pen innerhalb von Wohnungen.  
 
 

(7) unverändert  
 
 
 
 
 
 
(8) unverändert  

§ 35  
Notwendige Treppenräume, Ausgänge 

 
(1) Jede notwendige Treppe muss zur Si-
cherstellung der Rettungswege aus den Ge-
schossen ins Freie in einem eigenen, durch-
gehenden Treppenraum liegen (notwendiger 
Treppenraum). Notwendige Treppenräume 
müssen so angeordnet und ausgebildet sein, 
dass die Nutzung der notwendigen Treppen 
im Brandfall ausreichend lang möglich ist. 
Notwendige Treppen sind ohne eigenen 
Treppenraum zulässig  
 
1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 

2,  
 
2. für die Verbindung von höchstens zwei 

Geschossen innerhalb derselben Nut-
zungseinheit von insgesamt nicht mehr 
als 200 m², wenn in jedem Geschoss ein 
anderer Rettungsweg erreicht werden 
kann, und  

 
3. als Außentreppe, wenn ihre Nutzung 

ausreichend sicher ist und im Brandfall 
nicht gefährdet werden kann.  

 
(2) Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes 
sowie eines Kellergeschosses muss mindes-
tens ein Ausgang in einen notwendigen 
Treppenraum oder ins Freie in höchstens 35 
m Entfernung erreichbar sein. Übereinander-
liegende Kellergeschosse müssen jeweils 
mindestens zwei Ausgänge in notwendige 
Treppenräume oder ins Freie haben. Sind 
mehrere notwendige Treppenräume erfor-
derlich, müssen sie so verteilt sein, dass sie 
möglichst entgegengesetzt liegen und dass 
die Rettungswege möglichst kurz sind.  
 

 § 35  
Notwendige Treppenräume, Ausgänge 

 
unverändert  
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(3) Jeder notwendige Treppenraum muss ei-
nen unmittelbaren Ausgang ins Freie haben. 
Sofern der Ausgang eines notwendigen 
Treppenraumes nicht unmittelbar ins Freie 
führt, muss der Raum zwischen dem not-
wendigen Treppenraum und dem Ausgang 
ins Freie  
 
1. mindestens so breit sein wie die dazuge-

hörigen Treppenläufe,  
 
2. Wände haben, die die Anforderungen an 

die Wände des Treppenraumes erfüllen,  
 
3. rauchdichte und selbstschließende Ab-

schlüsse zu notwendigen Fluren haben 
und  

 
4. ohne Öffnungen zu anderen Räumen, 

ausgenommen zu notwendigen Fluren, 
sein.  

 
(4) Die Wände notwendiger Treppenräume 
müssen als raumabschließende Bauteile  
 
1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 die 

Bauart von Brandwänden haben,  
 
2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 auch 

unter zusätzlicher mechanischer Bean-
spruchung hochfeuerhemmend und  

 
3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feu-

erhemmend  
 
sein. Dies ist nicht erforderlich für Außen-
wände von Treppenräumen, die aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen und durch 
andere an diese Außenwände anschlie-
ßende Gebäudeteile im Brandfall nicht ge-
fährdet werden können. Der obere Ab-
schluss notwendiger Treppenräume muss 
als raumabschließendes Bauteil die Feuer-
widerstandsfähigkeit der Decken des Ge-
bäudes haben. Dies gilt nicht, wenn der 
obere Abschluss das Dach ist und die Trep-
penraumwände bis unter die Dachhaut rei-
chen.  
 
(5) In notwendigen Treppenräumen und in 
Räumen nach Absatz 3 Satz 2 müssen  
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1. Bekleidungen, Putze, Dämmstoffe, Un-
terdecken und Einbauten aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen,  

 
2. Wände und Decken aus brennbaren 

Baustoffen eine Bekleidung aus nicht-
brennbaren Baustoffen in ausreichender 
Dicke haben und  

 
3. Bodenbeläge, ausgenommen Gleit-

schutzprofile, aus mindestens schwer-
entflammbaren Baustoffen bestehen.  

 
(6) In notwendigen Treppenräumen müssen 
Öffnungen  
 
1. zu Kellergeschossen, zu nicht ausge-

bauten Dachräumen, Werkstätten, Lä-
den, Lager- und ähnlichen Räumen so-
wie zu sonstigen Räumen und Nut-
zungseinheiten mit einer Fläche von 
mehr als 200 m², ausgenommen Woh-
nungen, mindestens feuerhemmende, 
rauchdichte und selbstschließende Ab-
schlüsse,  

 
2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und 

selbstschließende Abschlüsse,  
 
3. zu sonstigen Räumen und Nutzungsein-

heiten, ausgenommen Wohnungen, 
mindestens dicht- und selbstschlie-
ßende Abschlüsse und 

 
4. zu Wohnungen mindestens dichtschlie-

ßende Abschlüsse  
 
haben. Die Feuerschutz- und Rauchschutz-
abschlüsse dürfen lichtdurchlässige Seitent-
eile und Oberlichte enthalten, wenn der Ab-
schluss insgesamt nicht breiter als 2,50 m 
ist.  
 
(7) Notwendige Treppenräume müssen zu 
beleuchten sein. Notwendige Treppenräume 
ohne Fenster müssen in Gebäuden mit einer 
Höhe nach § 2 Absatz 3 Satz 2 von mehr als 
13 m eine Sicherheitsbeleuchtung haben.  
 
(8) Notwendige Treppenräume müssen be-
lüftet und zur Unterstützung wirksamer 
Löscharbeiten entraucht werden können. Sie 
müssen  
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1. in jedem oberirdischen Geschoss unmit-

telbar ins Freie führende Fenster mit ei-
nem freien Querschnitt von mindestens 
0,50 m² haben, die geöffnet werden kön-
nen, oder  

 
2. an der obersten Stelle eine Öffnung zur 

Rauchableitung haben.  
 
In den Fällen des Satzes 2 Nummer 1 ist in 
Gebäuden der Gebäudeklasse 5 an der 
obersten Stelle eine Öffnung zur Rauchablei-
tung erforderlich. In den Fällen des Satzes 2 
Nummer 2 sind in Gebäuden der Gebäude-
klassen 4 und 5, soweit dies zur Erfüllung der 
Anforderungen nach Satz 1 erforderlich ist, 
besondere Vorkehrungen zu treffen. Öffnun-
gen zur Rauchableitung nach den Sätzen 2 
und 3 müssen in jedem Treppenraum einen 
freien Querschnitt von mindestens 1 m² und 
Vorrichtungen zum Öffnen ihrer Abschlüsse 
haben, die vom Erdgeschoss sowie vom 
obersten Treppenabsatz aus bedient werden 
können. 
 
(9) In Geschossen mit mehr als vier Woh-
nungen müssen notwendige Flure angeord-
net sein. 
 
 

§ 36  
Notwendige Flure, offene Gänge 

 
(1) Flure, über die Rettungswege aus Aufent-
haltsräumen oder aus Nutzungseinheiten mit 
Aufenthaltsräumen zu Ausgängen in not-
wendige Treppenräume oder ins Freie füh-
ren (notwendige Flure), müssen so angeord-
net und ausgebildet sein, dass die Nutzung 
im Brandfall ausreichend lang möglich ist. 
Notwendige Flure sind nicht erforderlich  
 
1. in Wohngebäuden der Gebäudeklassen 

1 und 2,  
 
2. in sonstigen Gebäuden der Gebäude-

klassen 1 und 2, ausgenommen in Kel-
lergeschossen,  

 
3. innerhalb von Nutzungseinheiten mit 

nicht mehr als 200 m² und innerhalb von 
Wohnungen sowie  

 § 36  
Notwendige Flure, offene Gänge 

 
unverändert  
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4. innerhalb von Nutzungseinheiten, die ei-

ner Büro- oder Verwaltungsnutzung die-
nen, mit nicht mehr als 400 m²; das gilt 
auch für Teile größerer Nutzungseinhei-
ten, wenn diese Teile nicht größer als 
400 m² sind, Trennwände nach § 29 Ab-
satz 2 Nummer 1 haben und jeder Teil 
unabhängig von anderen Teilen Ret-
tungswege nach § 33 Absatz 1 hat.  

 
(2) Notwendige Flure müssen so breit sein, 
dass sie für den größten zu erwartenden 
Verkehr ausreichen. In den Fluren ist eine 
Folge von weniger als drei Stufen unzuläs-
sig.  
 
(3) Notwendige Flure sind durch nichtab-
schließbare, rauchdichte und selbstschlie-
ßende Abschlüsse in Rauchabschnitte zu 
unterteilen. Die Rauchabschnitte sollen nicht 
länger als 30 m sein. Die Abschlüsse sind bis 
an die Rohdecke zu führen. Sie dürfen bis an 
die Unterdecke der Flure geführt werden, 
wenn die Unterdecke feuerhemmend ist. 
Notwendige Flure mit nur einer Fluchtrich-
tung, die zu einem Sicherheitstreppenraum 
führen, dürfen nicht länger als 15 m sein. Die 
Sätze 1 bis 5 gelten nicht für offene Gänge 
nach Absatz 5. 
 
(4) Die Wände notwendiger Flure müssen 
als raumabschließende Bauteile feuerhem-
mend, in Kellergeschossen, deren tragende 
und aussteifende Bauteile feuerbeständig 
sein müssen, feuerbeständig sein. Die 
Wände sind bis an die Rohdecke zu führen. 
Sie dürfen bis an die Unterdecke der Flure 
geführt werden, wenn die Unterdecke feuer-
hemmend und ein demjenigen nach Satz 1 
vergleichbarer Raumabschluss sicherge-
stellt ist. Türen in diesen Wänden müssen 
dicht schließen. Öffnungen zu Lagerberei-
chen im Kellergeschoss müssen feuerhem-
mende, dicht- und selbstschließende Ab-
schlüsse haben.  
 
(5) Für Wände und Brüstungen notwendiger 
Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die als of-
fene Gänge vor den Außenwänden angeord-
net sind, gilt Absatz 4 entsprechend. Fenster 
sind in diesen Außenwänden ab einer Brüs-
tungshöhe von 0,90 m zulässig.  
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(6) In notwendigen Fluren sowie in offenen 
Gängen nach Absatz 5 müssen  
 
1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und 

Dämmstoffe aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen und  

 
2. Wände und Decken aus brennbaren 

Baustoffen eine Bekleidung aus nicht-
brennbaren Baustoffen in ausreichender 
Dicke haben und 

 
3. Fußbodenbeläge mindestens schwer-

entflammbar sein. 
 
 

§ 37  
Fenster, Türen, sonstige Öffnungen 

 
(1) Fensterflächen müssen gefahrlos gerei-
nigt werden können.  
 
(2) Glastüren und andere Glasflächen, die 
bis zum Fußboden allgemein zugänglicher 
Verkehrsflächen herabreichen, sind so zu 
kennzeichnen, dass sie leicht erkannt wer-
den können. Weitere Schutzmaßnahmen 
sind für größere Glasflächen vorzusehen, 
wenn dies die Verkehrssicherheit erfordert.  
 
(3) Eingangstüren von Wohnungen müssen 
eine lichte Durchgangsbreite von mindes-
tens 0,90 m haben.  
 
(4) Jedes Kellergeschoss ohne Fenster 
muss mindestens eine Öffnung ins Freie ha-
ben, um eine Rauchableitung zu ermögli-
chen. Gemeinsame Kellerlichtschächte für 
übereinanderliegende Kellergeschosse sind 
unzulässig. 
 
(5) Fenster, die als Rettungswege nach § 33 
Absatz 2 Satz 2 dienen, müssen im Lichten 
mindestens 0,90 m x 1,20 m groß und nicht 
höher als 1,20 m über der Fußbodenober-
kante angeordnet sein. Liegen diese Fenster 
in Dachschrägen oder Dachaufbauten, so 
darf ihre Unterkante oder ein davorliegender 
Auftritt von der Traufkante horizontal gemes-
sen nicht mehr als 1 m entfernt sein. Der Ab-
stand kann in Abstimmung mit der Brand-
schutzdienststelle vergrößert werden. Von 

 § 37  
Fenster, Türen, sonstige Öffnungen 

 
unverändert  
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diesen Fenstern müssen sich Menschen zu 
öffentlichen Verkehrsflächen oder zu Flä-
chen für Einsatzkräfte der Gefahrenabwehr 
bemerkbar machen können. 
 

§ 38  
Umwehrungen 

 
(1) In, an und auf baulichen Anlagen sind zu 
umwehren oder mit Brüstungen zu versehen:  
 
1. Flächen, die im Allgemeinen zum Bege-

hen bestimmt sind und unmittelbar an 
mehr als 1 m tiefer liegende Flächen an-
grenzen; dies gilt nicht, wenn die Um-
wehrung dem Zweck der Flächen wider-
spricht,  

 
2. nicht begehbare Oberlichte und Glasab-

deckungen in Flächen, die im Allgemei-
nen zum Begehen bestimmt sind, wenn 
sie weniger als 0,50 m aus diesen Flä-
chen herausragen,  

 
3. Dächer oder Dachteile, die zum auch 

nur zeitweiligen Aufenthalt von Men-
schen bestimmt sind,  

 
4. Öffnungen in begehbaren Decken sowie 

in Dächern oder Dachteilen nach Num-
mer 3, wenn sie nicht sicher abgedeckt 
sind,  

 
5. nicht begehbare Glasflächen in Decken 

sowie in Dächern oder Dachteilen nach 
Nummer 3,  

 
6. die freien Seiten von Treppenläufen, 

Treppenabsätzen und Treppenöffnun-
gen (Treppenaugen) sowie  

 
7. Kellerlichtschächte und Betriebs-

schächte, die an Verkehrsflächen lie-
gen, wenn sie nicht verkehrssicher ab-
gedeckt sind.  

 
(2) In Verkehrsflächen liegende Kellerlicht-
schächte und Betriebsschächte sind in Höhe 
der Verkehrsfläche verkehrssicher abzude-
cken. An und in Verkehrsflächen liegende 
Abdeckungen müssen gegen unbefugtes 
Abheben gesichert sein. Fenster, die unmit-

 § 38  
Umwehrungen 

 
unverändert  
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telbar an Treppen liegen und deren Brüstun-
gen unter der notwendigen Umwehrungs-
höhe liegen, sind zu sichern.  
 
(3) Fensterbrüstungen von Flächen mit einer 
Absturzhöhe bis zu 12 m müssen mindes-
tens 0,80 m, von Flächen mit mehr als 12 m 
Absturzhöhe mindestens 0,90 m hoch sein. 
Geringere Brüstungshöhen sind zulässig, 
wenn durch andere Vorrichtungen wie Ge-
länder die nach Absatz 4 vorgeschriebenen 
Mindesthöhen eingehalten werden.  
 
(4) Andere notwendige Umwehrungen müs-
sen folgende Mindesthöhen haben:  
 
1. Umwehrungen zur Sicherung von Öff-

nungen in begehbaren Decken und Dä-
chern sowie Umwehrungen von Flächen 
mit einer Absturzhöhe von 1 m bis zu 12 
m 0,90 m und  

 
2. Umwehrungen von Flächen mit mehr als 

12 m Absturzhöhe 1,10 m. 
 

Sechster Abschnitt 
Technische Gebäudeausrüstung 

 
§ 39  

Aufzüge 
 

(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müs-
sen eigene Fahrschächte haben, um eine 
Brandausbreitung in andere Geschosse aus-
reichend lang zu verhindern. In einem Fahr-
schacht dürfen bis zu drei Aufzüge liegen. 
Aufzüge ohne eigene Fahrschächte sind zu-
lässig  
 
1. innerhalb eines notwendigen Treppen-

raumes, ausgenommen in Hochhäu-
sern,  

 
2. innerhalb von Räumen, die Geschosse 

überbrücken,  
 
3. zur Verbindung von Geschossen, die of-

fen miteinander in Verbindung stehen 
dürfen und  

 
4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 

und 2.  
Sie müssen sicher umkleidet sein.  

 Sechster Abschnitt 
Technische Gebäudeausrüstung 

 
§ 39  

Aufzüge 
 

(1) unverändert  
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(2) Die Fahrschachtwände müssen als raum-
abschließende Bauteile  
 
1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feu-

erbeständig und aus nichtbrennbaren 
Baustoffen,  

 
2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 

hochfeuerhemmend,  
 
3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feu-

erhemmend  
 
sein. Fahrschachtwände aus brennbaren 
Baustoffen müssen schachtseitig eine Be-
kleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in 
ausreichender Dicke haben. Fahrschachttü-
ren und andere Öffnungen in Fahrschacht-
wänden mit erforderlicher Feuerwider-
standsfähigkeit sind so herzustellen, dass 
die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 
nicht beeinträchtigt werden.  
 
(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und 
eine Öffnung zur Rauchableitung mit einem 
freien Querschnitt von mindestens 2,5 Pro-
zent der Fahrschachtgrundfläche, mindes-
tens jedoch 0,10 m² haben. Diese Öffnung 
darf einen Abschluss haben, der im Brandfall 
selbsttätig öffnet und von mindestens einer 
geeigneten Stelle aus bedient werden kann. 
Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen muss 
so gewählt werden, dass der Rauchaustritt 
durch Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird.  
 
(4) Gebäude mit mehr als drei oberirdischen 
Geschossen müssen Aufzüge in ausreichen-
der Zahl haben. Von diesen Aufzügen muss 
in Gebäuden mit mehr als fünf oberirdischen 
Geschossen mindestens ein Aufzug Kran-
kentragen, Rollstühle und Lasten aufnehmen 
können und Haltestellen in allen Geschos-
sen haben. Dieser Aufzug muss von der öf-
fentlichen Verkehrsfläche und von allen 
Wohnungen in dem Gebäude aus barriere-
frei erreichbar sein. Haltestellen im obersten 
Geschoss und in den Kellergeschossen sind 
nicht erforderlich, wenn sie nur unter beson-
deren Schwierigkeiten hergestellt werden 
können. Führt die Aufstockung eines Gebäu-
des dazu, dass nach Satz 1 ein Aufzug er-
richtet werden müsste, kann hiervon abgese-

(2) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Gebäude mit mehr als drei oberirdischen 
Geschossen müssen Aufzüge in ausreichen-
der Zahl haben. Ein Aufzug muss von der öf-
fentlichen Verkehrsfläche und von allen 
Wohnungen in dem Gebäude aus barriere-
frei erreichbar sein. Von diesen Aufzügen 
muss in Gebäuden mit mehr als fünf oberir-
dischen Geschossen mindestens ein Aufzug 
Krankentragen, Rollstühle und Lasten auf-
nehmen können und Haltestellen in allen Ge-
schossen haben. Haltestellen im obersten 
Geschoss und in den Kellergeschossen sind 
nicht erforderlich, wenn sie nur unter beson-
deren Schwierigkeiten hergestellt werden 
können. Führt die Aufstockung oder Nut-
zungsänderung eines Gebäudes dazu, dass 
nach Satz 1 ein Aufzug errichtet werden 
müsste, kann hiervon abgesehen werden, 
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hen werden, wenn ein Aufzug nur unter be-
sonderen Schwierigkeiten hergestellt wer-
den kann.  
 
(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Kranken-
trage müssen eine nutzbare Grundfläche 
von mindestens 1,10 m x 2,10 m und zur Auf-
nahme eines Rollstuhls von mindestens 1,10 
m x 1,40 m haben. Türen müssen eine lichte 
Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m 
haben. In einem Aufzug für Rollstühle und 
Krankentragen darf der für Rollstühle nicht 
erforderliche Teil der Fahrkorbgrundfläche 
durch eine verschließbare Tür abgesperrt 
werden. Vor den Aufzügen muss eine aus-
reichende Bewegungsfläche vorhanden 
sein. 
 
 

wenn ein Aufzug nur unter besonderen 
Schwierigkeiten hergestellt werden kann.  
 
 
(5) unverändert  

§ 40  
Leitungsanlagen, Installationsschächte 

und -kanäle 
 

(1) Leitungen dürfen durch raumabschlie-
ßende Bauteile, für die eine Feuerwider-
standsfähigkeit vorgeschrieben ist, nur hin-
durchgeführt werden, wenn eine Brandaus-
breitung ausreichend lang nicht zu befürch-
ten ist oder Vorkehrungen hiergegen getrof-
fen sind. Dies gilt nicht  
 
1. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 

2,  
 
2. innerhalb von Wohnungen und  
 
3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit 

nicht mehr als insgesamt 400 m² in nicht 
mehr als zwei Geschossen.  

 
(2) In notwendigen Treppenräumen, in Räu-
men nach § 35 Absatz 3 Satz 2 und in not-
wendigen Fluren sind Leitungsanlagen nur 
zulässig, wenn eine Nutzung als Rettungs-
weg im Brandfall ausreichend lang möglich 
ist.  
 
(3) Für Installationsschächte und -kanäle 
gelten Absatz 1 sowie § 41 Absatz 2 Satz 1 
und 2 sowie Absatz 3 entsprechend. 
 
 
 

 § 40  
Leitungsanlagen, Installationsschächte 

und -kanäle 
 

unverändert  
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§ 41  
Lüftungsanlagen 

 
(1) Lüftungsanlagen müssen betriebssicher 
sein. Sie dürfen den ordnungsgemäßen Be-
trieb von Feuerungsanlagen nicht beein-
trächtigen.  
 
(2) Lüftungsleitungen sowie deren Beklei-
dungen und Dämmstoffe müssen aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen. Brennbare 
Baustoffe sind zulässig, wenn ein Beitrag der 
Lüftungsleitung zur Brandentstehung und 
Brandweiterleitung nicht zu befürchten ist. 
Lüftungsleitungen dürfen raumabschlie-
ßende Bauteile, für die eine Feuerwider-
standsfähigkeit vorgeschrieben ist, nur über-
brücken, wenn eine Brandausbreitung aus-
reichend lang nicht zu befürchten ist oder 
wenn Vorkehrungen hiergegen getroffen 
sind.  
 
(3) Lüftungsanlagen sind so herzustellen, 
dass sie Gerüche und Staub nicht in andere 
Räume übertragen.  
 
(4) Lüftungsanlagen dürfen nicht in Abgas-
anlagen eingeführt werden. Die gemeinsame 
Nutzung von Lüftungsleitungen zur Lüftung 
und zur Ableitung der Abgase von Feuerstät-
ten ist zulässig, wenn keine Bedenken we-
gen der Betriebssicherheit und des Brand-
schutzes bestehen. Die Abluft ist ins Freie zu 
führen. Nicht zur Lüftungsanlage gehörende 
Einrichtungen sind in Lüftungsleitungen un-
zulässig.  
 
 
(5) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht  
 
1. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 

2,  
 
2. innerhalb von Wohnungen und  
 
3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit 

nicht mehr als 400 m² in nicht mehr als 
zwei Geschossen.  

 
(6) Für raumlufttechnische Anlagen und 
Warmluftheizungen gelten die Absätze 1 
bis 5 entsprechend. 
 

 § 41  
Lüftungsanlagen 

 
unverändert  
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§ 42  
Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur 
Wärmeerzeugung, Brennstoffversorgung 
 
(1) Feuerstätten und Abgasanlagen (Feue-
rungsanlagen) müssen betriebssicher und 
brandsicher sein. Feuerungsanlagen für 
feste Brennstoffe dürfen in einem Abstand 
von weniger als 100 m zu einem Wald nur 
errichtet oder betrieben werden, wenn durch 
geeignete Maßnahmen gewährleistet ist, 
dass kein Waldbrand entsteht.  
 
(2) Für die Anlagen zur Verteilung von 
Wärme und zur Warmwasserversorgung gilt 
Absatz 1 entsprechend.  
 
(3) Feuerstätten dürfen in Räumen nur auf-
gestellt werden, wenn nach der Art der Feu-
erstätte und nach Lage, Größe, baulicher 
Beschaffenheit und Nutzung der Räume Ge-
fahren nicht entstehen.  
 
(4) Abgase von Feuerstätten sind durch Ab-
gasleitungen, Schornsteine und Verbin-
dungsstücke (Abgasanlagen) so abzufüh-
ren, dass keine Gefahren oder unzumutba-
ren Belästigungen entstehen. Abgasanlagen 
sind in solcher Zahl und Lage und so herzu-
stellen, dass die Feuerstätten des Gebäudes 
ordnungsgemäß angeschlossen werden 
können. Sie müssen leicht und sicher gerei-
nigt werden können.  
 
(5) Behälter und Rohrleitungen für brennbare 
Gase und Flüssigkeiten müssen betriebssi-
cher und brandsicher sein. Diese Behälter 
sowie feste Brennstoffe sind so aufzustellen 
oder zu lagern, dass keine Gefahren oder 
unzumutbaren Belästigungen entstehen.  
 
(6) Für die Aufstellung von ortsfesten Ver-
brennungsmotoren, Blockheizkraftwerken, 
Brennstoffzellen und Verdichtern sowie die 
Ableitung ihrer Verbrennungsgase gelten die 
Absätze 1, 3 und 4 entsprechend.  
 
 
 
 
 
 

 § 42  
Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur 
Wärmeerzeugung, Brennstoffversorgung 
 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert  
 
 
 
(3) unverändert  
 
 
 
 
 
(4) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) unverändert  
 
 
 
 
 
 
(6) unverändert  
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(7) Bei der Errichtung oder Änderung von 
Schornsteinen sowie beim Anschluss von 
Feuerstätten an Schornsteine oder Abgaslei-
tungen hat die Bauherrin oder der Bauherr 
sich von der bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfegermeisterin oder dem bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfegermeister 
bescheinigen zu lassen, dass die Abgasan-
lage sich in einem ordnungsgemäßen Zu-
stand befindet und für die angeschlossenen 
Feuerstätten geeignet ist. Bei der Errichtung 
von Schornsteinen soll vor der Erteilung der 
Bescheinigung auch der Rohbauzustand be-
sichtigt worden sein. Verbrennungsmotoren 
und Blockheizkraftwerke dürfen erst dann in 
Betrieb genommen werden, wenn sie die 
Tauglichkeit und sichere Benutzbarkeit der 
Leitungen zur Abführung von Verbrennungs-
gasen bescheinigt haben. Stellt die bevoll-
mächtigte Bezirksschornsteinfegermeisterin 
oder der bevollmächtigte Bezirksschorn-
steinfegermeister Mängel fest, hat sie oder 
er diese Mängel der Bauaufsichtsbehörde 
mitzuteilen. Satz 1 gilt nicht für Abgasanla-
gen, die gemeinsam mit der Feuerstätte in 
Verkehr gebracht werden und ein gemeinsa-
mes CE-Zeichen tragen dürfen.  
 
(8) Gasfeuerstätten dürfen in Räumen nur 
aufgestellt werden, wenn durch besondere 
Vorrichtungen an den Feuerstätten oder 
durch Lüftungsanlagen sichergestellt ist, 
dass gefährliche Ansammlungen von unver-
brannten Gas in den Räumen nicht entste-
hen.  
 
 

(7) Bei der Errichtung oder Änderung von 
Schornsteinen sowie beim Anschluss von 
Feuerstätten an Schornsteine oder Abgaslei-
tungen hat die Bauherrin oder der Bauherr 
sich von der bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfegermeisterin oder dem bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfegermeister 
bescheinigen zu lassen, dass die Abgasan-
lage sich in einem ordnungsgemäßen Zu-
stand befindet und für die angeschlossenen 
Feuerstätten geeignet ist. Bei der Errichtung 
von Schornsteinen soll vor der Erteilung der 
Bescheinigung auch der Rohbauzustand be-
sichtigt worden sein. Verbrennungsmotoren 
und Blockheizkraftwerke dürfen erst dann in 
Betrieb genommen werden, wenn sie die 
Tauglichkeit und sichere Benutzbarkeit der 
Leitungen zur Abführung von Verbrennungs-
gasen bescheinigt haben. Stellt die bevoll-
mächtigte Bezirksschornsteinfegermeisterin 
oder der bevollmächtigte Bezirksschorn-
steinfegermeister Mängel fest, hat sie oder 
er diese Mängel der Bauaufsichtsbehörde 
mitzuteilen. Satz 1 und Satz 3 gelten nicht für 
Abgasanlagen, die gemeinsam mit der Feu-
erstätte in Verkehr gebracht werden und ein 
gemeinsames CE-Zeichen tragen dürfen.  
 
(8) unverändert  

§ 43  
Sanitäre Anlagen, Wasserzähler 

 
(1) Jede Wohnung muss ein Bad mit Bade-
wanne oder Dusche haben. Jede Wohnung 
und jede Nutzungseinheit mit Aufenthalts-
räumen muss mindestens eine Toilette ha-
ben. Toilettenräume für Wohnungen müssen 
innerhalb der Wohnung liegen. Fensterlose 
Bäder und Toiletten sind nur zulässig, wenn 
eine wirksame Lüftung gewährleistet ist. 
 
(2) Jede Wohnung muss einen eigenen 
Wasserzähler haben. Dies gilt nicht bei Nut-
zungsänderungen, wenn die Anforderung 

 § 43  
Sanitäre Anlagen, Wasserzähler 

 
unverändert  
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nach Satz 1 nur mit unverhältnismäßigem 
Mehraufwand erfüllt werden kann. 
 
 

§ 44 
Aufbewahrung fester Abfallstoffe 

 
(1) Feste Abfallstoffe dürfen innerhalb von 
Gebäuden vorübergehend aufbewahrt wer-
den, in Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 
5 jedoch nur, wenn die dafür bestimmten 
Räume  
 
1. Trennwände und Decken als raumab-

schließende Bauteile mit der Feuerwi-
derstandsfähigkeit der tragenden 
Wände haben, 

 
2. Öffnungen vom Gebäudeinnern zum 

Aufstellraum mit feuerhemmenden, 
dicht- und selbstschließenden Abschlüs-
sen haben,  

 
3. unmittelbar vom Freien entleert werden 

können und  
 
4. eine ständig wirksame Lüftung haben.  
 
(2) Vorhandene Abfallschächte dürfen nicht 
betrieben werden. Der Betrieb von Abfall-
schächten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Vorschrift betrieben werden, 
kann widerruflich unter der Voraussetzung 
genehmigt werden, dass der Betreiber den 
sicheren und störungsfreien Betrieb und eine 
wirksame Abfalltrennung ständig überwacht 
und dies dokumentiert. Den Bauaufsichtsbe-
hörden sind diese Aufzeichnungen auf Ver-
langen vorzulegen. 
 

 § 44 
Aufbewahrung fester Abfallstoffe 

 
unverändert  

§ 45  
Blitzschutzanlagen 

 
Bauliche Anlagen, bei denen nach Lage, 
Bauart oder Nutzung Blitzschlag leicht ein-
treten oder zu schweren Folgen führen kann, 
sind mit dauernd wirksamen Blitzschutzanla-
gen zu versehen. 
 
 
 
 
 

 § 45  
Blitzschutzanlagen 

 
unverändert  
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Siebenter Abschnitt 
Nutzungsbedingte Anforderungen 

 
§ 46  

Aufenthaltsräume 
 

(1) Aufenthaltsräume müssen eine lichte 
Raumhöhe von mindestens 2,40 m haben. 
Für Aufenthaltsräume in Wohngebäuden der 
Gebäudeklassen 1 und 2 kann eine lichte 
Höhe von mindestens 2,30 m gestattet wer-
den. Für Aufenthaltsräume im Dachraum 
und im Kellergeschoss, im Übrigen für ein-
zelne Aufenthaltsräume und Teile von Auf-
enthaltsräumen genügt eine lichte Höhe von 
mindestens 2,20 m. Aufenthaltsräume unter 
einer Dachschräge müssen eine lichte Höhe 
von 2,20 m über mindestens der Hälfte ihrer 
Grundfläche haben. Raumteile mit einer lich-
ten Höhe bis zu 1,50 m bleiben außer Be-
tracht.  
 
(2) Aufenthaltsräume müssen ausreichend 
belüftet und mit Tageslicht belichtet werden 
können. Sie müssen Fenster mit einem Roh-
baumaß der Fensteröffnungen von mindes-
tens ein Achtel der Netto-Grundfläche des 
Raumes einschließlich der Netto-Grundflä-
che verglaster Vorbauten und Loggien ha-
ben.  
 
(3) Aufenthaltsräume, deren Nutzung eine 
Belichtung mit Tageslicht verbietet, sowie 
Verkaufsräume, Schank- und Speisegast-
stätten, ärztliche Behandlungs-, Sport-, 
Spiel-, Werk- und ähnliche Räume sind ohne 
Fenster zulässig. 
 
 

 Siebenter Abschnitt 
Nutzungsbedingte Anforderungen 

 
§ 46  

Aufenthaltsräume 
 

unverändert  

§ 47 
Wohnungen 

 
(1) Jede Wohnung muss eine Küche oder 
Kochnische haben. 
 
(2) Eine reine Nordlage aller Wohn- und 
Schlafräume ist unzulässig.  
 
(3) In Wohnungen müssen Schlafräume und 
Kinderzimmer sowie Flure, über die Ret-
tungswege von Aufenthaltsräumen führen, 
jeweils mindestens einen Rauchwarnmelder 

 § 47 
Wohnungen 

 
(1) unverändert  
 
 
(2) unverändert  
 
 
(3) unverändert  
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haben. Dieser muss so eingebaut oder an-
gebracht und betrieben werden, dass Brand-
rauch frühzeitig erkannt und gemeldet wird. 
Die Betriebsbereitschaft der Rauchwarnmel-
der hat die unmittelbare besitzhabende Per-
son sicherzustellen, es sei denn, die Eigen-
tümerin oder der Eigentümer übernimmt 
diese Verpflichtung selbst.  
 
(4) In Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 
mit Wohnungen sind leicht und barrierefrei 
erreichbare Abstellflächen für Kinderwagen 
und Mobilitätshilfen sowie für jede Wohnung 
ein ausreichend großer Abstellraum herzu-
stellen. 
 
(5) Gebäude mit Nutzungseinheiten zum 
Zwecke der Pflege oder Betreuung von Per-
sonen mit Pflegebedürftigkeit oder Behinde-
rung, deren Selbstrettungsfähigkeit einge-
schränkt ist, gelten nicht als Wohnungen, 
sondern als Sonderbauten nach § 50, wenn 
die Nutzungseinheiten 
 
1. einzeln für mehr als sechs Personen o-

der 
2. für Personen mit Intensivpflegebedarf 

bestimmt sind oder 
3. einen gemeinsamen Rettungsweg ha-

ben und für insgesamt mehr als zwölf 
Personen bestimmt sind. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) In Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 
mit Wohnungen sind leicht und barrierefrei 
erreichbare Abstellflächen für Kinderwagen 
und Mobilitätshilfen sowie für jede Wohnung 
ein ausreichend großer Abstellfläche herzu-
stellen. 
 
(5) Gebäude mit Nutzungseinheiten zum 
Zwecke der Pflege oder Betreuung von Per-
sonen mit Pflegebedürftigkeit oder Behinde-
rung, deren Selbstrettungsfähigkeit einge-
schränkt ist, gelten nicht als Wohnungen, 
sondern als große Sonderbauten nach § 50 
Absatz 2, wenn die Nutzungseinheiten 
 
1. einzeln für mehr als sechs Personen  

oder 
2. für Personen mit Intensivpflegebedarf 

bestimmt sind oder 
3. einen gemeinsamen Rettungsweg ha-

ben und für insgesamt mehr als zwölf 
Personen bestimmt sind. 

 
 

§ 48  
Stellplätze, Garagen und Fahrradabstell-

plätze 
 
(1) Werden Anlagen errichtet, bei denen ein 
Zu- oder Abfahrtsverkehr zu erwarten ist, 
sind Stellplätze oder Garagen und Fahr-
radabstellplätze in ausreichender Zahl und 
Größe und in geeigneter Beschaffenheit her-
zustellen (notwendige Stellplätze). Fahr-
radabstellplätze müssen von der öffentlichen 
Verkehrsfläche ebenerdig, durch Rampen o-
der durch Aufzüge zugänglich sein. Bei Än-
derungen oder Nutzungsänderungen von 
Anlagen sind Stellplätze und Fahrradabstell-
plätze in solcher Zahl und Größe herzustel-
len, dass sie die durch die Änderung zusätz-
lich zu erwartenden Kraftfahrzeuge und 
Fahrräder aufnehmen können. Dies gilt 

 § 48  
Stellplätze, Garagen und Fahrradabstell-

plätze 
 
(1) unverändert  
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nicht, wenn sonst die Schaffung oder Erneu-
erung von Wohnraum auch unter Berück-
sichtigung der Möglichkeit einer Ablösung er-
heblich erschwert oder verhindert würde. 
 
(2) Das für Bauen zuständige Ministerium re-
gelt durch Rechtsverordnung die Zahl der 
notwendigen Stellplätze nach Absatz 1 
Satz 1 und Näheres über Zahl, Größe und 
Lage von Stellplätzen für Menschen mit Be-
hinderungen. Wird die Zahl der notwendigen 
Stellplätze durch Bebauungsplan oder durch 
örtliche Bauvorschrift (§ 89 Absatz 1 Num-
mer 4) festgelegt, ist diese Zahl maßgeblich. 
 
(3) Die Gemeinden können unter Berück-
sichtigung der örtlichen Verkehrsverhält-
nisse festlegen, ob und in welchem Umfang 
und in welcher Beschaffenheit bei der Errich-
tung, Änderung oder Nutzungsänderung von 
Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangs-
verkehr zu erwarten ist, geeignete Garagen 
oder Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahr-
radabstellplätze errichtet werden müssen, 
um den Erfordernissen des ruhenden Ver-
kehrs zu genügen. Sie können insoweit 
durch Satzung regeln  
 
1. die Herstellungspflicht bei der Errichtung 

der Anlagen,  
 
2. die Herstellungspflicht des Mehrbedarfs 

bei Änderungen oder Nutzungsänderun-
gen der Anlagen,  

 
3. die Beschränkung der Herstellungs-

pflicht auf genau begrenzte Teile des 
Gemeindegebiets oder auf bestimmte 
Fälle,  

 
4. den vollständigen oder teilweisen Ver-

zicht auf die Herstellung von notwendi-
gen Garagen oder Stellplätzen, soweit 
der Stellplatzbedarf  

 
a) durch besondere Maßnahmen ver-

ringert wird oder  
 
b) durch nachträglichen Ausbau von 

Dach- und Kellergeschossen oder 
durch Aufstockung entsteht,  

 

 
 
 
 
 
(2) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Gemeinden können unter Berück-
sichtigung der örtlichen Verkehrsverhält-
nisse festlegen, ob und in welchem Umfang 
und in welcher Beschaffenheit bei der Errich-
tung, Änderung oder Nutzungsänderung von 
Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangs-
verkehr zu erwarten ist, geeignete Garagen 
oder Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahr-
radabstellplätze errichtet werden müssen, 
um den Erfordernissen des ruhenden Ver-
kehrs zu genügen. Sie können insoweit 
durch Satzung regeln  
 
1. die Herstellungspflicht bei der Errichtung 

der Anlagen,  
 
2. die Herstellungspflicht des Mehrbedarfs 

bei Änderungen oder Nutzungsänderun-
gen der Anlagen,  

 
3. die Beschränkung der Herstellungs-

pflicht auf genau begrenzte Teile des 
Gemeindegebiets oder auf bestimmte 
Fälle,  

 
4. den vollständigen oder teilweisen Ver-

zicht auf die Herstellung von notwendi-
gen Garagen oder Stellplätzen, soweit 
der Stellplatzbedarf  

 
a) durch besondere Maßnahmen ver-

ringert wird oder  
 
b) durch nachträglichen Ausbau von 

Dach- und Kellergeschossen oder 
durch Aufstockung entsteht,  
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5. die Einschränkung oder Untersagung 
der Herstellung von notwendigen oder 
nicht notwendigen Garagen oder Stell-
plätzen, soweit Gründe des Verkehrs o-
der städtebauliche Gründe dies erfor-
dern,  

 
6. die Verbindlichkeit bestimmter Konstruk-

tionen von notwendigen und nicht not-
wendigen Garagen oder Stellplätzen,  

 
7. das bei der Errichtung von Anlagen, ggf. 

unter Berücksichtigung einer Quote, not-
wendige Stellplätze mit einer Stromzu-
leitung für die Ladung von Elektrofahr-
zeugen versehen werden sowie  

 
8. die Ablösung der Herstellungspflicht in 

den Fällen der Nummer 1 bis 3 durch 
Zahlung eines in der Satzung festzule-
genden Geldbetrags an die Gemeinde.  

 
 
Macht die Gemeinde von der Satzungser-
mächtigung nach Satz 2 Nummer 1 bis 3 Ge-
brauch, hat sie in der Satzung Standort so-
wie Größe, Zahl und Beschaffenheit der not-
wendigen Stellplätze unter Berücksichtigung 
von Art und Zahl der vorhandenen und zu er-
wartenden Fahrzeuge der Personen zu be-
stimmen, die die Anlagen ständig benutzen 
oder sie besuchen. Die Gemeinde kann, 
wenn eine Satzung nach Satz 2 Nummer 1 
bis 3 nicht besteht, im Einzelfall die Herstel-
lung von Stellplätzen mit und ohne einer 
Stromzuleitung für die Aufladung von Batte-
rien für die Ladung von Elektrofahrzeugen 
verlangen, wenn dies wegen der Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs erforderlich ist. 
Statt notwendiger Stellplätze für Kraftfahr-
zeuge ist die Herstellung von Garagen zuläs-
sig. Die Herstellung von Garagen kann ver-
langt werden. Bis zu einem Viertel der not-
wendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge nach 
Satz 2 kann durch die Schaffung von Fahr-
radabstellplätzen ersetzt werden, dabei sind 
für einen Stellplatz vier Fahrradabstellplätze 
herzustellen. 
 
 
 
 
 

5. die Einschränkung oder Untersagung 
der Herstellung von notwendigen oder 
nicht notwendigen Garagen oder Stell-
plätzen, soweit Gründe des Verkehrs o-
der städtebauliche Gründe dies erfor-
dern,  

 
6. die Verbindlichkeit bestimmter Konstruk-

tionen von notwendigen und nicht not-
wendigen Garagen oder Stellplätzen,  

 
7. dass bei der Errichtung von Anlagen, 

ggf. unter Berücksichtigung einer Quote, 
notwendige Stellplätze mit einer Vorbe-
reitung der Stromleitung für die Ladung 
von Elektrofahrzeugen versehen wer-
den sowie  

 
8. die Ablösung der Herstellungspflicht in 

den Fällen der Nummer 1 bis 3 durch 
Zahlung eines in der Satzung festzule-
genden Geldbetrags an die Gemeinde.  

 
Macht die Gemeinde von der Satzungser-
mächtigung nach Satz 2 Nummer 1 bis 3 Ge-
brauch, hat sie in der Satzung Standort so-
wie Größe, Zahl und Beschaffenheit der not-
wendigen Stellplätze unter Berücksichtigung 
von Art und Zahl der vorhandenen und zu er-
wartenden Fahrzeuge der Personen zu be-
stimmen, die die Anlagen ständig benutzen 
oder sie besuchen. Die Gemeinde kann, 
wenn eine Satzung nach Satz 2 Nummer 1 
bis 3 nicht besteht, im Einzelfall die Herstel-
lung von Stellplätzen mit und ohne einer Vor-
bereitung der Stromleitung für die Aufladung 
von Batterien für die Ladung von Elektrofahr-
zeugen verlangen, wenn dies wegen der Si-
cherheit und Leichtigkeit des Verkehrs erfor-
derlich ist. Statt notwendiger Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge ist die Herstellung von Gara-
gen zulässig. Die Herstellung von Garagen 
kann verlangt werden. Bis zu einem Viertel 
der notwendigen Stellplätze für Kraftfahr-
zeuge nach Satz 2 kann durch die Schaffung 
von Fahrradabstellplätzen ersetzt werden, 
dabei sind für einen Stellplatz vier Fahr-
radabstellplätze herzustellen. 
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(4) Die Gemeinde hat den Geldbetrag nach 
Absatz 3 Satz 2 Nummer 8 für die Ablösung 
von Stellplätzen zu verwenden für  
 
1. die Herstellung zusätzlicher oder die In-

standhaltung, die Instandsetzung oder 
die Modernisierung bestehender Par-
keinrichtungen,  

 
2. sonstige Maßnahmen zur Entlastung 

der Straßen vom ruhenden Verkehr ein-
schließlich investiver Maßnahmen des 
öffentlichen Personennahverkehrs oder  

 
3. andere Maßnahmen, die Bestandteil ei-

nes kommunalen oder interkommunalen 
Mobilitätskonzepts einer oder mehrerer 
Gemeinden sind. 

 
 

(4) unverändert  

§ 49 
Barrierefreies Bauen 

 
(1) In Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 
5 mit Wohnungen müssen die Wohnungen 
barrierefrei sein. 
 
 
(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugäng-
lich sind, müssen im erforderlichen Umfang 
barrierefrei sein. Öffentlich zugänglich sind 
bauliche Anlagen, wenn und soweit sie nach 
ihrem Zweck im Zeitraum ihrer Nutzung von 
im Vorhinein nicht bestimmbaren Personen 
aufgesucht werden können. Wohngebäude 
sind nicht öffentlich zugänglich im Sinne die-
ses Absatzes.  
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten jeweils nicht, 
soweit die Anforderungen wegen schwieriger 
Geländeverhältnisse oder wegen ungünsti-
ger vorhandener Bebauung nur mit einem 
unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt 
werden können.  
 

 § 49 
Barrierefreies Bauen 

 
(1) In Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 
5 mit Wohnungen müssen die Wohnungen 
barrierefrei und eingeschränkt mit dem Roll-
stuhl nutzbar sein. 
 
(2) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  

§ 50  
Sonderbauten 

 
(1) An Anlagen und Räume besonderer Art 
oder Nutzung (Sonderbauten) können im 
Einzelfall zur Verwirklichung der allgemeinen 
Anforderungen nach § 3 Absatz 1 besondere 

 § 50  
Sonderbauten 

 
unverändert  
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Anforderungen gestellt werden. Erleichte-
rungen können gestattet werden, soweit es 
der Einhaltung von Vorschriften wegen der 
besonderen Art oder Nutzung baulicher An-
lagen oder Räume oder wegen besonderer 
Anforderungen nicht bedarf. Die Anforderun-
gen und Erleichterungen nach den Sätzen 1 
und 2 können sich insbesondere erstrecken 
auf  
 
1. die Anordnung der baulichen Anlagen 

auf dem Grundstück,  
 
2. die Abstände von Nachbargrenzen, von 

anderen baulichen Anlagen auf dem 
Grundstück und von öffentlichen Ver-
kehrsflächen sowie auf die Größe der 
freizuhaltenden Flächen der Grundstü-
cke,  

 
3. die Öffnungen nach öffentlichen Ver-

kehrsflächen und nach angrenzenden 
Grundstücken,  

 
4. die Anlage von Zu- und Abfahrten,  
 
5. die Anlage von Grünstreifen, Baum-

pflanzungen und anderen Pflanzungen 
sowie die Begrünung oder Beseitigung 
von Halden und Gruben,  

 
6. die Bauart und Anordnung aller für die 

Stand- und Verkehrssicherheit, den 
Brand-, Wärme-, Schall- oder Gesund-
heitsschutz wesentlichen Bauteile und 
die Verwendung von Baustoffen,  

 
7. Brandschutzanlagen, -einrichtungen 

und -vorkehrungen,  
 
8. die Löschwasserrückhaltung,  
 
9. die Anordnung und Herstellung von Auf-

zügen, Treppen, Treppenräumen, Flu-
ren, Ausgängen, sonstigen Rettungswe-
gen, 

 
10. die Beleuchtung und Energieversor-

gung,  
 
11. die Lüftung und Rauchableitung,  
 
12. die Feuerungsanlagen und Heizräume,  
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13. die Wasserversorgung für Löschzwe-
cke,  

 
14. die Aufbewahrung und Entsorgung von 

Abwasser und festen Abfallstoffen,  
 
15. die Stellplätze und Garagen mit und 

ohne einer Stromzuleitung für die Aufla-
dung von Batterien für Elektrofahrzeuge 
sowie Fahrradabstellplätze,  

 
16. die barrierefreie Nutzbarkeit,  
 
17. die zulässige Zahl der Benutzerinnen 

und Benutzer, Anordnung und Zahl der 
zulässigen Sitz- und Stehplätze bei Ver-
sammlungsstätten, Gaststätten, Ver-
gnügungsstätten, Tribünen und Fliegen-
den Bauten,  

 
18. die Zahl der Toiletten für Besucherinnen 

und Besucher,  
 
19. Umfang, Inhalt und Zahl besonderer 

Bauvorlagen, insbesondere eines 
Brandschutzkonzepts,  

 
20. weitere zu erbringende Bescheinigun-

gen,  
 
21. die Bestellung und Qualifikation der 

Bauleitenden und der Fachbauleiten-
den,  

 
22. den Betrieb und die Nutzung einschließ-

lich der Bestellung und der Qualifikation 
einer oder eines Brandschutzbeauftrag-
ten,  

 
23. Erst-, Wiederholungs- und Nachprüfun-

gen und die Bescheinigungen, die hier-
über zu erbringen sind und  

 
24. Gebäudefunkanlagen für die Feuer-

wehr. 
 
(2) Große Sonderbauten sind 
 
1. Hochhäuser (Gebäude mit einer Höhe 

nach § 2 Absatz 3 Satz 2 von mehr als 
22 m),  

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3056 

 
 

73 

2. bauliche Anlagen mit einer Höhe von 
mehr als 30 m,  

 
3. Gebäude mit mehr als 1 600 m² Grund-

fläche des Geschosses mit der größten 
Ausdehnung; ausgenommen Gewächs-
häuser ohne Verkaufsstätten, die einem 
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb 
oder einem Betrieb der gartenbaulichen 
Erzeugung dienen sowie Wohnge-
bäude,  

 
4. Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume 

und Ladenstraßen eine Grundfläche von 
insgesamt mehr als 2 000 m² haben,  

 
5. Büro- und Verwaltungsgebäude mit 

mehr als 3 000 m² Geschossfläche,  
 
6. Versammlungsstätten  
 

a) mit Versammlungsräumen, die ins-
gesamt mehr als 200 Besucherin-
nen und Besucher fassen, wenn 
diese Versammlungsräume ge-
meinsame Rettungswege haben,  

 
b) im Freien mit Szenenflächen oder 

Freisportanlagen mit Tribünen, die 
keine Fliegenden Bauten sind, und 
insgesamt mehr als 1 000 Besuche-
rinnen und Besucher fassen,  

 
7. Schank- und Speisegaststätten mit 

mehr als 200 Gastplätzen in Gebäuden 
oder mehr als 1 000 Gastplätzen im 
Freien, Beherbergungsstätten mit mehr 
als 30 Betten und Vergnügungsstätten, 

 
8. Krankenhäuser,  
 
9. Wohnheime,  
 
10. Tageseinrichtungen für Kinder, Men-

schen mit Behinderung und alte Men-
schen, sonstige Einrichtungen zur Un-
terbringung und Pflege von Personen, 
ausgenommen Tageseinrichtungen ein-
schließlich der Tagespflege für nicht 
mehr als zehn Kinder, § 47 Absatz 5 gilt 
entsprechend, 
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11. Schulen, Hochschulen und ähnliche Ein-
richtungen,  

 
12. Justizvollzugsanstalten und bauliche 

Anlagen für den Maßregelvollzug,  
 
13. Camping- und Wochenendplätze, 
 
14. Freizeit- und Vergnügungsparks,  
 
15. Fliegende Bauten, soweit sie einer Aus-

führungsgenehmigung bedürfen,  
 
16. Regallager mit einer Oberkante Lager-

guthöhe von mehr als 9 m,  
 
17. bauliche Anlagen, deren Nutzung durch 

Umgang oder Lagerung von Stoffen mit 
Explosions- oder erhöhter Brandgefahr 
verbunden ist,  

 
18. Garagen mit mehr als 1 000 m² Nutzflä-

che.  
 
 

§ 51  
Behelfsbauten und untergeordnete Ge-

bäude 
 

(1) Die §§ 26 bis 50 gelten nicht für Anlagen, 
die nach ihrer Ausführung für eine dauernde 
Nutzung nicht geeignet sind oder die für eine 
begrenzte Zeit aufgestellt werden sollen (Be-
helfsbauten). Behelfsbauten, die überwie-
gend aus brennbaren Baustoffen bestehen, 
dürfe nur erdgeschossig hergestellt werden. 
Ihre Dachräume dürfen nicht nutzbar sein 
und müssen von der Giebelseite oder vom 
Flur aus für die Brandbekämpfung erreichbar 
sein. Brandwände (§ 30) sind mindestens 
alle 30 m anzuordnen und stets 0,30 m über 
Dach und vor die Seitenwände zu führen.  
 
 
(2) Absatz 1 gilt auch für freistehende andere 
Gebäude, die eingeschossig sind und nicht 
für einen Aufenthalt oder nur für einen vo-
rübergehenden Aufenthalt bestimmt sind wie 
Lauben und Unterkunftshütten.  
 
 
 
 

 § 51  
Behelfsbauten und untergeordnete Ge-

bäude 
 

(1) Die §§ 26 bis 50 gelten nicht für Anlagen, 
die nach ihrer Ausführung für eine dauernde 
Nutzung nicht geeignet sind oder die für eine 
begrenzte Zeit aufgestellt werden sollen (Be-
helfsbauten). Behelfsbauten, die überwie-
gend aus brennbaren Baustoffen bestehen, 
dürfen nur erdgeschossig hergestellt wer-
den. Ihre Dachräume dürfen nicht nutzbar 
sein und müssen von der Giebelseite oder 
vom Flur aus für die Brandbekämpfung er-
reichbar sein. Brandwände (§ 30) sind min-
destens alle 30 m anzuordnen und stets 
0,30 m über Dach und vor die Seitenwände 
zu führen.  
 
(2) unverändert  
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Vierter Teil 
Die am Bau Beteiligten 

 
§ 52  

Grundpflichten 
 
Bei der Errichtung, Änderung, Nutzungsän-
derung und der Beseitigung von Anlagen 
sind die Bauherrin oder der Bauherr und im 
Rahmen ihres Wirkungskreises die anderen 
am Bau Beteiligten (§§ 54 bis 56) dafür ver-
antwortlich, dass die öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften eingehalten werden. 
 
 

 Vierter Teil 
Die am Bau Beteiligten 

 
§ 52  

Grundpflichten 
 
unverändert  

§ 53  
Bauherrschaft 

 
(1) Die Bauherrin oder der Bauherr hat zur 
Vorbereitung, Überwachung und Ausführung 
eines genehmigungsbedürftigen Bauvorha-
bens sowie der Beseitigung von Anlagen ge-
eignete Beteiligte nach Maßgabe der §§ 54 
bis 56 zu bestellen, soweit sie oder er nicht 
selbst zur Erfüllung der Verpflichtungen nach 
diesen Vorschriften geeignet ist. Der Bauher-
rin oder dem Bauherrn obliegen außerdem 
die nach den öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten erforderlichen Anträge, Anzeigen und 
Nachweise. Sie oder er hat die zur Erfüllung 
der Anforderungen dieses Gesetzes oder 
aufgrund dieses Gesetzes erforderlichen 
Nachweise und Unterlagen zu den verwen-
deten Bauprodukten und den angewandten 
Bauarten bereitzuhalten. Werden Baupro-
dukte verwendet, die die CE-Kennzeichnung 
nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tra-
gen, ist die Leistungserklärung bereitzuhal-
ten. Die Bauherrin oder der Bauherr hat vor 
Baubeginn den Namen der Bauleiterin oder 
des Bauleiters und während der Bauausfüh-
rung einen Wechsel dieser Person unver-
züglich der Bauaufsichtsbehörde schriftlich 
mitzuteilen. Wechselt die Bauherrin oder der 
Bauherr, hat der oder die neue Bauherrin o-
der der neue Bauherr dies der Bauaufsichts-
behörde unverzüglich schriftlich mitzuteilen.  
 
(2) Bei Bauarbeiten, die unter Einhaltung des 
Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzar-
beit in Selbst- oder Nachbarschaftshilfe aus-
geführt werden, ist die Beauftragung von Un-

 § 53  
Bauherrschaft 

 
unverändert  
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ternehmen nicht erforderlich, wenn dabei ge-
nügend Fachkräfte mit der nötigen Sach-
kunde, Erfahrung und Zuverlässigkeit mitwir-
ken. Die genehmigungsbedürftige Beseiti-
gung von Anlagen darf nicht in Selbst- oder 
Nachbarschaftshilfe ausgeführt werden.  
 
(3) Treten bei einem Bauvorhaben mehrere 
Personen als Bauherrin oder als Bauherr 
auf, so kann die Bauaufsichtsbehörde ver-
langen, dass ihr gegenüber eine Vertreterin 
oder ein Vertreter bestellt wird, der oder die 
die der Bauherrin oder dem Bauherrn nach 
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften oblie-
genden Verpflichtungen zu erfüllen hat. Im 
Übrigen findet § 18 Absatz 1 Satz 2 und 3 
sowie Absatz 2 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
15. November 2016 (GV. NRW. S. 934) ge-
ändert worden ist, entsprechende Anwen-
dung. 
 
 

§ 54  
Entwurfsverfassende 

 
(1) Die Entwurfsverfasserin oder der Ent-
wurfsverfasser muss nach Sachkunde und 
Erfahrung zur Vorbereitung des jeweiligen 
Bauvorhabens geeignet sein. Sie oder er ist 
für die Vollständigkeit und Brauchbarkeit ih-
res oder seines Entwurfs verantwortlich. Die 
Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsver-
fasser hat dafür zu sorgen, dass die für die 
Ausführung notwendigen Einzelzeichnun-
gen, Einzelberechnungen und Anweisungen 
geliefert werden und dem genehmigten Ent-
wurf und den öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten entsprechen.  
 
(2) Hat die Entwurfsverfasserin oder der Ent-
wurfsverfasser auf einzelnen Fachgebieten 
nicht die erforderliche Sachkunde und Erfah-
rung, so sind geeignete Fachplanerinnen 
und Fachplaner heranzuziehen. Diese sind 
für die von ihnen gefertigten Unterlagen, die 
sie zu unterzeichnen haben, verantwortlich. 
Für das ordnungsgemäße Ineinandergreifen 
aller Fachplanungen bleibt die Entwurfsver-
fasserin oder der Entwurfsverfasser verant-
wortlich.  

 § 54  
Entwurfsverfassende 

 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert  
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(3) Brandschutzkonzepte für bauliche Anla-
gen werden von staatlich anerkannten Sach-
verständigen nach § 87 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 4 für die Prüfung des Brandschut-
zes, von öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen für vorbeugenden Brand-
schutz nach § 36 der Gewerbeordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Okto-
ber 2017 (BGBl. I S. 3562) geändert worden 
ist, oder von Personen aufgestellt, die im 
Einzelfall für die Aufgabe nach Sachkunde 
und Erfahrung vergleichbar geeignet sind. 
 
(4) Standsicherheitsnachweise für bauliche 
Anlagen werden von Personen mit einem be-
rufsqualifizierenden Hochschulabschluss ei-
nes Studiums der Fachrichtung Architektur, 
Hochbau oder des Bauingenieurwesens mit 
einer mindestens dreijährigen Berufserfah-
rung in der Tragwerksplanung aufgestellt, 
die Mitglied einer Architektenkammer oder 
als Mitglied einer Ingenieurkammer in einer 
von der Architektenkammer Nordrhein-West-
falen oder der Ingenieurkammer-Bau Nord-
rhein-Westfalen zu führenden Liste eingetra-
gen sind (qualifizierte Tragwerksplanerin  
oder qualifizierter Tragwerksplaner). Eintra-
gungen anderer Länder gelten auch im Land 
Nordrhein-Westfalen. § 67 Absatz 4 bis 6 gilt 
entsprechend.  
 
 

(3) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Standsicherheitsnachweise für bauliche 
Anlagen werden von Personen mit einem be-
rufsqualifizierenden Hochschulabschluss ei-
nes Studiums der Fachrichtung Architektur, 
Hochbau oder des Bauingenieurwesens mit 
einer mindestens dreijährigen Berufserfah-
rung in der Tragwerksplanung aufgestellt, 
die als Mitglied einer Architektenkammer in 
einer von der Architektenkammer Nordrhein-
Westfalen zu führenden Liste oder als Mit-
glied einer Ingenieurkammer in einer von der 
Ingenieurkammer-Bau Nordrhein- Westfalen 
zu führenden Liste eingetragen sind (qualifi-
zierte Tragwerksplanerin oder qualifizierter 
Tragwerksplaner). Eintragungen anderer 
Länder gelten auch im Land Nordrhein-
Westfalen. § 67 Absatz 4 bis 6 gilt entspre-
chend.  
 

§ 55  
Unternehmen 

 
(1) Jedes Unternehmen ist für die mit den öf-
fentlich-rechtlichen Anforderungen überein-
stimmende Ausführung der von ihm über-
nommenen Arbeiten und insoweit für die ord-
nungsgemäße Einrichtung und den sicheren 
Betrieb der Baustelle sowie für die Einhal-
tung der Arbeitsschutzbestimmungen ver-
antwortlich. Es hat die zur Erfüllung der An-
forderungen dieses Gesetzes oder aufgrund 
dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise 
und Unterlagen zu den verwendeten Baupro-
dukten und den angewandten Bauarten zu 
erbringen und auf der Baustelle bereitzuhal-
ten. Bei Bauprodukten, die die CE-Kenn-
zeichnung nach der Verordnung (EU) 

 § 55  
Unternehmen 

 
unverändert  
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Nr. 305/2011 tragen, ist die Leistungserklä-
rung bereitzuhalten.  
 
 (2) Jedes Unternehmen hat auf Verlangen 
der Bauaufsichtsbehörde für Arbeiten, bei 
denen die Sicherheit der Anlage in außerge-
wöhnlichem Maße von der besonderen 
Sachkenntnis und Erfahrung des Unterneh-
mens oder von einer Ausstattung des Unter-
nehmens mit besonderen Vorrichtungen ab-
hängt, nachzuweisen, dass es für diese Ar-
beiten geeignet ist und über die erforderli-
chen Vorrichtungen verfügt. 
 

§ 56  
Bauleitende 

 
(1) Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat dar-
über zu wachen, dass die Baumaßnahme 
entsprechend den öffentlich-rechtlichen An-
forderungen durchgeführt wird, und die dafür 
erforderlichen Weisungen zu erteilen. Sie o-
der er hat im Rahmen dieser Aufgabe auf 
den sicheren bautechnischen Betrieb der 
Baustelle, insbesondere auf das gefahrlose 
Ineinandergreifen der Arbeiten der Unter-
nehmen zu achten. Die Verantwortlichkeit 
der Unternehmen bleibt unberührt.  
 
(2) Die Bauleiterin oder der Bauleiter muss 
über die für ihre oder seine Aufgabe erforder-
liche Sachkunde und Erfahrung verfügen. 
Verfügt er oder sie auf einzelnen Teilgebie-
ten nicht über die erforderliche Sachkunde 
und Erfahrung, sind eine geeignete Fach-
bauleiterin oder ein geeigneter Fachbauleiter 
heranzuziehen. Diese treten insoweit an die 
Stelle der Bauleiterin oder des Bauleiters. 
Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat die Tä-
tigkeit der Fachbauleiterinnen und Fachbau-
leiter und ihre oder seine Tätigkeit aufeinan-
der abzustimmen. 

 

 § 56  
Bauleitende 

 
unverändert  
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Fünfter Teil 
Bauaufsichtsbehörden, Verfahren 

 
Erster Abschnitt 

Bauaufsichtsbehörden 
 

§ 57  
Aufbau und Zuständigkeit der Bauauf-

sichtsbehörden 
 
(1) Bauaufsichtsbehörden sind als Ord-
nungsbehörden:  
 
1. Oberste Bauaufsichtsbehörde: das für 

die Bauaufsicht zuständige Ministerium,  
 
2. Obere Bauaufsichtsbehörden: die Be-

zirksregierungen für die kreisfreien 
Städte und Kreise sowie in den Fällen 
des § 79, im Übrigen die Landräte als 
untere staatliche Verwaltungsbehörden 
und  

 
3. Untere Bauaufsichtsbehörden:  
 

a) die kreisfreien Städte, die Großen 
kreisangehörigen Städte und die 
Mittleren kreisangehörigen Städte 
als untere Bauaufsichtsbehörden 
sowie  

 
b) die Kreise für die übrigen kreisange-

hörigen Gemeinden.  
 
Für den Vollzug dieses Gesetzes sowie an-
derer öffentlich-rechtlicher Vorschriften für 
die Errichtung, Änderung, Nutzungsände-
rung und Beseitigung sowie die Nutzung und 
die Instandhaltung von Anlagen ist die untere 
Bauaufsichtsbehörde zuständig. Die gesetz-
lich geregelten Zuständigkeiten und Befug-
nisse anderer Behörden bleiben unberührt. 
 
(2) Die Bauaufsichtsbehörden sind zur 
Durchführung ihrer Aufgaben ausreichend 
mit geeigneten Fachkräften zu besetzen und 
mit den erforderlichen Vorrichtungen auszu-
statten. Geeignete Fachkräfte sind Perso-
nen, die aufgrund eines Hochschulabschlus-
ses der Fachrichtungen Architektur oder 
Bauingenieurwesen die Berufsbezeichnung 
„Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ führen dürfen 
und die insbesondere die erforderlichen 

 Fünfter Teil 
Bauaufsichtsbehörden, Verfahren 

 
Erster Abschnitt 

Bauaufsichtsbehörden 
 

§ 57  
Aufbau und Zuständigkeit der Bauauf-

sichtsbehörden 
 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Bauaufsichtsbehörden sind zur 
Durchführung ihrer Aufgaben ausreichend 
mit geeigneten Fachkräften zu besetzen und 
mit den erforderlichen Vorrichtungen auszu-
statten. Geeignete Fachkräfte sind Perso-
nen, die aufgrund eines Hochschulabschlus-
ses der Fachrichtungen Architektur oder 
Bauingenieurwesen die Berufsbezeichnung 
„Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ führen dürfen 
und die insbesondere die erforderlichen 
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Kenntnisse des öffentlichen Baurechts, der 
Bautechnik und der Baugestaltung haben. 
Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann Aus-
nahmen gestatten. Sie wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung berufsqualifizie-
rende Abschlüsse zu bestimmen, die die Eig-
nung einer Person als Fachkraft im Sinne 
des Satzes 1 anerkennen.  
 
 

Kenntnisse des öffentlichen Baurechts, der 
Bautechnik und der Baugestaltung haben. 
Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung weitere 
berufsqualifizierende Abschlüsse als eine 
Voraussetzung für eine Eignung als Fach-
kraft im Sinne des Satzes 1 zu bestimmen. 
 

§ 58  
Aufgaben und Befugnisse der Bauauf-

sichtsbehörden 
 
(1) Die den Bauaufsichtsbehörden obliegen-
den Aufgaben gelten als solche der Gefah-
renabwehr. § 88 bleibt unberührt. 
 
(2) Die Bauaufsichtsbehörden haben bei der 
Errichtung, Änderung, Nutzungsänderung 
und Beseitigung sowie bei der Nutzung und 
Instandhaltung von Anlagen darüber zu wa-
chen, dass die öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften und die aufgrund dieser Vorschrif-
ten erlassenen Anordnungen eingehalten 
werden, soweit nicht andere Behörden zu-
ständig sind. Sie haben in Wahrnehmung 
dieser Aufgaben nach pflichtgemäßem Er-
messen die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen.  
 
(3) Bauaufsichtliche Genehmigungen und 
sonstige Maßnahmen gelten auch für und 
gegen Rechtsnachfolgerinnen oder gegen 
Rechtsnachfolger. 
 
(4) Die Bauaufsichtsbehörden können bei 
der Errichtung oder Änderung baulicher An-
lagen verlangen, dass die Geländeoberflä-
che erhalten oder verändert wird, um eine 
Störung des Straßen-, Orts- oder Land-
schaftsbildes zu vermeiden oder zu beseiti-
gen oder um die Geländeoberfläche der 
Höhe der Verkehrsflächen oder der Nach-
bargrundstücke anzugleichen. 
 
(5) Die Bauaufsichtsbehörden können zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben Sachverständige 
und sachverständige Stellen, insbesondere 
für die Prüfung von Brandschutzkonzepten 
staatlich anerkannte Sachverstände, heran-
ziehen.  
 

 § 58  
Aufgaben und Befugnisse der Bauauf-

sichtsbehörden 
 
(1) Die den Bauaufsichtsbehörden obliegen-
den Aufgaben gelten als solche der Gefah-
renabwehr. § 89 bleibt unberührt. 
 
(2) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  
 
 
 
 
(4) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) unverändert  
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(6) Auch nach Erteilung einer Baugenehmi-
gung nach § 74 oder einer Zustimmung nach 
§ 79 können Anforderungen gestellt werden, 
um dabei nicht voraussehbare Gefahren  
oder unzumutbare Belästigungen von der 
Allgemeinheit oder denjenigen, die die bauli-
che Anlage benutzen, abzuwenden. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn Anlagen ohne Ge-
nehmigung oder Zustimmung errichtet wer-
den dürfen oder sie im Rahmen eines Ver-
fahrens nach § 66 Absatz 5 als genehmigt 
gelten. 
 
(7) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes be-
auftragten Personen sind berechtigt, in Aus-
übung ihres Amtes Grundstücke und Anla-
gen einschließlich der Wohnungen zu betre-
ten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung nach Artikel 13 des Grundge-
setzes wird insoweit eingeschränkt.  
 
 

(6) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) unverändert  

§ 59 
Bestehende Anlagen 

 
(1) Entsprechen rechtmäßig bestehende An-
lagen nicht den Vorschriften dieses Geset-
zes oder Vorschriften, die aufgrund dieses 
Gesetzes erlassen worden sind, so kann ver-
langt werden, dass die Anlagen diesen Vor-
schriften angepasst werden, wenn dies im 
Einzelfall wegen der Abwehr von Gefahren 
für Leben und Gesundheit erforderlich ist. 
 
(2) Sollen Anlagen wesentlich geändert wer-
den, so kann gefordert werden, dass auch 
die nicht unmittelbar berührten Teile der An-
lage mit diesem Gesetz oder den aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften in 
Einklang gebracht werden, wenn 
 
1. die Bauteile, die diesen Vorschriften 

nicht mehr entsprechen, mit den Ände-
rungen in einem konstruktiven Zusam-
menhang stehen und 

 
2. die Durchführung dieser Vorschriften bei 

den von den Änderungen nicht berühr-
ten Teilen der Anlage keinen unverhält-
nismäßigen Mehraufwand verursacht.   

 

 § 59 
Bestehende Anlagen 

 
unverändert  
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In diesem Zusammenhang sind angemes-
sene Regelungen zur Barrierefreiheit zu tref-
fen. 

 
Zweiter Abschnitt 

Genehmigungspflicht, Genehmigungs-
freiheit 

 
§ 60  

Grundsatz 
 
(1) Die Errichtung, Änderung, Nutzungsän-
derung und Beseitigung von Anlagen bedür-
fen der Baugenehmigung, soweit in den 
§§ 61 bis 63, 78 und 79 nichts anderes be-
stimmt ist. 
 
(2) Die Genehmigungsfreiheit nach den 
§§ 61 bis 63, 78 und 79 Absatz 1 Satz 1 so-
wie die Beschränkung der bauaufsichtlichen 
Prüfung nach § 64 entbinden nicht von der 
Verpflichtung zur Einhaltung der Anforderun-
gen, die durch öffentlich-rechtliche Vorschrif-
ten an Anlagen gestellt werden, und lassen 
die bauaufsichtlichen Eingriffsbefugnisse un-
berührt. 
 
 

 Zweiter Abschnitt 
Genehmigungspflicht, Genehmigungs-

freiheit 
 

§ 60  
Grundsatz 

 
unverändert  

§ 61  
Vorrang anderer Gestattungsverfahren 

 
(1) Folgende Gestattungen schließen eine 
Baugenehmigung nach § 60 sowie eine Zu-
stimmung nach § 79 ein: 
 
1. für nach anderen Rechtsvorschriften zu-

lassungsbedürftige Anlagen in, an, über 
und unter oder an oberirdischen Gewäs-
sern und Anlagen, die dem Ausbau, der 
Unterhaltung oder der Nutzung eines 
Gewässers dienen oder als solche gel-
ten, ausgenommen Gebäude, die Son-
derbauten sind,  

 
2. für nach anderen Rechtsvorschriften zu-

lassungsbedürftige Anlagen für die öf-
fentliche Versorgung mit Elektrizität, 
Gas, Wärme, Wasser und für die öffent-
liche Verwertung oder Entsorgung von 
Abwässern, ausgenommen Gebäude, 
die Sonderbauten sind,  

 

 § 61  
Vorrang anderer Gestattungsverfahren 

 
unverändert  
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3. für Werbeanlagen, soweit sie einer Aus-
nahmegenehmigung nach Straßenver-
kehrsrecht oder einer Zulassung nach 
Straßenrecht bedürfen,  

 
4. für Anlagen, die nach § 35 Absatz 3 des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 
24. Februar 2012 (BGBl. I. S 212), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) ge-
ändert worden ist, einer Genehmigung 
bedürfen,  

 
5. für Anlagen, die nach Produktsicher-

heitsrecht einer Genehmigung oder Er-
laubnis bedürfen,  

 
6. für Anlagen, die einer Errichtungsgeneh-

migung nach § 7 des Atomgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Juli 1985 (BGBl. I S. 1565), das zu-
letzt durch Artikel 2 Absatz 2 des Geset-
zes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) 
geändert worden ist, bedürfen,  

 
7. für Anlagen, die einer Genehmigung 

nach § 8 des Gentechnikgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
16. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2066), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2421) ge-
ändert worden ist, bedürfen,  

 
8. für Anlagen, die nach § 4 und § 16 Ab-

satz 1 des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I 
S. 2771) geändert worden ist, einer Ge-
nehmigung bedürfen, auch wenn sie im 
vereinfachten Verfahren nach § 19 des 
Bundes-Immissionschutzgesetzes er-
teilt wird.  

 
9. für Anlagen, die von der Verbindlich-

keitserklärung eines Sanierungsplans 
nach § 13 Absatz 6 des Bundes-Boden-
schutzgesetzes vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Arti-
kel 3 Absatz 3 der Verordnung vom 
27. September 2017 (BGBl. I S. 3465) 
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geändert worden ist, oder nach § 15 Ab-
satz 3 des Landesbodenschutzgesetzes 
vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 439), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 20. September 2016 (GV. NRW. 
S. 790) geändert worden ist, umfasst 
sind.  

 
Handelt es sich bei dem genehmigungsbe-
dürftigen Vorhaben um ein solches, das 
nach dem Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 8. September 2017 (BGBl. I. 
S. 3370) geändert worden ist, oder nach 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung im Lande Nordrhein-Westfalen vom 
29. April 1992 (GV. NRW. 1992 S. 175), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
15. November 2016 (GV. NRW. S. 934) ge-
ändert worden ist, einer Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf, so muss das Genehmi-
gungsverfahren den Anforderungen des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung im Lande Nordrhein-Westfalen entspre-
chen.  
 
(2) Die Vorschriften über gesetzlich gere-
gelte Planfeststellungsverfahren bleiben un-
berührt.  
 

§ 62  
Genehmigungsfreie Bauvorhaben, Besei-

tigung von Anlagen 
 
(1) Nicht genehmigungsbedürftig sind:  
 
1. folgende Gebäude:  
 

a) Gebäude bis zu 30 m³ Brutto-
Rauminhalt ohne Aufenthalts-
räume, Ställe, Toiletten oder Feuer-
stätten, im Außenbereich nur, wenn 
sie einem land- oder forstwirtschaft-
lichen Betrieb (§ 35 Absatz 1 Num-
mer 1 des Baugesetzbuchs in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 
und weder Verkaufs- noch Ausstel-
lungszwecken dienen,  

 

 § 62  
Genehmigungsfreie Bauvorhaben, Besei-

tigung von Anlagen 
 
(1) Nicht genehmigungsbedürftig sind:  
 
1. folgende Gebäude:  
 

a) Gebäude bis zu 75 m³ Brutto-
Rauminhalt ohne Aufenthalts-
räume, Ställe, Toiletten oder Feuer-
stätten, im Außenbereich nur, wenn 
sie einem land- oder forstwirtschaft-
lichen Betrieb (§ 35 Absatz 1 Num-
mer 1 des Baugesetzbuchs in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 
und weder Verkaufs- noch Ausstel-
lungszwecken dienen,  
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b) Garagen einschließlich überdachter 
Stellplätze mit einer mittleren 
Wandhöhe bis zu 3 m und einer 
Brutto-Grundfläche bis zu 30 m², 
außer im Außenbereich,  

 
c) Gebäude bis zu 4 m Firsthöhe, die 

nur zum vorübergehenden Schutz 
von Pflanzen und Tieren bestimmt 
sind und die einem land- oder forst-
wirtschaftlichen Betrieb dienen,  

 
d) Gewächshäuser ohne Verkaufsstät-

ten mit einer Firsthöhe bis zu 5 m 
und nicht mehr als 1 600 m2 Grund-
fläche, die einem land- oder forst-
wirtschaftlichen Betrieb oder einem 
Betrieb der gartenbaulichen Erzeu-
gung im Sinne des § 35 Absatz 1 
Nummer 1 und 2 und des § 201 des 
Baugesetzbuchs dienen, 

 
e) Fahrgastunterstände des öffentli-

chen Personenverkehrs oder der 
Schülerbeförderung, 

 
f) Schutzhütten für Wanderer,  
 
g) Terrassenüberdachungen mit einer 

Fläche bis zu 30 m² und einer Tiefe 
bis zu 4,5 m,  

 
h) Gartenlauben in Kleingartenanla-

gen nach dem Bundeskleingarten-
gesetz vom 28. Februar 1983 
(BGBl. I S. 210), das zuletzt durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 
19. September 2006 (BGBl. I 
S. 2146) geändert worden ist, 

 
i) Wochenendhäuser auf genehmig-

ten Wochenendplätzen, die nicht zu 
Dauerwohnzwecken dienen dürfen, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Garagen einschließlich überdachter 
Stellplätze mit einer mittleren 
Wandhöhe bis zu 3 m und einer 
Brutto-Grundfläche bis zu 30 m², 
außer im Außenbereich,  

 
c) Gebäude bis zu 4 m Firsthöhe, die 

nur zum vorübergehenden Schutz 
von Pflanzen und Tieren bestimmt 
sind und die einem land- oder forst-
wirtschaftlichen Betrieb dienen,  

 
d) Gewächshäuser ohne Verkaufsstät-

ten mit einer Firsthöhe bis zu 5 m 
und nicht mehr als 1 600 m2 Grund-
fläche, die einem land- oder forst-
wirtschaftlichen Betrieb oder einem 
Betrieb der gartenbaulichen Erzeu-
gung im Sinne des § 35 Absatz 1 
Nummer 1 und 2 und des § 201 des 
Baugesetzbuchs dienen, 

 
e) Fahrgastunterstände des öffentli-

chen Personenverkehrs oder der 
Schülerbeförderung, 

 
f) Schutzhütten für Wanderer,  
 
g) Terrassenüberdachungen mit einer 

Fläche bis zu 30 m² und einer Tiefe 
bis zu 4,50 m, Balkonverglasungen 
sowie Balkonüberdachungen bis 
30 m² Grundfläche, Wintergärten 
bis 30 m² Brutto-Grundfläche bei 
Gebäuden der Gebäudeklassen 1 
bis 3 mit einem Mindestabstand von 
3 m zur Nachbargrenze 

 
h) Gartenlauben in Kleingartenanla-

gen nach dem Bundeskleingarten-
gesetz vom 28. Februar 1983 
(BGBl. I S. 210), das zuletzt durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 
19. September 2006 (BGBl. I 
S. 2146) geändert worden ist, 

 
i) Wochenendhäuser auf genehmig-

ten Wochenendplätzen, die nicht zu 
Dauerwohnzwecken dienen dürfen, 
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2. Anlagen der technischen Gebäudeaus-
rüstung, ausgenommen  

 
a) freistehende Abgasanlagen mit ei-

ner Höhe von mehr als 10 m, 
 
b) Aufzüge in Sonderbauten (§ 50), 
 
c) Lüftungsanlagen, raumlufttechni-

sche Anlagen, Warmluftheizungen, 
Installationsschächte und -kanäle, 
die Gebäudetrennwände und, au-
ßer in Gebäuden der Gebäude-
klasse 1 bis 3, Geschosse überbrü-
cken; 

 
3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuer-

barer Energien sowie von Feuerungs- 
und anderen Energieerzeugungsanla-
gen: 

 
a) Solaranlagen in, an und auf Dach- 

und Außenwandflächen ausgenom-
men bei Hochhäusern sowie die da-
mit verbundene Änderung der Nut-
zung oder der äußeren Gestalt des 
Gebäudes, 

 
b) gebäudeunabhängige Solaranla-

gen mit einer Höhe bis zu 3 m und 
einer Gesamtlänge je Grundstücks-
grenze bis zu 9 m, 

 
c) Kleinwindanlagen bis zu 10 m Anla-

gengesamthöhe sowie die damit 
verbundene Änderung der Nutzung 
oder der äußeren Gestalt des Ge-
bäudes, außer in reinen, allgemei-
nen und besonderen Wohngebieten 
sowie Mischgebieten,  

 
d) in Serie hergestellte Blockheizkraft-

werke und in Serie hergestellte 
Brennstoffzellen sowie Wärmepum-
pen jeweils unter den Vorausset-
zungen des Satz 2 und des § 42 Ab-
satz 7 Satz 3, 

 
4. folgende Anlagen zur Ver- und Entsor-

gung:  
 

a) Brunnen  
 

2. Anlagen der technischen Gebäudeaus-
rüstung, ausgenommen  

 
a) freistehende Abgasanlagen mit ei-

ner Höhe von mehr als 10 m, 
 
b) Aufzüge in Sonderbauten (§ 50), 
 
c) Lüftungsanlagen, raumlufttechni-

sche Anlagen, Warmluftheizungen, 
Installationsschächte und -kanäle, 
die Gebäudetrennwände und, au-
ßer in Gebäuden der Gebäude-
klasse 1 bis 3, Geschosse überbrü-
cken; 

 
3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuer-

barer Energien: 
 
 
 

a) Solaranlagen in, an und auf Dach- 
und Außenwandflächen ausgenom-
men bei Hochhäusern sowie die da-
mit verbundene Änderung der Nut-
zung oder der äußeren Gestalt des 
Gebäudes, 

 
b) gebäudeunabhängige Solaranla-

gen mit einer Höhe bis zu 3 m und 
einer Gesamtlänge je Grundstücks-
grenze bis zu 9 m, 

 
c) Kleinwindanlagen bis zu 10 m Anla-

gengesamthöhe sowie die damit 
verbundene Änderung der Nutzung 
oder der äußeren Gestalt des Ge-
bäudes, außer in reinen, allgemei-
nen und besonderen Wohngebieten 
sowie Mischgebieten,  

 
d) in Serie hergestellte Blockheizkraft-

werke und in Serie hergestellte 
Brennstoffzellen sowie Wärmepum-
pen jeweils unter den Vorausset-
zungen des Satz 2 und des § 42 Ab-
satz 7 Satz 3, 

 
4. folgende Anlagen zur Ver- und Entsor-

gung:  
 

a) Brunnen  
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b) bauliche Anlagen, die der Telekom-
munikation, der allgemeinen Ver-
sorgung mit Elektrizität, Gas, Öl, 
Wärme und Wasser dienen, wie 
Transformatoren-, Schalt-, Regler- 
oder Pumpstationen, bis 20 m² 
Grundfläche und 5 m Höhe,  

 
c) Anlagen zur Verteilung von Wärme 

bei Wasserheizungsanlagen ein-
schließlich der Wärmeerzeuger, 
Wasserversorgungsanlagen ein-
schließlich der Warmwasserversor-
gungsanlagen und ihre Wärmeer-
zeuger sowie Abwasseranlagen, 
mit Ausnahme von Abwasserbe-
handlungsanlagen von Gebäuden, 
jeweils unter der Voraussetzung 
des Satz 2, 

 
5. folgende Masten, Antennen und ähnli-

che Anlagen:  
 

a) Parabolantennen mit Reflektor-
schalen bis zu einem Durchmesser 
von 1,20 m und bis zu einer Höhe 
von 10 m, sonstige Antennen und 
Sendeanlagen einschließlich der 
Masten mit einer Höhe bis zu 10 m, 
zugehörige nach der Nummer 4 
Buchstabe b zulässige Versor-
gungseinheiten, der Austausch ein-
zelner Antennen an bestehenden 
Masten und die Änderung der Nut-
zung oder der äußeren Gestalt der 
baulichen Anlage, wenn die An-
tenne, Sendeanlage oder die Ver-
sorgungseinheit in, auf oder an ei-
ner bestehenden baulichen Anlage 
errichtet wird,  

 
b) ortsveränderliche Antennenträger, 

die nur vorübergehend aufgestellt 
werden,  

 
c) Masten und Unterstützungen für 

Telekommunikationsleitungen, für 
Leitungen zur Versorgung mit Elekt-
rizität einschließlich der Leitungen 
selbst, für Seilbahnen, für Leitungen 
sonstiger Verkehrsmittel und für Si-
renen sowie für Fahnen,  

 

b) bauliche Anlagen, die der Telekom-
munikation, der allgemeinen Ver-
sorgung mit Elektrizität, Gas, Öl, 
Wärme und Wasser dienen, wie 
Transformatoren-, Schalt-, Regler- 
oder Pumpstationen, bis 20 m² 
Grundfläche und 5 m Höhe,  

 
c) Anlagen zur Verteilung von Wärme 

bei Wasserheizungsanlagen ein-
schließlich der Wärmeerzeuger, 
Wasserversorgungsanlagen ein-
schließlich der Warmwasserversor-
gungsanlagen und ihre Wärmeer-
zeuger sowie Abwasseranlagen, 
mit Ausnahme von Abwasserbe-
handlungsanlagen von Gebäuden, 
jeweils unter der Voraussetzung 
des Satz 2, 

 
5. folgende Masten, Antennen und ähnli-

che Anlagen:  
 

a) Parabolantennen mit Reflektor-
schalen bis zu einem Durchmesser 
von 1,20 m und bis zu einer Höhe 
von 10 m, sonstige Antennen und 
Sendeanlagen einschließlich der 
Masten mit einer Höhe bis zu 10 m, 
zugehörige nach der Nummer 4 
Buchstabe b zulässige Versor-
gungseinheiten, der Austausch ein-
zelner Antennen an bestehenden 
Masten und die Änderung der Nut-
zung oder der äußeren Gestalt der 
baulichen Anlage, wenn die An-
tenne, Sendeanlage oder die Ver-
sorgungseinheit in, auf oder an ei-
ner bestehenden baulichen Anlage 
errichtet wird,  

 
b) ortsveränderliche Antennenträger, 

die nur vorübergehend aufgestellt 
werden,  

 
c) Masten und Unterstützungen für 

Telekommunikationsleitungen, für 
Leitungen zur Versorgung mit Elekt-
rizität einschließlich der Leitungen 
selbst, für Seilbahnen, für Leitungen 
sonstiger Verkehrsmittel und für Si-
renen sowie für Fahnen,  
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d) Masten, die aus Gründen des 
Brauchtums errichtet werden,  

 
e) Flutlichtmasten auf Sportanlagen, 

ansonsten bis zu einer Höhe von 
10   

 
f) Blitzschutzanlagen, 
 

6. folgende Behälter:  
 

a) ortsfeste Behälter für Flüssiggas mit 
einem Fassungsvermögen von we-
niger als 3 t, für sonstige verflüs-
sigte oder nicht verflüssigte Gase 
mit einem Brutto-Rauminhalt von 
bis zu 6 m³,  

 
b) ortsfeste Behälter für brennbare o-

der wassergefährdende Flüssigkei-
ten mit einem Brutto-Rauminhalt bis 
zu 10 m³,  

 
c) ortsfeste Behälter sonstiger Art mit 

einem Brutto-Rauminhalt bis zu 
50 m³ und einer Höhe bis zu 3 m, 
außer offenen Behältern für Jauche 
und Flüssigmist,  

 
d) Gärfutterbehälter mit einer Höhe bis 

zu 6 m und Schnitzelgruben,  
 
e) Kompost- und ähnliche Anlagen so-

wie 
 
f) Wasserbecken mit einem Beckenin-

halt bis zu 100 m³,  
 
7. folgende Mauern und Einfriedungen:  
 

a) Mauern einschließlich Stützmauern 
und Einfriedungen mit einer Höhe 
bis zu 2 m, außer im Außenbereich,  

 
b) offene, sockellose Einfriedungen für 

Grundstücke, die einem land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieb im 
Sinne der §§ 35 Absatz 1 Nummer 
1, 201 Baugesetzbuch dienen, 

 

d) Masten, die aus Gründen des 
Brauchtums errichtet werden,  

 
e) Flutlichtmasten auf Sportanlagen, 

ansonsten bis zu einer Höhe von 
10   

 
f) Blitzschutzanlagen, 
 

6. folgende Behälter:  
 

a) ortsfeste Behälter für Flüssiggas mit 
einem Fassungsvermögen von we-
niger als 3 t, für sonstige verflüs-
sigte oder nicht verflüssigte Gase 
mit einem Brutto-Rauminhalt von 
bis zu 6 m³,  

 
b) ortsfeste Behälter für brennbare o-

der wassergefährdende Flüssigkei-
ten mit einem Brutto-Rauminhalt bis 
zu 10 m³,  

 
c) ortsfeste Behälter sonstiger Art mit 

einem Brutto-Rauminhalt bis zu 
50 m³ und einer Höhe bis zu 3 m, 
außer offenen Behältern für Jauche 
und Flüssigmist,  

 
d) Gärfutterbehälter mit einer Höhe bis 

zu 6 m und Schnitzelgruben,  
 
e) Kompost- und ähnliche Anlagen so-

wie 
 
f) Wasserbecken mit einem Beckenin-

halt bis zu 100 m³,  
 
7. folgende Mauern und Einfriedungen:  
 

a) Mauern einschließlich Stützmauern 
und Einfriedungen mit einer Höhe 
bis zu 2 m, außer im Außenbereich,  

 
b) offene, sockellose Einfriedungen für 

Grundstücke, die einem land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieb im 
Sinne der §§ 35 Absatz 1 Nummer 
1, 201 Baugesetzbuch dienen, 

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3056 

 
 

89 

8. private Verkehrsanlagen einschließlich 
Brücken und Durchlässen mit einer lich-
ten Weite bis zu 5 m und Untertunnelun-
gen mit einem Durchmesser bis zu 3 m,  

 
9. Aufschüttungen und Abgrabungen mit 

einer Höhe oder Tiefe bis zu 2 m und ei-
ner Grundfläche bis zu 30 m², im Außen-
bereich bis zu 400 m²,  

 
10. folgende Anlagen in Gärten und zur 

Freizeitgestaltung:  
 

a) Schwimmbecken mit einem Be-
ckeninhalt bis zu 100 m³ einschließ-
lich dazugehöriger luftgetragener 
Überdachungen, außer im Außen-
bereich,  

 
b) Sprungschanzen, Sprungtürme und 

Rutschbahnen mit einer Höhe bis 
zu 10 m,  

 
c) Anlagen, die der zweckentspre-

chenden Einrichtung von Spiel-, 
Abenteuerspiel-, Bolz- und Sport-
plätzen, Reit- und Wanderwegen, 
Trimm- und Lehrpfaden dienen, 
ausgenommen Gebäude und Tribü-
nen,  

 
d) Wohnwagen, Zelte und bauliche 

Anlagen, die keine Gebäude sind, 
auf Camping-, Zelt- und Wochen-
endplätzen,  

 
e) bauliche Anlagen, die der Garten-

gestaltung oder der zweckentspre-
chenden Einrichtung von Gärten 
dienen, wie Bänke, Sitzgruppen, 
Pergolen,  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

8. private Verkehrsanlagen einschließlich 
Brücken und Durchlässen mit einer lich-
ten Weite bis zu 5 m und Untertunnelun-
gen mit einem Durchmesser bis zu 3 m,  

 
9. Aufschüttungen und Abgrabungen mit 

einer Höhe oder Tiefe bis zu 2 m und ei-
ner Grundfläche bis zu 30 m², im Außen-
bereich bis zu 400 m²,  

 
10. folgende Anlagen in Gärten und zur 

Freizeitgestaltung:  
 

a) Schwimmbecken mit einem Be-
ckeninhalt bis zu 100 m³ einschließ-
lich dazugehöriger luftgetragener 
Überdachungen, außer im Außen-
bereich,  

 
b) Sprungschanzen, Sprungtürme und 

Rutschbahnen mit einer Höhe bis 
zu 10 m,  

 
c) Anlagen, die der zweckentspre-

chenden Einrichtung von Spiel-, 
Abenteuerspiel-, Bolz- und Sport-
plätzen, Reit- und Wanderwegen, 
Trimm- und Lehrpfaden dienen, 
ausgenommen Gebäude und Tribü-
nen,  

 
d) Wohnwagen, Zelte und bauliche 

Anlagen, die keine Gebäude sind, 
auf Camping-, Zelt- und Wochen-
endplätzen,  

 
e) bauliche Anlagen, die der Garten-

gestaltung oder der zweckentspre-
chenden Einrichtung von Gärten 
dienen, wie Bänke, Sitzgruppen, 
Pergolen,  

 
f) Freischankflächen bis zu 40 m² ein-

schließlich einer damit verbunde-
nen Nutzungsänderung einer Gast-
stätte oder einer Verkaufsstelle des 
Lebensmittelhandwerks, 

 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3056 

 
 

90 

11. folgende tragende und nichttragende 
Bauteile:  

 
a) nichttragende oder nichtausstei-

fende Bauteile innerhalb baulicher 
Anlagen; dies gilt nicht für Wände, 
Decken und Türen von notwendi-
gen Fluren als Rettungswege,  

 
b) eine geringfügige, die Standsicher-

heit nicht berührende Änderung tra-
gender oder aussteifender Bauteile 
innerhalb Gebäuden,  

 
c) Fenster und Türen sowie die dafür 

bestimmten Öffnungen, Nummer 
11a Halbsatz 2 gilt entsprechend,  

 
d) Außenwandbekleidungen ein-

schließlich Maßnahmen der Wär-
medämmung, ausgenommen bei 
Hochhäusern, Verblendungen und 
Verputz baulicher Anlagen; örtliche 
Bauvorschriften nach § 89 sind zu 
beachten,  

 
e) Bedachung einschließlich Maßnah-

men der Wärmedämmung ausge-
nommen bei Hochhäusern,  

 
f) Verkleidungen von Balkonbrüstun-

gen,  
 
12. folgende Werbeanlagen:  
 

a) Werbeanlagen und Hinweiszeichen 
nach § 10 Absatz 3 Nummer 3 bis 
zu einer Größe von 1 m²,  

 
b) Warenautomaten,  
 
c) Werbeanlagen, die nach ihrem 

Zweck nur vorübergehend für 
höchstens zwei Monate angebracht 
werden, außer im Außenbereich,  

 
d) Schilder, die Inhaber und Art ge-

werblicher Betriebe kennzeichnen 
(Hinweisschilder), wenn sie vor 
Ortsdurchfahrten auf einer einzigen 
Tafel zusammengefasst sind,  

 

11. folgende tragende und nichttragende 
Bauteile:  

 
a) nichttragende oder nichtausstei-

fende Bauteile innerhalb baulicher 
Anlagen; dies gilt nicht für Wände, 
Decken und Türen von notwendi-
gen Fluren als Rettungswege,  

 
b) eine geringfügige, die Standsicher-

heit nicht berührende Änderung tra-
gender oder aussteifender Bauteile 
innerhalb Gebäuden,  

 
c) Fenster und Türen sowie die dafür 

bestimmten Öffnungen, Nummer 
11a Halbsatz 2 gilt entsprechend,  

 
d) Außenwandbekleidungen ein-

schließlich Maßnahmen der Wär-
medämmung, ausgenommen bei 
Hochhäusern, Verblendungen und 
Verputz baulicher Anlagen; örtliche 
Bauvorschriften nach § 89 sind zu 
beachten,  

 
e) Bedachung einschließlich Maßnah-

men der Wärmedämmung ausge-
nommen bei Hochhäusern,  

 
f) Verkleidungen von Balkonbrüstun-

gen,  
 
12. folgende Werbeanlagen:  
 

a) Werbeanlagen und Hinweiszeichen 
nach § 10 Absatz 3 Nummer 3 bis 
zu einer Größe von 1 m²,  

 
b) Warenautomaten,  
 
c) Werbeanlagen, die nach ihrem 

Zweck nur vorübergehend für 
höchstens zwei Monate angebracht 
werden, außer im Außenbereich,  

 
d) Schilder, die Inhaber und Art ge-

werblicher Betriebe kennzeichnen 
(Hinweisschilder), wenn sie vor 
Ortsdurchfahrten auf einer einzigen 
Tafel zusammengefasst sind,  
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e) Werbeanlagen in durch Bebau-
ungsplan festgesetzten Gewerbe-, 
Industrie- und vergleichbaren Son-
dergebieten an der Stätte der Leis-
tung mit einer Höhe bis zu 10 m  

 
sowie, soweit sie in, auf oder an einer beste-
henden baulichen Anlage errichtet werden, 
die damit verbundene Änderung der Nutzung 
oder der äußeren Gestalt der Anlage,  
 
13. folgende vorübergehend aufgestellte o-

der benutzbare Anlagen:  
 

a) Baustelleneinrichtungen einschließ-
lich der Lagerhallen, Schutzhallen 
und Unterkünfte,  

 
b) Gerüste,  
 
c) Toilettenwagen,  
 
d) Behelfsbauten, die der Landesver-

teidigung, dem Katastrophenschutz 
oder der Unfallhilfe dienen,  

 
e) bauliche Anlagen, die für höchstens 

drei Monate auf genehmigten 
Messe- und Ausstellungsgeländen 
errichtet werden, ausgenommen 
Fliegende Bauten,  

 
f) bauliche Anlagen die zu Straßen-

festen, Märkten oder ähnlichen Ver-
anstaltungen nur für kurze Zeit auf-
gestellt werden und die keine Flie-
genden Bauten sind,  

 
g)  ortsveränderliche und fahrbereit 

aufgestellte Anlagen zur Haltung 
von Geflügel, die einem land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieb zur 
Aufstallung von maximal 800 Hüh-
nern dienen, sofern die Anlage ma-
ximal vier Wochen an einem Stand-
ort verbleibt und frühestens nach 
acht Wochen wieder auf diesen um-
gesetzt wird, 

 
 
 
 
 

e) Werbeanlagen in durch Bebau-
ungsplan festgesetzten Gewerbe-, 
Industrie- und vergleichbaren Son-
dergebieten an der Stätte der Leis-
tung mit einer Höhe bis zu 10 m  

 
sowie, soweit sie in, auf oder an einer beste-
henden baulichen Anlage errichtet werden, 
die damit verbundene Änderung der Nutzung 
oder der äußeren Gestalt der Anlage,  
 
13. folgende vorübergehend aufgestellte o-

der benutzbare Anlagen:  
 

a) Baustelleneinrichtungen einschließ-
lich der Lagerhallen, Schutzhallen 
und Unterkünfte,  

 
b) Gerüste,  
 
c) Toilettenwagen,  
 
d) Behelfsbauten, die der Landesver-

teidigung, dem Katastrophenschutz 
oder der Unfallhilfe dienen,  

 
e) bauliche Anlagen, die für höchstens 

drei Monate auf genehmigten 
Messe- und Ausstellungsgeländen 
errichtet werden, ausgenommen 
Fliegende Bauten,  

 
f) bauliche Anlagen die zu Straßen-

festen, Märkten oder ähnlichen Ver-
anstaltungen nur für kurze Zeit auf-
gestellt werden und die keine Flie-
genden Bauten sind,  

 
g)  ortsveränderliche und fahrbereit 

aufgestellte Anlagen zur Haltung 
von Geflügel, die einem land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieb zur 
Aufstallung von maximal 800 Hüh-
nern dienen, sofern die Anlage ma-
ximal vier Wochen an einem Stand-
ort verbleibt und frühestens nach 
acht Wochen wieder auf diesen um-
gesetzt wird, 
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14. folgende Plätze:  
 

a) unbefestigte Lager- und Abstell-
plätze, die einem land- oder forst-
wirtschaftlichen Betrieb im Sinne 
der §§ 35 Absatz 1 Nummer 1, 201 
Baugesetzbuch dienen,  

 
b) Ausstellungsplätze, Abstellplätze 

und Lagerplätze bis zu 300 m² Flä-
che, außer in Wohngebieten und im 
Außenbereich,  

 
c) nicht überdachte Stellplätze für Per-

sonenkraftwagen und Motorräder 
bis zu insgesamt 100 m²,  

 
d) Kinderspielplätze im Sinne des § 8 

Absatz 2 Satz 1,  
 

15. folgende sonstige Anlagen:  
 

a) überdachte und nicht überdachte 
Fahrradabstellplätze bis zu insge-
samt 100 m²,  

 
b) Füllanlagen für Kraftfahrzeuge an 

Tankstellen,  
 
c) Regale mit einer Lagerhöhe (Ober-

kante Lagergut) von bis zu 7,50 m 
Höhe,  

 
d) Denkmale, Skulpturen und Brun-

nenanlagen sowie Grabdenkmale 
und Grabsteine auf Friedhöfen,  

 
e) andere unbedeutende Anlagen o-

der unbedeutende Teile von Anla-
gen wie Hauseingangsüberdachun-
gen, Markisen, Rollläden, Terras-
sen, Maschinenfundamente, Stra-
ßenfahrzeugwaagen, Pergolen, Jä-
gerstände, Wildfütterungen, Bie-
nenfreistände, Taubenhäuser, Hof-
einfahrten und Teppichstangen.  

 
Die Bauherrschaft hat sich für Anlagen ge-
mäß Nummer 3 Buchstabe d und Nummer 4 
Buchstabe c vor der Benutzung der Anlage 
von der Unternehmerin oder dem Unterneh-
mer oder von einer oder einem Sachverstän-

14. folgende Plätze:  
 

a) unbefestigte Lager- und Abstell-
plätze, die einem land- oder forst-
wirtschaftlichen Betrieb im Sinne 
der §§ 35 Absatz 1 Nummer 1, 201 
Baugesetzbuch dienen,  

 
b) Ausstellungsplätze, Abstellplätze 

und Lagerplätze bis zu 300 m² Flä-
che, außer in Wohngebieten und im 
Außenbereich,  

 
c) nicht überdachte Stellplätze für Per-

sonenkraftwagen und Motorräder 
bis zu insgesamt 100 m²,  

 
d) Kinderspielplätze im Sinne des § 8 

Absatz 2 Satz 1,  
 

15. folgende sonstige Anlagen:  
 

a) überdachte und nicht überdachte 
Fahrradabstellplätze bis zu insge-
samt 100 m²,  

 
b) Füllanlagen für Kraftfahrzeuge an 

Tankstellen,  
 
c) Regale mit einer Lagerhöhe (Ober-

kante Lagergut) von bis zu 7,50 m 
Höhe,  

 
d) Denkmale, Skulpturen und Brun-

nenanlagen sowie Grabdenkmale 
und Grabsteine auf Friedhöfen,  

 
e) andere unbedeutende Anlagen o-

der unbedeutende Teile von Anla-
gen wie Hauseingangsüberdachun-
gen, Markisen, Rollläden, Terras-
sen, Maschinenfundamente, Stra-
ßenfahrzeugwaagen, Pergolen, Jä-
gerstände, Wildfütterungen, Bie-
nenfreistände, Taubenhäuser, Hof-
einfahrten und Teppichstangen.  

 
Die Bauherrschaft hat sich für Anlagen ge-
mäß Nummer 3 Buchstabe d und Nummer 4 
Buchstabe c vor der Benutzung der Anlage 
von der Unternehmerin oder dem Unterneh-
mer oder von einer oder einem Sachverstän-
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digen bescheinigen zu lassen, dass die An-
lagen den öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
entsprechen. § 74 Absatz 5 Satz 1 und 2 gel-
ten entsprechend. 
 
(2) Nicht genehmigungsbedürftig ist die Än-
derung der Nutzung von Anlagen, wenn  
 
1. für die neue Nutzung keine anderen öf-

fentlich-rechtlichen Anforderungen nach 
den §§ 64, 65 in Verbindung mit § 68 als 
für die bisherige Nutzung in Betracht 
kommen,  

 
2. die Errichtung oder Änderung der Anla-

gen nach Absatz 1 verfahrensfrei wäre.  
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Nicht genehmigungsbedürftig ist die Be-
seitigung von  
 
1. Anlagen nach Absatz 1,  
 
2. freistehenden Gebäuden der Gebäude-

klassen 1 bis 3,  
 
3. sonstigen Anlagen, die keine Gebäude 

sind, mit einer Höhe bis zu 10 m.  
 
Im Übrigen ist die beabsichtigte Beseitigung 
von Anlagen mindestens einen Monat zuvor 
der Bauaufsichtsbehörde schriftlich durch 
die Bauherrin oder den Bauherrn anzuzei-
gen. Der Anzeige muss bei nicht freistehen-
den Gebäuden eine Bestätigung einer quali-
fizierten Tragwerksplanerin oder eines quali-
fizierten Tragwerkplaners über die Standsi-
cherheit des Gebäudes oder der Gebäude, 
an die das zu beseitigende Gebäude ange-
baut ist, beigefügt werden; die Beseitigung 
ist, soweit notwendig, durch die qualifizierte 
Tragwerkplanerin oder den qualifizierten 
Tragwerkplaner zu überwachen. Die Bauauf-
sichtsbehörde bestätigt der Bauherrin oder 
dem Bauherrn den Eingang der Anzeige o-
der fordert ihn im Fall einer unvollständigen 

digen bescheinigen zu lassen, dass die An-
lagen den öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
entsprechen. § 74 Absatz 5 Satz 1 und 2 gel-
ten entsprechend. 
 
(2) Nicht genehmigungsbedürftig ist die Än-
derung der Nutzung von Anlagen, wenn  
 
1. für die neue Nutzung keine anderen öf-

fentlich-rechtlichen Anforderungen nach 
den §§ 64, 65 in Verbindung mit § 68 als 
für die bisherige Nutzung in Betracht 
kommen,  

 
2. die Errichtung oder Änderung der Anla-

gen nach Absatz 1 verfahrensfrei wäre.  
 
Nicht genehmigungsbedürftig ist eine zeitlich 
begrenzte Änderung der Nutzung von Räu-
men zu Übernachtungszwecken im Rahmen 
von erzieherischen, kulturellen, künstleri-
schen, politischen oder sportlichen Veran-
staltungen. § 33 ist zu beachten. 
 
(3) unverändert  
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oder sonst mangelhaften Anzeige zur Ver-
vollständigung der Anzeige oder zur Behe-
bung des Mangels auf. Ist die Anzeige ver-
vollständigt oder der Mangel behoben wor-
den, so teilt die Bauaufsichtsbehörde dies 
der Bauherrin oder dem Bauherrn mit. Mit 
den Baumaßnahmen nach Satz 1 darf nicht 
vor Ablauf eines Monats begonnen werden, 
nachdem die Bauaufsichtsbehörde der Bau-
herrin oder dem Bauherrn den Eingang der 
Anzeige nach Satz 4 bestätigt hat oder die 
Mitteilung nach Satz 5 erfolgt ist.  
 
(4) Verfahrensfrei sind Instandhaltungsarbei-
ten. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert  

§ 63  
Genehmigungsfreistellung 

 
(1) Keiner Baugenehmigung bedarf unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 2 die 
Errichtung, Änderung oder Nutzungsände-
rung von  
 
1. Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 

bis 3, 
 
2. sonstigen Gebäuden der Gebäudeklas-

sen 1 und 2 und  
 
3. Nebengebäuden und Nebenanlagen für 

Gebäude nach Nummer 1 und 2. 
 
Satz 1 gilt nicht für Sonderbauten nach § 50 
sowie für die Errichtung, Änderung oder Nut-
zungsänderung 
 
1. eines oder mehrerer Gebäude, wenn 

dadurch dem Wohnen dienende Nut-
zungseinheiten mit einer Größe von ins-
gesamt mehr als 5 000 m2 Brutto-
Grundfläche geschaffen werden, und 

 
2. baulicher Anlagen, die öffentlich zu-

gänglich sind, wenn dadurch die gleich-
zeitige Nutzung durch mehr als 100 zu-
sätzliche Besucher ermöglicht wird, 

 
sofern die Gebäude und baulichen Anlagen 
innerhalb des angemessenen Sicherheitsab-
stands eines Betriebsbereichs im Sinne des 

 § 63  
Genehmigungsfreistellung 

 
(1) unverändert  
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§ 3 Absatz 5 a und 5 c des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das zuletzt durch Gesetz vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) geändert wor-
den ist, oder, wenn der angemessene Si-
cherheitsabstand nicht bekannt ist, innerhalb 
des Achtungsabstands des Betriebsbereichs 
liegen. Satz 2 Nummer 1 gilt nicht, wenn dem 
Gebot, den angemessenen Sicherheitsab-
stand zu wahren, bereits in einem Bebau-
ungsplan Rechnung getragen worden ist. 
Satz 1 gilt auch für Änderungen und Nut-
zungsänderungen von Anlagen, deren Er-
richtung oder Änderung nach vorgenomme-
ner Änderung oder bei geänderter Nutzung 
nach dieser Vorschrift baugenehmigungsfrei 
wäre.  
 
(2) Nach Absatz 1 ist ein Bauvorhaben ge-
nehmigungsfrei gestellt, wenn 
 
1. es im Geltungsbereich eines Bebau-

ungsplans im Sinne des § 30 Absatz 1 
oder der §§ 12, 30 Absatz 2 Baugesetz-
buch liegen, 

 
2. sie keiner Ausnahme oder Befreiung 

nach § 31 des Baugesetzbuchs bedür-
fen, 

 
3. die Erschließung im Sinne des Bauge-

setzbuchs gesichert ist, 
 
4. sie keiner Abweichung nach § 69 bedür-

fen und 
 
5. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist 

nach Absatz 3 Satz 3 erklärt, dass ein 
Baugenehmigungsverfahren durchge-
führt werden soll, oder eine vorläufige 
Untersagung nach § 15 Absatz 1 Satz 2 
Baugesetzbuch beantragt. 

 
Die Bauherrschaft kann beantragen, dass für 
die in Satz 1 genannten Bauvorhaben das 
Baugenehmigungsverfahren durchgeführt 
wird.   
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Nach Absatz 1 ist ein Bauvorhaben ge-
nehmigungsfrei gestellt, wenn 
 
1. es im Geltungsbereich eines Bebau-

ungsplans im Sinne des § 30 Absatz 1 
oder der §§ 12, 30 Absatz 2 Baugesetz-
buch liegen, 

 
2. sie keiner Ausnahme oder Befreiung 

nach § 31 des Baugesetzbuchs bedür-
fen, 

 
3. die Erschließung im Sinne des Bauge-

setzbuchs gesichert ist, 
 
4. sie keiner Abweichung nach § 69 bedür-

fen und 
 
5. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist 

nach Absatz 3 Satz 4 erklärt, dass ein 
Baugenehmigungsverfahren durchge-
führt werden soll, oder eine vorläufige 
Untersagung nach § 15 Absatz 1 Satz 2 
Baugesetzbuch beantragt. 

 
Die Bauherrschaft kann beantragen, dass für 
die in Satz 1 genannten Bauvorhaben das 
Baugenehmigungsverfahren durchgeführt 
wird.   
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(3) Die Bauherrschaft hat die erforderlichen 
Unterlagen bei der Gemeinde einzureichen. 
Die Gemeinde legt, soweit sie nicht selbst 
Bauaufsichtsbehörde ist, eine Fertigung der 
Unterlagen unverzüglich der unteren Bau-
aufsichtsbehörde vor. Eine Prüfpflicht der 
Gemeinde und der Bauaufsichtsbehörde be-
steht nicht. Mit dem Bauvorhaben darf einen 
Monat nach Vorlage der erforderlichen Un-
terlagen bei der Gemeinde begonnen wer-
den. Teilt die Gemeinde der Bauherrschaft 
vor Ablauf der Frist schriftlich mit, dass kein 
Genehmigungsverfahren durchgeführt wer-
den soll und sie eine Untersagung nach § 15 
Absatz 1 Satz 2 Baugesetzbuch nicht bean-
tragen wird, darf die Bauherrschaft mit der 
Ausführung des Bauvorhabens beginnen; 
von der Mitteilung nach Halbsatz 1 hat die 
Gemeinde die Bauaufsichtsbehörde zu un-
terrichten. Will die Bauherrschaft mit der 
Ausführung des Bauvorhabens mehr als drei 
Jahre, nachdem die Bauausführung nach 
den Sätzen 2 und 3 zulässig geworden ist, 
beginnen, gelten die Sätze 1 bis 3 entspre-
chend.   
 
(4) Bei Wohngebäuden mit mehr als zwei 
Wohnungen, jedoch nicht ihren Nebenge-
bäuden und Nebenanlagen, müssen vor 
Baubeginn ein von einer oder einem staatlich 
anerkannten Sachverständigen im Sinne des 
§ 87 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 geprüfter 
Nachweis über die Standsicherheit und von 
einer oder einem staatlich anerkannten 
Sachverständigen aufgestellte oder geprüfte 
Nachweise über den Schallschutz und den 
Wärmeschutz vorliegen. Bei Wohngebäuden 
der Gebäudeklasse 3 muss zusätzlich von 
einer oder von einem staatlich anerkannten 
Sachverständigen geprüft und bescheinigt 
werden, dass das Vorhaben den Anforderun-
gen an den Brandschutz entspricht. Die Bau-
herrschaft hat den Angrenzern (§ 72 Ab-
satz 1) vor Baubeginn mitzuteilen, dass ein 
genehmigungsfreies Bauvorhaben nach Ab-
satz 1 oder Absatz 7 durchgeführt werden 
soll, zudem die Gemeinde keine Erklärung 
nach Absatz 2 Nummer 5 abgegeben hat.  
 
(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Gara-
gen und überdachte Stellplätze sowie für 
Fahrradabstellplätze bis 1 000 m² Nutzflä-
che, wenn sie einem Wohngebäude im 

(3) Die Bauherrschaft hat die erforderlichen 
Unterlagen bei der Gemeinde einzureichen. 
Die Gemeinde legt, soweit sie nicht selbst 
Bauaufsichtsbehörde ist, eine Fertigung der 
Unterlagen unverzüglich der unteren Bau-
aufsichtsbehörde vor. Eine Prüfpflicht der 
Gemeinde und der Bauaufsichtsbehörde be-
steht nicht. Mit dem Bauvorhaben darf einen 
Monat nach Vorlage der erforderlichen Un-
terlagen bei der Gemeinde begonnen wer-
den. Teilt die Gemeinde der Bauherrschaft 
vor Ablauf der Frist schriftlich mit, dass kein 
Genehmigungsverfahren durchgeführt wer-
den soll und sie eine Untersagung nach § 15 
Absatz 1 Satz 2 Baugesetzbuch nicht bean-
tragen wird, darf die Bauherrschaft mit der 
Ausführung des Bauvorhabens beginnen; 
von der Mitteilung nach Halbsatz 1 hat die 
Gemeinde die Bauaufsichtsbehörde zu un-
terrichten. Will die Bauherrschaft mit der 
Ausführung des Bauvorhabens mehr als drei 
Jahre, nachdem die Bauausführung nach 
den Sätzen 4 und 5 zulässig geworden ist, 
beginnen, gelten die Sätze 1 bis 3 entspre-
chend.   
 
(4) Bei Wohngebäuden mit mehr als zwei 
Wohnungen, jedoch nicht ihren Nebenge-
bäuden und Nebenanlagen, müssen vor 
Baubeginn ein von einer oder einem staatlich 
anerkannten Sachverständigen im Sinne des 
§ 87 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 geprüfter 
Nachweis über die Standsicherheit und von 
einer oder einem staatlich anerkannten 
Sachverständigen aufgestellte oder geprüfte 
Nachweise über den Schallschutz und den 
Wärmeschutz vorliegen. Bei Wohngebäuden 
der Gebäudeklasse 3 muss zusätzlich von 
einer oder von einem staatlich anerkannten 
Sachverständigen geprüft und bescheinigt 
werden, dass das Vorhaben den Anforderun-
gen an den Brandschutz entspricht. Die Bau-
herrschaft hat den Angrenzern (§ 72 Ab-
satz 1) vor Baubeginn mitzuteilen, dass ein 
genehmigungsfreies Bauvorhaben nach Ab-
satz 1 oder Absatz 5 durchgeführt werden 
soll, zudem die Gemeinde keine Erklärung 
nach Absatz 2 Nummer 5 abgegeben hat.  
 
(5) unverändert  
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Sinne des Absatzes 1 dienen. Bei Garagen 
mit einer Nutzfläche über 100 m² bis 
1 000 m² muss vor Baubeginn ein von einer 
oder von einem staatlich anerkannten Sach-
verständigen geprüfter Nachweis über die 
Standsicherheit vorliegen sowie zusätzlich 
von einer oder von einem staatlich anerkann-
ten Sachverständigen geprüft und beschei-
nigt worden sein, dass ein Vorhaben den An-
forderungen an den Brandschutz entspricht. 
Für diese Garagen gilt zusätzlich Absatz 4 
Satz 3. § 68 Absatz 1 Satz 3 gilt entspre-
chend. 
 
(6) Die Erklärung der Gemeinde nach Absatz 
2 Nummer 5 erste Alternative kann insbe-
sondere deshalb erfolgen, weil sie eine 
Überprüfung der sonstigen Voraussetzun-
gen des Absatzes 2 oder des Bauvorhabens 
aus anderen Gründen für erforderlich hält. 
Darauf, dass die Gemeinde von ihrer Erklä-
rungsmöglichkeit keinen Gebrauch macht, 
besteht kein Rechtsanspruch. Erklärt die Ge-
meinde, dass das einfache Baugenehmi-
gungsverfahren durchgeführt werden soll, 
hat sie der Bauherrschaft die vorgelegten 
Unterlagen zurückzureichen. Hat die Bau-
herrschaft bei der Vorlage der Unterlagen 
bestimmt, dass seine Vorlage im Fall der Er-
klärung nach Absatz 2 Nummer 5 als Bauan-
trag zu behandeln ist, leitet sie die Unterla-
gen gleichzeitig mit der Erklärung an die 
Bauaufsichtsbehörde weiter.   
 
(7) Wird nach Durchführung des Bauvorha-
bens die Nichtigkeit des Bebauungsplans 
festgestellt, so bedarf das Bauvorhaben 
auch keiner Baugenehmigung. Seine Besei-
tigung darf wegen eines Verstoßes gegen 
bauplanungsrechtliche Vorschriften, der auf 
der Nichtigkeit des Bebauungsplans beruht, 
nicht verlangt werden, es sei denn, dass eine 
Beeinträchtigung von Rechten Dritter dies 
erfordert.  
 
(8) §§ 67 und 68 bleiben unberührt. §§ 70 
Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Sätze 1 und 2, 74 
Absatz 5 Satz 1 und 2, Absatz 8 und 9 sind 
entsprechend anzuwenden. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) unverändert  
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Dritter Abschnitt 
Genehmigungsverfahren 

 
§ 64 

Einfaches Baugenehmigungsverfahren 
 
(1) Bei der Errichtung und Änderung von An-
lagen, die keine großen Sonderbauten sind, 
prüft die Bauaufsichtsbehörde nur die Ver-
einbarkeit des Vorhabens mit 
  
1. den Vorschriften der §§ 29 bis 38 des 

Baugesetzbuchs, 
 
2. beantragten Abweichungen im Sinne 

des § 69,  
 
3. den §§ 4, 6, 8 Absatz 2, §§ 9, 10, 47 Ab-

satz 4, 48 und 49, bei Sonderbauten 
auch mit den Brandschutzvorschriften, 

 
4. den örtlichen Bauvorschriften nach § 89 

und 
 
5. anderen öffentlich-rechtlichen Vorschrif-

ten, deren Einhaltung nicht in einem an-
deren Genehmigungs-, Erlaubnis- oder 
sonstigen Zulassungsverfahren geprüft 
wird. 

  
Die Anforderungen des baulichen Arbeits-
schutzes werden nicht geprüft. Das einfache 
Genehmigungsverfahren wird auch durchge-
führt, wenn durch eine Nutzungsänderung 
eine Anlage entsteht, die kein großer Son-
derbau ist. 
 
(2) Die Bauaufsichtsbehörde hat über den 
Bauantrag innerhalb einer Frist von sechs 
Wochen nach Eingang des vollständigen An-
trags bei ihr zu entscheiden, wenn  
 
1. das Vorhaben im Geltungsbereich eines 

Bebauungsplans im Sinne des § 30 Ab-
satz 1 oder 2 des Baugesetzbuchs liegt 
oder 

 
2. für das Bauvorhaben ein Vorbescheid 

nach § 77 erteilt worden ist, in dem über 
die Zulässigkeit des Vorhabens auf dem 
Grundstück, die Bebaubarkeit des 
Grundstücks, die Zugänge auf dem 

 Dritter Abschnitt 
Genehmigungsverfahren 

 
§ 64 

Einfaches Baugenehmigungsverfahren 
 
unverändert  
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Grundstück sowie über die Abstandsflä-
chen entschieden wurde.  

 
Die Bauaufsichtsbehörde kann die Frist aus 
wichtigen Gründen bis zu sechs Wochen 
verlängern. Als wichtige Gründe gelten ins-
besondere die notwendige Beteiligung ande-
rer Behörden oder die notwendige Entschei-
dung über eine Befreiung nach § 31 Absatz 
2 des Baugesetzbuchs oder eine Abwei-
chung nach § 69 dieses Gesetzes. 
 
 

§ 65 
Baugenehmigungsverfahren 

 
Bei großen Sonderbauten nach § 50 Ab-
satz 2 prüft die Bauaufsichtsbehörde die 
Übereinstimmung 
  
1. mit den Vorschriften über die Zulässig-

keit der baulichen Anlagen nach den 
§§ 29 bis 38 des Baugesetzbuchs, 

 
2. mit den Anforderungen nach den Vor-

schriften dieses Gesetzes und aufgrund 
dieses Gesetzes erlassener Vorschrif-
ten und 

 
3. mit anderen öffentlich-rechtlichen Vor-

schriften, deren Einhaltung nicht in ei-
nem anderen Genehmigungs-, Erlaub-
nis- oder sonstigen Zulassungsverfah-
ren geprüft wird. 

 
Die Anforderungen des baulichen Arbeits-
schutzes werden nicht geprüft. 
 

 § 65 
Baugenehmigungsverfahren 

 
unverändert  

§ 66  
Typengenehmigung, referenzielle Bauge-

nehmigung 
 
(1) Für bauliche Anlagen, die in derselben 
Ausführung an mehreren Stellen errichtet 
werden sollen, kann die oberste Bauauf-
sichtsbehörde eine allgemeine Genehmi-
gung (Typengenehmigung) erteilen, wenn 
die baulichen Anlagen den bauaufsichtlichen 
Vorschriften entsprechen, ihre Brauchbarkeit 
für den jeweiligen Verwendungszweck nach-
gewiesen ist und kein öffentliches Interesse 
dagegenspricht. Eine Typengenehmigung 

 § 66  
Typengenehmigung, referenzielle Bauge-

nehmigung 
 
(1) unverändert  
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kann auch erteilt werden für bauliche Anla-
gen, die in unterschiedlicher Ausführung, 
aber nach einem bestimmten System und 
aus bestimmten Bauteilen an mehreren Stel-
len errichtet werden sollen; in der Typenge-
nehmigung ist die zulässige Veränderbarkeit 
festzulegen. § 68 Absatz 4 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Eine Typengenehmigung entbin-
det nicht von der Verpflichtung, eine Bauge-
nehmigung (§ 74) oder eine Zustimmung 
nach § 79 einzuholen. Für Fliegende Bauten 
wird eine Typengenehmigung nicht erteilt.  
 
(2) Die Typengenehmigung bedarf der 
Schriftform. Sie darf nur unter dem Vorbehalt 
des Widerrufs und nur für eine bestimmte 
Frist erteilt werden, die fünf Jahre nicht über-
schreiten soll. Sie kann auf schriftlichen An-
trag jeweils bis zu fünf Jahren verlängert 
werden. § 75 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 gilt 
entsprechend. Eine Ausfertigung der mit 
dem Genehmigungsvermerk zu versehen-
den Bauvorlagen ist der Antragstellerin oder 
dem Antragsteller mit der Typengenehmi-
gung zuzustellen.  
 
(3) §§ 69, § 70 und 71 Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 4 gelten für die Typengenehmigung 
entsprechend.  
 
(4) Die in der Typengenehmigung entschie-
denen Sachverhalte sind von der jeweiligen 
Bauaufsichtsbehörde nicht mehr zu prüfen. 
Soweit es aufgrund örtlicher Verhältnisse im 
Einzelfall erforderlich ist, kann die Bauauf-
sichtsbehörde weitere Auflagen machen o-
der genehmigte Typen ausschließen. 
 
(5) Bauvorhaben im Geltungsbereich dessel-
ben Bebauungsplans im Sinne von § 30 Ab-
satz 1 oder § 30 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs gelten als genehmigt (referentielle 
Baugenehmigung), wenn 
 
1. im Rahmen eines seriellen Bauvorha-

bens für ein Gebäude (Referenzge-
bäude) das einfache Genehmigungsver-
fahren gemäß § 64 durchgeführt wurde, 

 
2. der Bauaufsichtsbehörde die weiteren, 

anhand des Referenzgebäudes zu er-
richtenden Gebäude (Bezugsgebäude) 
angezeigt wurden und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) §§ 69, § 70 und 71 Absatz 1 Sätze 2 
und 3 und Absatz 4 gelten für die Typenge-
nehmigung entsprechend.  
 
(4) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
(5) unverändert  
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3. für das Referenzgebäude und die Be-

zugsgebäude gemäß § 68 bautechni-
sche Nachweise sowie gemäß § 70 die 
Bauvorlagen spätestens mit Anzeige 
des Baubeginns bei der Bauaufsichtsbe-
hörde zusammen mit den in Bezug ge-
nommenen bautechnischen Nachwei-
sen die dafür erforderlichen Bescheini-
gungen einer oder eines staatlich aner-
kannten Sachverständigen vorgelegt 
werden. 

 
(6) Die referentielle Baugenehmigung gilt für 
das Referenzgebäude und die Bezugsge-
bäude, soweit diese die Voraussetzungen 
nach Absatz 5 erfüllen. 
 
(7) § 64 und §§ 67 bis 75 gelten entspre-
chend. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) unverändert 
 
 
 
 
(7) unverändert  

§ 67  
Bauvorlageberechtigung 

 
(1) Bauvorlagen für die Errichtung und Ände-
rung von Gebäuden müssen von einer Ent-
wurfsverfasserin oder einem Entwurfsverfas-
ser unterschrieben sein, der bauvorlagebe-
rechtigt ist (§ 70 Absatz 3 Satz 1). § 54 Ab-
satz 1 bleibt unberührt. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht für Bauvorlagen für 
  
1. Garagen und überdachte Stellplätze bis 

zu 100 m² Nutzfläche sowie überdachte 
Fahrradabstellplätze, 

 
2. Behelfsbauten und untergeordnete Ge-

bäude nach § 51, 
 
3. eingeschossige Wintergärten mit einer 

Grundfläche von bis zu 25 m², 
 
4. eingeschossige Gebäude mit einer 

Grundfläche von bis zu 250 m², in denen 
sich keine Aufenthaltsräume, Ställe, 
Aborte oder Feuerstätten befinden, 

 
5. Dachgauben, wenn ihre Breite insge-

samt höchstens ein Drittel der Breite der 
darunterliegenden Außenwand beträgt, 

 

 § 67  
Bauvorlageberechtigung 

 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht für Bauvorlagen für 
 
1. Garagen und überdachte Stellplätze bis 

zu 100 m² Nutzfläche sowie überdachte 
Fahrradabstellplätze, 

 
2. Behelfsbauten und untergeordnete Ge-

bäude nach § 51, 
 
3. eingeschossige Wintergärten mit einer 

Grundfläche von bis zu 25 m², 
 
4. eingeschossige Gebäude mit einer 

Grundfläche von bis zu 250 m², in denen 
sich keine Aufenthaltsräume, Ställe, 
Aborte oder Feuerstätten befinden, 

 
5. Dachgauben, wenn ihre Breite insge-

samt höchstens ein Drittel der Breite der 
darunterliegenden Außenwand beträgt, 
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6. Terrassenüberdachungen, 
 
7. Balkone und Altane, die bis zu 1,50 m 

vor die Außenwand vortreten und 
 
8. Aufzugschächte, die an den Außenwän-

den von Wohngebäuden der Gebäude-
klassen 1 und 2 errichtet werden. 

 
(3) Bauvorlageberechtigt ist, wer 
  
1. die Berufsbezeichnung „Architektin“  

oder „Architekt“ führen darf, 
 
2. als Mitglied einer Ingenieurkammer in 

die von der Ingenieurkammer-Bau Nord-
rhein-Westfalen geführte Liste der Bau-
vorlageberechtigten eingetragen ist; 
Eintragungen anderer Länder gelten 
auch im Land Nordrhein-Westfalen, so-
weit diese an die Mitgliedschaft in einer 
Ingenieurkammer geknüpft sind, 

 
3. aufgrund des Baukammerngesetzes 

vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. 
S. 786), das zuletzt durch Gesetz vom 
9. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 876) 
geändert worden ist, die Berufsbezeich-
nung „Innenarchitektin“ oder „Innenar-
chitekt“ führen darf, durch eine ergän-
zende Hochschulprüfung ihre oder seine 
Befähigung nachgewiesen hat, Ge-
bäude gestaltend zu planen, und min-
destens zwei Jahre in der Planung und 
Überwachung der Ausführung von Ge-
bäuden praktisch tätig war, 

 
4. aufgrund des Baukammerngesetzes die 

Berufsbezeichnung „Innenarchitektin“  
oder „Innenarchitekt“ führen darf, für die 
mit der Berufsaufgabe der Innenarchi-
tektinnen und Innenarchitekten verbun-
dene bauliche Änderung von Gebäuden, 

 
5. aufgrund des Ingenieurgesetzes vom 

5. Mai 1970 (GV. NRW. S. 312), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272) geän-
dert worden ist, als Angehörige oder An-
gehöriger der Fachrichtung Architektur 
(Studiengang Innenarchitektur) die Be-
rufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „In-
genieur“ führen darf, während eines 

6. Terrassenüberdachungen, 
 
7. Balkone und Altane, die bis zu 1,60 m 

vor die Außenwand vortreten und 
 
8. Aufzugschächte, die an den Außenwän-

den von Wohngebäuden der Gebäude-
klassen 1 und 2 errichtet werden. 

 
(3) unverändert  
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Zeitraums von zwei Jahren vor dem 
1. Januar 1990 wiederholt Bauvorlagen 
für die Errichtung oder Änderung von 
Gebäuden als Entwurfsverfasserin oder 
Entwurfsverfasser durch Unterschrift an-
erkannt hat und Mitglied der Architekten-
kammer Nordrhein-Westfalen oder der 
Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-West-
falen ist oder 

 
6. die Befähigung zum bautechnischen 

Verwaltungsdienst der Laufbahn-
gruppe 2 besitzt, für ihre oder seine 
dienstliche Tätigkeit. 

 
(4) In die Liste der Bauvorlageberechtigten 
ist auf Antrag von der Ingenieurkammer-Bau 
Nordrhein-Westfalen einzutragen, wer 
  
1. einen berufsqualifizierenden Hochschul-

abschluss eines Studiums der Fachrich-
tung Bauingenieurwesen nachweist, 

 
2. danach mindestens zwei Jahre in der 

Planung und Überwachung der Ausfüh-
rung von Gebäuden praktisch tätig war 
und 

 
3. über ausreichende Kenntnisse der deut-

schen Sprache verfügt, die bei Bedarf in 
geeigneter Weise nachzuweisen sind. 

 
Dem Antrag sind die zur Beurteilung erfor-
derlichen Unterlagen beizufügen. Die Ingeni-
eurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen stellt 
eine Empfangsbestätigung nach § 71b Ab-
satz 3 und 4 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
aus. Hat die Anerkennungsbehörde nicht in-
nerhalb einer Frist von drei Monaten ent-
schieden, gilt die Anerkennung als erteilt. Es 
gilt § 42a des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen mit 
der Maßgabe, dass die Fristverlängerung 
zwei Monate nicht übersteigen darf. 
 
(5) Personen, die in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem 
nach dem Recht der Europäischen Gemein-
schaften gleichgestellten Staat als Bauvorla-
geberechtigte niedergelassen sind, sind 
ohne Eintragung in die Liste nach Absatz 3 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Sie haben das erstmalige Tätigwerden 
als Bauvorlageberechtigte vorher der Ingeni-
eurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen anzu-
zeigen und dabei 
 
1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in 

einem Mitgliedstaat der Europäischen 
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Nummer 2 und ohne Nachweis einer Kam-
mermitgliedschaft bauvorlageberechtigt, 
wenn sie 
 
1. eine vergleichbare Berechtigung besit-

zen und 
 
2. dafür dem Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 

und 2 vergleichbare Anforderungen er-
füllen mussten. 

 
Sie haben das erstmalige Tätigwerden als 
Bauvorlageberechtigte vorher der Ingenieur-
kammer-Bau Nordrhein-Westfalen anzuzei-
gen und dabei 
 
1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in 

einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaften gleich-
gestellten Staat rechtmäßig als Bauvor-
lageberechtigte niedergelassen sind 
und ihnen die Ausübung dieser Tätigkei-
ten zum Zeitpunkt der Vorlage der Be-
scheinigung nicht, auch nicht vorüberge-
hend, untersagt ist und 

 
2. einen Nachweis darüber, dass sie im 

Staat ihrer Niederlassung für die Tätig-
keit als Bauvorlageberechtigte mindes-
tens die Voraussetzungen des Absatzes 
4 Satz 1 Nummer 1und 2 erfüllen muss-
ten, vorzulegen. Sie sind in einem Ver-
zeichnis zu führen. 

  
Die Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-West-
falen hat auf Antrag zu bestätigen, dass die 
Anzeige nach Satz 2 erfolgt ist. Sie kann das 
Tätigwerden als bauvorlageberechtigte Per-
son untersagen und die Eintragung in dem 
Verzeichnis nach Satz 2 löschen, wenn die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt 
sind. 
 
(6) Personen, die in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem 
nach dem Recht der Europäischen Gemein-
schaften gleichgestellten Staat als Bauvorla-
geberechtigte niedergelassen sind, ohne im 
Sinne des Absatzes 5 Satz 1 Nummer 2 ver-
gleichbar zu sein, sind bauvorlageberechtigt, 
wenn ihnen die Ingenieurkammer-Bau Nord-
rhein-Westfalen bescheinigt hat, dass sie die 

Union oder einem nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaften gleich-
gestellten Staat rechtmäßig als Bauvor-
lageberechtigte niedergelassen sind 
und ihnen die Ausübung dieser Tätig-
keiten zum Zeitpunkt der Vorlage der 
Bescheinigung nicht, auch nicht vo-
rübergehend, untersagt ist und 

 
2. einen Nachweis darüber, dass sie im 

Staat ihrer Niederlassung für die Tätig-
keit als Bauvorlageberechtigte mindes-
tens die Voraussetzungen des Absat-
zes 4 Satz 1 Nummer 1und 2 erfüllen 
mussten, vorzulegen.  

 
Sie sind in einem Verzeichnis zu führen. Die 
Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen 
hat auf Antrag zu bestätigen, dass die An-
zeige nach Satz 2 erfolgt ist. Sie kann das 
Tätigwerden als bauvorlageberechtigte Per-
son untersagen und die Eintragung in dem 
Verzeichnis nach Satz 3 löschen, wenn die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt 
sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) unverändert  
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Anforderungen des Absatzes 4 Satz 1 erfül-
len. Sie sind in einem Verzeichnis zu führen. 
Die Bescheinigung wird auf Antrag erteilt. 
Absatz 4 Satz 2 bis 5 ist entsprechend anzu-
wenden. 
 
(7) Anzeigen und Bescheinigungen nach den 
Absätzen 5 und 6 sind nicht erforderlich, 
wenn bereits in einem anderen Land eine 
Anzeige erfolgt ist oder eine Bescheinigung 
erteilt wurde. Eine weitere Eintragung in die 
von der Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-
Westfalen geführten Verzeichnisse erfolgt 
nicht. Verfahren nach den Absätzen 4 bis 6 
können über eine einheitliche Stelle nach 
den Vorschriften des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen abgewickelt werden. 
 
(8) Juristische Personen des öffentlichen 
Rechts und Unternehmen dürfen Bauvorla-
gen als Entwurfsverfasser unterschreiben, 
wenn sie diese unter der Leitung einer bau-
vorlageberechtigten Person, die der juristi-
schen Person oder dem Unternehmen ange-
hören muss, aufstellen. Die bauvorlagebe-
rechtigte Person hat die Bauvorlagen durch 
Unterschrift anzuerkennen. 
 

 
 
 
 
 
 
(7) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) unverändert  
 
 

§ 68  
Bautechnische Nachweise 

 
(1) Spätestens mit der Anzeige des Baube-
ginns sind bei der Bauaufsichtsbehörde zu-
sammen mit den in Bezug genommenen 
bautechnischen Nachweisen einzureichen  
 
1. Bescheinigungen einer oder eines staat-

lich anerkannten Sachverständigen 
nach § 87 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, 
dass Nachweise über den Schallschutz 
und den Wärmeschutz aufgestellt oder 
geprüft wurden,  

 
2. Bescheinigungen eines oder einer staat-

lich anerkannten Sachverständigen 
nach § 87 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
über die Prüfung des Standsicherheits-
nachweises und  

 
3. die Bescheinigung einer oder eines 

staatlich anerkannten Sachverständigen 
nach § 87 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, 

 § 68  
Bautechnische Nachweise 

 
unverändert  
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dass das Vorhaben den Anforderungen 
an den Brandschutz entspricht; dies gilt 
nicht für Wohngebäude der Gebäude-
klassen 1 bis 3 und Sonderbauten.  

 
Gleichzeitig sind der Bauaufsichtsbehörde 
schriftliche Erklärungen staatlich anerkann-
ter Sachverständiger vorzulegen, wonach 
sie zur stichprobenhaften Kontrolle der Bau-
ausführung beauftragt wurden. Soll bei der 
Errichtung geschlossener Garagen mit einer 
Nutzfläche über 100 m² bis 1 000 m² eine na-
türliche Lüftung vorgesehen werden, so 
muss zuvor von einer oder einem staatlich 
anerkannten Sachverständigen die Unbe-
denklichkeit bescheinigt worden sein. Die 
Bescheinigung ist aufgrund durchgeführter 
Messungen innerhalb eines Monats nach In-
betriebnahme der Garage von der oder dem 
Sachverständigen zu bestätigen. Auf Antrag 
der Bauherrin oder des Bauherrn kann die 
Bauaufsichtsbehörde die bautechnischen 
Nachweise prüfen. Dies gilt auch für die An-
forderungen an den baulichen Brandschutz, 
soweit hierüber Sachverständigenbescheini-
gungen vorzulegen sind.  
 
(2) Die bautechnischen Nachweise müssen 
für  
 
1. Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 

und 2 einschließlich ihrer Nebenge-
bäude und Nebenanlagen,  

 
2. freistehende landwirtschaftliche Be-

triebsgebäude, auch mit Wohnteil, bis zu 
zwei Geschossen über der Gelände-
oberfläche, ausgenommen solche mit 
Anlagen für Jauche und Flüssigmist und  

 
3. eingeschossige Gebäude mit einer 

Grundfläche bis 200 m²  
 
nicht von staatlich anerkannten Sachver-
ständigen nach § 87 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 4 aufgestellt oder geprüft werden. In die-
sem Fall bescheinigt die qualifizierte Trag-
werksplanerin oder der qualifizierte Trag-
werksplaner nach § 54 Absatz 4 die Überein-
stimmung des Standsicherheitsnachweises 
mit der Bauausführung anhand von persönli-
chen stichprobenhaften Kontrollen der Bau-
stelle. 
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(3) Absatz 1 gilt nicht für nicht genehmi-
gungsbedürftige Bauvorhaben, einschließ-
lich der Beseitigung von Anlagen, soweit 
nicht in diesem Gesetz oder in der Rechts-
verordnung aufgrund § 87 Absatz 3 anderes 
bestimmt ist.   
 
(4) Einer Prüfung bautechnischer Nach-
weise, die von einem Prüfamt für Baustatik 
allgemein geprüft sind (Typenprüfung), be-
darf es nicht. Typenprüfungen anderer Län-
der gelten auch im Land Nordrhein-Westfa-
len.  
 

§ 69  
Abweichungen 

 
(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abwei-
chungen von Anforderungen dieses Geset-
zes und aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
ner Vorschriften zulassen, wenn sie unter 
Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen 
Anforderung und unter Würdigung der öffent-
lich-rechtlich geschützten nachbarlichen Be-
lange mit den öffentlichen Belangen, insbe-
sondere den Anforderungen des § 3 Absatz 
1 und 3 vereinbar ist. Unter den Vorausset-
zungen des Satzes 1 sind Abweichungen zu-
zulassen, wenn sie der Verwirklichung von 
Vorhaben zur Einsparung von Wasser oder 
Energie dienen. Soll von einer technischen 
Anforderung abgewichen werden, ist der Ge-
nehmigungsbehörde nachzuweisen, dass 
dem Zweck dieser Anforderung auf andere 
Weise entsprochen wird. 
 
 
(2) Die Zulassung von Abweichungen nach 
Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen 
von den Festsetzungen eines Bebauungs-
plans oder einer sonstigen städtebaulichen 
Satzung oder von Regelungen der Baunut-
zungsverordnung ist gesondert schriftlich zu 
beantragen. Der Antrag ist zu begründen. 
Für Anlagen, die keiner Genehmigung be-
dürfen, sowie für Abweichungen von Vor-
schriften, die im Genehmigungsverfahren 
nicht geprüft werden, gilt Satz 1 entspre-
chend.  
 
 
 

 § 69  
Abweichungen 

 
(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abwei-
chungen von Anforderungen dieses Geset-
zes und aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
ner Vorschriften zulassen, wenn sie unter 
Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen 
Anforderung und unter Würdigung der öffent-
lich-rechtlich geschützten nachbarlichen Be-
lange mit den öffentlichen Belangen, insbe-
sondere den Anforderungen des § 3 Absatz 
1 und 3 vereinbar ist. Unter den Vorausset-
zungen des Satzes 1 sind Abweichungen zu-
zulassen, wenn sie der Verwirklichung von 
Vorhaben zur Einsparung von Wasser oder 
Energie oder der Schaffung oder Erneue-
rung von Wohnraum dienen. Soll von einer 
technischen Anforderung abgewichen wer-
den, ist der Genehmigungsbehörde nachzu-
weisen, dass dem Zweck dieser Anforderung 
auf andere Weise entsprochen wird. 
 
(2) unverändert  
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(3) Über Abweichungen nach Absatz 1 
Satz 1 von örtlichen Bauvorschriften sowie 
über Ausnahmen und Befreiungen nach Ab-
satz 2 Satz 1 entscheidet bei nicht genehmi-
gungsbedürftigen Bauvorhaben die Ge-
meinde nach Maßgabe der Absätze 1 und 2.  
Im Übrigen lässt die Bauaufsichtsbehörde 
Abweichungen von örtlichen Bauvorschriften 
im Einvernehmen mit der Gemeinde zu. § 36 
Absatz 2 Satz 2 Baugesetzbuch gilt entspre-
chend. Die Gemeinde bzw. die Bauaufsichts-
behörde hat über den Abweichungsantrag 
innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach 
Eingang des vollständigen Antrags bei ihr zu 
entscheiden. Sie kann die Frist aus wichtigen 
Gründen bis zu sechs Wochen verlängern. 
 
 

(3) unverändert  

§ 70  
Bauantrag, Bauvorlagen 

 
(1) Der Bauantrag ist schriftlich bei der unte-
ren Bauaufsichtsbehörde einzureichen. Eine 
in diesem Gesetz angeordnete Schriftform 
kann nach Maßgabe des § 3a des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 15. November 2016 
(GV. NRW. S. 934) geändert worden ist, er-
setzt werden.  
 
(2) Mit dem Bauantrag sind alle für die Beur-
teilung des Bauvorhabens und die Bearbei-
tung des Bauantrags erforderlichen Unterla-
gen (Bauvorlagen) einzureichen. § 63 Ab-
satz 4 sowie § 68 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
ist zu beachten. Mit den Bauvorlagen für 
Sonderbauten (§ 50) ist ein Brandschutzkon-
zept einzureichen. Es kann gestattet werden, 
dass einzelne Bauvorlagen nachgereicht 
werden. 
 
(3) Die Bauherrin oder der Bauherr und die 
Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsver-
fasser haben den Bauantrag, die Entwurfs-
verfasserin oder der Entwurfsverfasser die 
Bauvorlagen zu unterschreiben. Die von den 
Fachplanerinnen oder Fachplanern nach 
§ 54 Absatz 2 bearbeiteten Unterlagen müs-
sen auch von diesen unterschrieben sein. 
Für Bauvorhaben auf fremden Grundstücken 

 § 70  
Bauantrag, Bauvorlagen 

 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Mit dem Bauantrag sind alle für die Beur-
teilung des Bauvorhabens und die Bearbei-
tung des Bauantrags erforderlichen Unterla-
gen (Bauvorlagen) einzureichen. § 63 Ab-
satz 4 sowie § 68 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
ist zu beachten. Mit den Bauvorlagen für 
große Sonderbauten (§ 50 Absatz 2) ist ein 
Brandschutzkonzept einzureichen. Es kann 
gestattet werden, dass einzelne Bauvorla-
gen nachgereicht werden. 
 
(3) unverändert  
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kann die Zustimmung der Grundstücksei-
gentümerin oder des Grundstückseigentü-
mers zu dem Bauvorhaben gefordert wer-
den. 
 

§ 71 
Behandlung des Bauantrags 

 
(1) Die Bauaufsichtsbehörde hat innerhalb 
von zwei Wochen nach Eingang des Bauan-
trags zu prüfen,  
 
1. ob der Bauantrag und die Bauvorlagen 

den Anforderungen des § 70 und den 
Vorschriften einer aufgrund des § 87 Ab-
satz 3 erlassenen Rechtsverordnung 
entsprechen, 

 
2. ob die Erteilung der Baugenehmigung 

von der Zustimmung, dem Einverneh-
men, Benehmen oder von der Erteilung 
einer weiteren Genehmigung oder Er-
laubnis einer anderen Behörde (be-
rührte Stelle) abhängig ist, 

 
3. welche anderen Behörden oder Dienst-

stellen zu beteiligen sind und 
 
4. welche Sachverständigen heranzuzie-

hen sind. 
  
Ist der Bauantrag unvollständig oder weist er 
sonstige erhebliche Mängel auf, fordert die 
Bauaufsichtsbehörde unter Nennung der 
Gründe die Bauherrschaft zur Behebung der 
Mängel innerhalb einer angemessenen Frist 
auf. Werden die Mängel innerhalb der Frist 
nicht behoben, gilt der Antrag als zurückge-
nommen. Unmittelbar nach Abschluss der 
Prüfung nach Satz 1 hat die Bauaufsichtsbe-
hörde den Bauantrag und die dazugehören-
den Bauvorlagen mit Ausnahme der bau-
technischen Nachweise der Gemeinde zuzu-
leiten. 
 
(2) Die Bauaufsichtsbehörde setzt unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 2 
und 3 eine angemessene Frist; sie darf 
höchstens zwei Monate betragen. Bedarf die 
Erteilung der Baugenehmigung nach landes-
rechtlichen Vorschriften der Zustimmung, 
des Einvernehmens oder des Benehmens 
einer anderen Körperschaft, Behörde oder 

 § 71 
Behandlung des Bauantrags 

 
unverändert  
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Dienststelle, so gelten diese als erteilt, wenn 
sie nicht innerhalb von zwei Monaten nach 
Eingang des Ersuchens unter Angabe der 
Gründe verweigert wird. Äußern sich die be-
rührten Stellen nicht fristgemäß, kann die 
Bauaufsichtsbehörde davon ausgehen, dass 
Bedenken nicht bestehen. Bearbeitungs- 
und Ausschlussfristen in anderen Rechtsvor-
schriften bleiben unberührt. 
 
(3) Entscheidungen und Stellungnahmen 
nach Absatz 2 sollen gleichzeitig eingeholt 
werden. Eine gemeinsame Besprechung der 
nach Absatz 2 zu beteiligenden Stellen (An-
tragskonferenz) soll einberufen werden, 
wenn dies der beschleunigten Abwicklung 
des Baugenehmigungsverfahrens dienlich 
ist. Förmlicher Erklärungen der Zustimmung, 
des Einvernehmens oder Benehmens nach 
Absatz 2 Satz 1 bedarf es nicht, wenn die 
dort genannten Behörden oder Dienststellen 
derselben Körperschaft wie die Bauauf-
sichtsbehörde angehören. 
 
(4) Die Beachtung der technischen Regeln 
ist, soweit sie nach § 3 Absatz 2 eingeführt 
sind, zu prüfen. 
 
 

§ 72  
Beteiligung der Angrenzer und der Öf-

fentlichkeit 
 
(1) Die Bauaufsichtsbehörde soll die Eigen-
tümer benachbarter Grundstücke (Nach-
barn) vor Erteilung von Abweichungen und 
Befreiungen benachrichtigen, wenn zu er-
warten ist, dass öffentlich-rechtlich ge-
schützte nachbarliche Belange berührt wer-
den. Einwendungen sind innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang der Benachrichtigung 
bei der Bauaufsichtsbehörde schriftlich oder 
zur Niederschrift vorzubringen. Die Vor-
schriften des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen sind 
insoweit nicht anzuwenden. 
 
 
 
 
 
 

 § 72  
Beteiligung der Angrenzer und der Öf-

fentlichkeit 
 
(1) Die Bauaufsichtsbehörde soll die Eigen-
tümer angrenzender Grundstücke (Angren-
zer) vor Erteilung von Abweichungen und 
Befreiungen benachrichtigen, wenn zu er-
warten ist, dass öffentlich-rechtlich ge-
schützte nachbarliche Belange berührt wer-
den. Einwendungen sind innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang der Benachrichtigung 
bei der Bauaufsichtsbehörde schriftlich oder 
zur Niederschrift vorzubringen. Die Vor-
schriften des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen sind 
insoweit nicht anzuwenden. 
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(2) Die Benachrichtigung entfällt, wenn die 
zu benachrichtigenden Nachbarn die Lage-
pläne und Bauzeichnungen unterschrieben 
oder dem Bauvorhaben auf andere Weise 
zugestimmt haben. Haben die Nachbarn 
dem Bauvorhaben nicht zugestimmt, ist 
ihnen die Baugenehmigung zuzustellen.  
 
(3) Bei baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer 
Beschaffenheit oder ihres Betriebs geeignet 
sind, die Allgemeinheit oder die Nachbar-
schaft zu gefährden, zu benachteiligen oder 
zu belästigen, kann die Bauaufsichtsbehörde 
auf Antrag des Bauherrn das Bauvorhaben 
in ihrem amtlichen Veröffentlichungsblatt 
und außerdem entweder im Internet oder in 
örtlichen Tageszeitungen, die im Bereich des 
Standorts der Anlage verbreitet sind, öffent-
lich bekannt machen. Bei der Errichtung, Än-
derung oder Nutzungsänderung  
 
1. eines oder mehrerer Gebäude, wenn 

dadurch dem Wohnen dienende Nut-
zungseinheiten mit einer Größe von ins-
gesamt mehr als 5 000 m² Brutto-Grund-
fläche geschaffen werden,  

 
2. baulicher Anlagen, die öffentlich zu-

gänglich sind, wenn dadurch die gleich-
zeitige Nutzung durch mehr als 100 zu-
sätzliche Besucher ermöglicht wird, und  

 
3. baulicher Anlagen, die nach Durchfüh-

rung des Bauvorhabens Sonderbauten 
nach § 47 Absatz 5 und § 50 Absatz 2 
Nummer 8, 10, 11, 13 oder 14 sind,  

 
ist das Bauvorhaben nach Satz 1 bekannt zu 
machen, wenn es innerhalb des angemesse-
nen Sicherheitsabstands eines Betriebsbe-
reichs im Sinne des § 3 Absatz 5 a und 5 c 
Bundes-Immissionsschutzgesetz liegt. Ist 
der angemessene Sicherheitsabstand nicht 
bekannt, ist maßgeblich, ob sich das Vorha-
ben innerhalb des Achtungsabstands des 
Betriebsbereichs befindet. Satz 2 gilt nicht, 
wenn die Bauaufsichtsbehörde zu dem Er-
gebnis kommt, dass dem Gebot, den ange-
messenen Sicherheitsabstand zu wahren, 
bereits in einem Bebauungsplan Rechnung 
getragen ist. Verfährt die Bauaufsichtsbe-
hörde nach Satz 1 oder 2, finden die Ab-
sätze 1 und 2 keine Anwendung.  

(2) Die Benachrichtigung entfällt, wenn die 
zu benachrichtigenden Angrenzer die Lage-
pläne und Bauzeichnungen unterschrieben 
oder dem Bauvorhaben auf andere Weise 
zugestimmt haben. Haben die Angrenzer 
dem Bauvorhaben nicht zugestimmt, ist 
ihnen die Baugenehmigung zuzustellen.  
 
(3) unverändert  
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(4) In der Bekanntmachung nach Absatz 3 
Satz 1 und 2 ist über Folgendes zu informie-
ren:  
 
1. über den Gegenstand des Vorhabens,  
 
2. über die für die Genehmigung zustän-

dige Behörde, bei der der Antrag nebst 
Unterlagen zur Einsicht ausgelegt wird 
sowie wo und wann Einsicht genommen 
werden kann,  

 
3. darüber, dass Personen, deren Belange 

berührt sind, und Vereinigungen, welche 
die Anforderungen von § 3 Absatz 1 o-
der § 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. August 2017 
(BGBl. I S. 3290) erfüllen (betroffene Öf-
fentlichkeit), Einwendungen bei einer in 
der Bekanntmachung bezeichneten 
Stelle bis zu zwei Wochen nach Ablauf 
der Auslegungsfrist erheben können, 
dabei ist darauf hinzuweisen, dass mit 
Ablauf der Frist alle öffentlich-rechtli-
chen Einwendungen ausgeschlossen 
sind und der Ausschluss von umweltbe-
zogenen Einwendungen nur für das Ge-
nehmigungsverfahren gilt,  

 
4. dass die Zustellung der Entscheidung 

über die Einwendungen durch öffentli-
che Bekanntmachung ersetzt werden 
kann.  

 
Bei der Bekanntmachung nach Absatz 3 
Satz 2 ist zusätzlich über Folgendes zu infor-
mieren: 
  
1. gegebenenfalls die Feststellung einer 

Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung für das Vorha-
ben nach § 5 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung sowie erfor-
derlichenfalls die Durchführung einer 
grenzüberschreitenden Beteiligung 
nach den §§ 54 und 56 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung,  

 
2. die Art möglicher Entscheidungen oder, 

soweit vorhanden, den Entscheidungs-
entwurf,  

 

(4) unverändert  
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3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des 
Verfahrens zur Unterrichtung der Öffent-
lichkeit und Anhörung der betroffenen 
Öffentlichkeit.  

 
(5) Nach der Bekanntmachung sind der An-
trag und die Bauvorlagen sowie die entschei-
dungserheblichen Berichte und Empfehlun-
gen, die der Bauaufsichtsbehörde im Zeit-
punkt der Bekanntmachung vorliegen, einen 
Monat zur Einsicht auszulegen. Bauvorla-
gen, die Geschäfts- oder Betriebsgeheim-
nisse enthalten, sind nicht auszulegen, für 
sie gilt § 10 Absatz 2 Bundes-Immissions-
schutzgesetz entsprechend. Bis zwei Wo-
chen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann 
die Öffentlichkeit gegenüber der zuständigen 
Behörde schriftlich Einwendungen erheben, 
mit Ablauf dieser Frist sind alle öffentlich-
rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen. 
Satz 3 gilt für umweltbezogene Einwendun-
gen nur für das Genehmigungsverfahren.  
 
(6) Bei mehr als 20 Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung nach Absatz 2 Satz 3 zu-
zustellen ist, kann die Zustellung durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
Wurde eine Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
Absatz 4 durchgeführt, ist der Genehmi-
gungsbescheid öffentlich bekannt zu ma-
chen. Die öffentliche Bekanntmachung wird 
dadurch bewirkt, dass der verfügende Teil 
des Bescheids und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung in entsprechender Anwendung des Ab-
satzes 3 Satz 1 bekannt gemacht werden, 
auf Auflagen ist hinzuweisen. Eine Ausferti-
gung des gesamten Genehmigungsbe-
scheids ist vom Tage nach der Bekanntma-
chung an zwei Wochen zur Einsicht auszule-
gen. Ist eine Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
Absatz 3 Satz 2 erfolgt, sind in die Begrün-
dung die wesentlichen tatsächlichen und 
rechtlichen Gründe, die die Behörde zu ihrer 
Entscheidung bewogen haben, die Behand-
lung der Einwendungen sowie Angaben über 
das Verfahren zur Beteiligung der Öffentlich-
keit aufzunehmen. § 74 Absatz 2 bleibt un-
berührt. In der öffentlichen Bekanntmachung 
ist anzugeben, wo und wann der Bescheid 
eingesehen und nach Satz 8 angefordert 
werden können. Mit dem Ende der Ausle-
gungsfrist gilt der Bescheid auch Dritten ge-
genüber, die keine Einwendungen erhoben 

 
 
 
 
 
(5) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Bei mehr als 20 Angrenzern, denen die 
Baugenehmigung nach Absatz 2 Satz 2 zu-
zustellen ist, kann die Zustellung durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
Wurde eine Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
den Absätzen 3 und 4 durchgeführt, ist der 
Genehmigungsbescheid öffentlich bekannt 
zu machen. Die öffentliche Bekanntmachung 
wird dadurch bewirkt, dass der verfügende 
Teil des Bescheids und die Rechtsbehelfs-
belehrung in entsprechender Anwendung 
des Absatzes 3 Satz 1 bekannt gemacht 
werden, auf Auflagen ist hinzuweisen. Eine 
Ausfertigung des gesamten Genehmigungs-
bescheids ist vom Tage nach der Bekannt-
machung an zwei Wochen zur Einsicht aus-
zulegen. Ist eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach Absatz 3 Satz 2 erfolgt, sind in die Be-
gründung die wesentlichen tatsächlichen 
und rechtlichen Gründe, die die Behörde zu 
ihrer Entscheidung bewogen haben, die Be-
handlung der Einwendungen sowie Angaben 
über das Verfahren zur Beteiligung der Öf-
fentlichkeit aufzunehmen. § 74 Absatz 2 
bleibt unberührt. In der öffentlichen Bekannt-
machung ist anzugeben, wo und wann der 
Bescheid eingesehen und nach Satz 8 ange-
fordert werden können. Mit dem Ende der 
Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch Drit-
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haben, als zugestellt; darauf ist in der Be-
kanntmachung hinzuweisen. Nach der öf-
fentlichen Bekanntmachung können der Be-
scheid und seine Begründung bis zum Ab-
lauf der Widerspruchsfrist von den Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, 
schriftlich angefordert werden.  
 
 
(7) Bei der Errichtung, Änderung oder Nut-
zungsänderung einer im Eigentum der öf-
fentlichen Hand stehenden Anlage nach § 49 
Absatz 2 ist von Seiten der zuständigen Bau-
aufsichtsbehörde der oder dem zuständigen 
Behindertenbeauftragten oder der örtlichen 
Interessenvertretung der Menschen mit Be-
hinderungen Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu Aspekten der Barrierefreiheit zu 
geben. 
 
 

ten gegenüber, die keine Einwendungen er-
hoben haben, als zugestellt; darauf ist in der 
Bekanntmachung hinzuweisen. Nach der öf-
fentlichen Bekanntmachung können der Be-
scheid und seine Begründung bis zum Ab-
lauf der Widerspruchsfrist von den Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, 
schriftlich angefordert werden.  
 
(7) unverändert  

§ 73  
Ersetzen des gemeindlichen Einverneh-

mens 
 
(1) Hat eine Gemeinde ihr nach § 36 Absatz 
1 Satz 1 und 2 des Baugesetzbuchs erfor-
derliches Einvernehmen rechtswidrig ver-
sagt, so hat die zuständige Bauaufsichtsbe-
hörde das fehlende Einvernehmen nach 
Maßgabe der Absätze 2 bis 4 zu ersetzen. 
Wird in einem anderen Genehmigungsver-
fahren über die Zulässigkeit des Vorhabens 
entschieden, tritt die für dieses Verfahren zu-
ständige Behörde an die Stelle der Bauauf-
sichtsbehörde. 
 
(2) § 122 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. 
NRW. S. 90) geändert worden ist, findet 
keine Anwendung. 
 
(3) Die Genehmigung gilt zugleich als Er-
satzvornahme im Sinne des § 123 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen. Sie ist zu begründen. Eine An-
fechtungsklage hat auch insoweit keine auf-
schiebende Wirkung, als die Genehmigung 
als Ersatzvornahme gilt. Die Baugenehmi-
gung kann, soweit sie als Ersatzvornahme 

 § 73  
Ersetzen des gemeindlichen Einverneh-

mens 
 
unverändert  
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gilt, nicht gesondert nach § 126 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len angefochten werden. 
 
(4) Die Gemeinde ist vor Erlass der Geneh-
migung anzuhören. Dabei ist ihr Gelegenheit 
zu geben, binnen angemessener Frist erneut 
über das gemeindliche Einvernehmen zu 
entscheiden. 
 
 

§ 74  
Baugenehmigung, Baubeginn 

 
(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, 
wenn dem Vorhaben keine öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften entgegenstehen.  
 
(2) Die Baugenehmigung bedarf der Schrift-
form. Sie ist nur insoweit zu begründen, als 
Abweichungen oder Befreiungen von nach-
barschützenden Vorschriften zugelassen 
werden und der Nachbar nicht nach § 72 Ab-
satz 2 zugestimmt hat. Sie braucht nicht be-
gründet zu werden. Eine Ausfertigung der 
mit einem Genehmigungsvermerk versehe-
nen Bauvorlagen ist der Antragstellerin oder 
dem Antragsteller mit der Baugenehmigung 
zuzustellen. 
 
(3) Die Baugenehmigung kann unter Aufla-
gen, Bedingungen und dem Vorbehalt der 
nachträglichen Aufnahme, Änderung oder 
Ergänzung einer Auflage sowie befristet er-
teilt werden. Sie lässt aufgrund anderer Vor-
schriften bestehende Verpflichtungen zum 
Einholen von Genehmigungen, Bewilligun-
gen, Erlaubnissen und Zustimmungen oder 
zum Erstatten von Anzeigen unberührt. 
 
(4) Die Baugenehmigung wird unbeschadet 
der Rechte Dritter erteilt. 
 
(5) Die Bauherrin oder der Bauherr und die 
späteren Eigentümerinnen und Eigentümer 
haben die Baugenehmigung einschließlich 
der Bauvorlagen sowie bautechnische Nach-
weise und Bescheinigungen von Sachver-
ständigen aufzubewahren. Diese Unterlagen 
sind an etwaige Rechtsnachfolger weiterzu-
geben. Die Bauaufsichtsbehörde hat die 
Bauvorlagen einer baulichen Anlage so 
lange aufzubewahren, wie diese besteht. Bei 

 § 74  
Baugenehmigung, Baubeginn 

 
(1) unverändert  
 
 
 
(2) Die Baugenehmigung bedarf der Schrift-
form. Sie ist nur insoweit zu begründen, als 
Abweichungen oder Befreiungen von nach-
barschützenden Vorschriften zugelassen 
werden und der Nachbar nicht nach § 72 Ab-
satz 2 zugestimmt hat. Eine Ausfertigung der 
mit einem Genehmigungsvermerk versehe-
nen Bauvorlagen ist der Antragstellerin oder 
dem Antragsteller mit der Baugenehmigung 
zuzustellen. 
 
 
(3) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert  
 
 
(5) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3056 

 
 

116 

Archivierung in elektronischer Form muss 
gewährleistet sein, dass die Unterlagen nicht 
nachträglich verändert werden können. 
 
(6) Die Gemeinde ist, wenn sie nicht Bauauf-
sichtsbehörde ist, von der Erteilung, Verlän-
gerung, Ablehnung, Rücknahme und dem 
Widerruf einer Baugenehmigung, Teilbauge-
nehmigung, eines Vorbescheids, einer Zu-
stimmung, einer Abweichung, einer Aus-
nahme oder einer Befreiung zu unterrichten. 
Eine Ausfertigung des Bescheids ist beizufü-
gen. 
 
(7) Vor Zugang der Baugenehmigung darf 
mit der Bauausführung nicht begonnen wer-
den. 
 
(8) Vor Baubeginn muss die Grundrissfläche 
und die Höhenlage der genehmigten bauli-
chen Anlage abgesteckt sein. Eine Kopie der 
Baugenehmigungen und Bauvorlagen muss 
an der Baustelle von Baubeginn an vorlie-
gen; diese können auch durch eine elektro-
nische Form ersetzt werden. § 70 Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend.  
 
(9) Die Bauherrin oder der Bauherr hat den 
Ausführungsbeginn genehmigungsbedürfti-
ger Vorhaben nach § 60 Absatz 1 und die 
Wiederaufnahme der Bauarbeiten nach ei-
ner Unterbrechung von mehr als drei Mona-
ten mindestens eine Woche vorher der Bau-
aufsichtsbehörde schriftlich mitzuteilen 
(Baubeginnsanzeige). Die Bauaufsichtsbe-
hörde unterrichtet die untere Immissions-
schutzbehörde sowie die untere Natur-
schutzbehörde, soweit sie im Baugenehmi-
gungsverfahren beteiligt wurden. 
 
 

 
 
 
 
(6) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) unverändert  
 
 
 
(8) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
(9) unverändert  

§ 75  
Geltungsdauer der Baugenehmigung 

 
(1) Die Baugenehmigung und die Teilbauge-
nehmigung erlöschen, wenn innerhalb von 
drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der Aus-
führung des Bauvorhabens nicht begonnen 
oder die Bauausführung länger als ein Jahr 
unterbrochen worden ist.  
 

 § 75  
Geltungsdauer der Baugenehmigung 

 
unverändert  
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(2) Die Frist nach Absatz 1 kann auf schriftli-
chen Antrag jeweils bis zu einem Jahr ver-
längert werden. Sie kann auch rückwirkend 
verlängert werden, wenn der Antrag vor 
Fristablauf bei der Bauaufsichtsbehörde ein-
gegangen ist. 
 
 

§ 76  
Teilbaugenehmigung 

 
(1) Ist ein Bauantrag eingereicht, so kann der 
Beginn der Bauarbeiten für die Baugrube 
und für einzelne Bauteile oder Bauabschnitte 
auf schriftlichen Antrag schon vor Erteilung 
der Baugenehmigung schriftlich gestattet 
werden (Teilbaugenehmigung). § 74 gilt ent-
sprechend. 
 
(2) In der Baugenehmigung können für die 
bereits begonnenen Teile des Bauvorhabens 
zusätzliche Anforderungen gestellt werden, 
wenn sich bei der weiteren Prüfung der Bau-
vorlagen ergibt, dass die zusätzlichen Anfor-
derungen wegen der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung erforderlich sind. 
 
 

 § 76  
Teilbaugenehmigung 

 
unverändert  

§ 77  
Vorbescheid 

 
(1) Vor Einreichung des Bauantrags ist auf 
Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn zu 
einzelnen Fragen des Bauvorhabens ein 
Vorbescheid zu erteilen. Der Vorbescheid 
gilt drei Jahre. Die Frist kann auf schriftlichen 
Antrag jeweils bis zu einem Jahr verlängert 
werden. §§ 58 Absatz 3, 69 bis 72, 74 Ab-
satz 1 und 2 sowie 75 Absatz 2 gelten ent-
sprechend. 
 
(2) Betreffen die Fragen nach Absatz 1 die 
Errichtung oder Änderung eines Gebäudes, 
müssen die dem Antrag auf Vorbescheid bei-
zufügenden Bauvorlagen von einer Ent-
wurfsverfasserin oder einem Entwurfsverfas-
ser, die oder der bauvorlageberechtigt ist, 
unterschrieben sein. § 67 gilt entsprechend. 
Dies gilt nicht für einen Antrag auf Vorbe-
scheid, mit dem nur über die Vereinbarkeit 
mit den planungsrechtlichen Vorschriften 

 § 77  
Vorbescheid 

 
unverändert  
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über die Art der baulichen Nutzung, die Bau-
weise und die überbaubare Grundstücksflä-
che entschieden werden soll. 
 

§ 78  
Genehmigung Fliegender Bauten 

 
(1) Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, 
die geeignet und bestimmt sind, an verschie-
denen Orten wiederholt aufgestellt und zer-
legt zu werden. Baustelleneinrichtungen und 
Baugerüste sind keine Fliegenden Bauten. 
 
(2) Fliegende Bauten bedürfen, bevor sie 
erstmals aufgestellt und in Gebrauch genom-
men werden, einer Ausführungsgenehmi-
gung. Dies gilt nicht für  
 
1. Fliegende Bauten mit einer Höhe bis zu 

5 m, die nicht dazu bestimmt sind, von 
Besuchern betreten zu werden,  

 
2. Fliegende Bauten mit einer Höhe bis zu 

5 m, die für Kinder betrieben werden und 
eine Geschwindigkeit von höchstens 1 
m/s haben,  

 
3. Bühnen, die Fliegende Bauten sind, ein-

schließlich Überdachungen und sonsti-
gen Aufbauten mit einer Höhe bis zu 
5 m, einer Grundfläche bis zu 100 m² 
und einer Fußbodenhöhe bis zu 1,50 m,  

 
4. erdgeschossige Zelte und betretbare 

Verkaufsstände, die Fliegende Bauten 
sind, jeweils mit einer Grundfläche bis 
zu 75 m² und  

 
5. aufblasbare Spielgeräte mit einer Höhe 

des betretbaren Bereichs von bis zu 5 m 
oder mit überdachten Bereichen, bei de-
nen die Entfernung zum Ausgang nicht 
mehr als 3 m, sofern ein Absinken der 
Überdachung konstruktiv verhindert 
wird, nicht mehr als 10 m beträgt.  

 
(3) Die Ausführungsgenehmigung wird von 
der unteren Bauaufsichtsbehörde erteilt, in 
deren Bereich die Antragstellerin oder der 
Antragsteller ihre oder seine Hauptwohnung 
oder ihre oder seine gewerbliche Niederlas-
sung hat. Hat die Antragstellerin oder der An-
tragsteller ihre oder seine Hauptwohnung  

 § 78  
Genehmigung Fliegender Bauten 

 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
(2) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  
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oder ihre oder seine gewerbliche Niederlas-
sung außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, so ist die Bauaufsichtsbehörde 
zuständig, in deren Bereich der Fliegende 
Bau erstmals aufgestellt und in Gebrauch 
genommen werden soll.  
 
(4) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann 
bestimmen, dass Ausführungsgenehmigun-
gen für Fliegende Bauten nur durch be-
stimmte Bauaufsichtsbehörden erstellt wer-
den dürfen.  
 
(5) Die Ausführungsgenehmigung wird für 
eine bestimmte Frist erteilt, die höchstens 
fünf Jahre betragen soll, sie kann auf schrift-
lichen Antrag von der für die Erteilung der 
Ausführungsgenehmigung zuständigen Be-
hörde jeweils bis zu fünf Jahren verlängert 
werden. § 75 Absatz 2 Satz 2 gilt entspre-
chend. Die Genehmigungen werden in ein 
Prüfbuch eingetragen, dem eine Ausferti-
gung der mit einem Genehmigungsvermerk 
zu versehenden Bauvorlagen beizufügen ist. 
Ausführungsgenehmigungen anderer Län-
der gelten auch im Land Nordrhein-Westfa-
len.  
 
(6) Die Inhaberin oder der Inhaber der Aus-
führungsgenehmigung hat den Wechsel ih-
res oder seines Wohnsitzes oder ihrer oder 
seiner gewerblichen Niederlassung oder die 
Übertragung eines Fliegenden Baus an 
Dritte der Bauaufsichtsbehörde anzuzeigen, 
die die Ausführungsgenehmigung erteilt hat. 
Die Behörde hat die Änderungen in das Prüf-
buch einzutragen und sie, wenn mit den Än-
derungen ein Wechsel der Zuständigkeit ver-
bunden ist, der nunmehr zuständigen Be-
hörde mitzuteilen. 
 
(7) Fliegende Bauten, die nach Absatz 2 
Satz 1 einer Ausführungsgenehmigung be-
dürfen, dürfen unbeschadet anderer Vor-
schriften nur in Gebrauch genommen wer-
den, wenn ihre Aufstellung der Bauaufsichts-
behörde des Aufstellungsortes unter Vorlage 
des Prüfbuches angezeigt ist. Die Bauauf-
sichtsbehörde kann die Inbetriebnahme die-
ser Fliegenden Bauten von einer Ge-
brauchsabnahme abhängig machen, tech-
nisch schwierige Fliegende Bauten sowie 

 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert  
 
 
 
 
 
(5) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) unverändert  
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Zelte und Tribünen, die in wechselnden Grö-
ßen aufgestellt werden können, sind immer 
einer Gebrauchsabnahme zu unterziehen. 
Das Ergebnis der Abnahme ist in das Prüf-
buch einzutragen. In der Ausführungsgeneh-
migung kann bestimmt werden, dass Anzei-
gen nach Satz 1 nicht erforderlich sind, wenn 
eine Gefährdung im Sinne des § 3 Absatz 1 
Satz 1 nicht zu erwarten ist.  
 
(8) Die für die Erteilung der Gebrauchsab-
nahme zuständige Bauaufsichtsbehörde 
kann Auflagen machen oder die Aufstellung 
oder den Gebrauch Fliegender Bauten unter-
sagen, soweit dies nach den örtlichen Ver-
hältnissen oder zur Abwehr von Gefahren er-
forderlich ist, insbesondere, weil die Be-
triebssicherheit oder Standsicherheit nicht o-
der nicht mehr gewährleistet ist oder weil von 
der Ausführungsgenehmigung abgewichen 
wird. Wird die Aufstellung oder der Gebrauch 
untersagt, ist dies in das Prüfbuch einzutra-
gen. Die ausstellende Behörde ist zu be-
nachrichtigen, das Prüfbuch ist einzuziehen 
und der ausstellenden Behörde zuzuleiten, 
wenn die Herstellung ordnungsgemäßer Zu-
stände innerhalb angemessener Frist nicht 
zu erwarten ist.  
 
(9) Bei Fliegenden Bauten, die von Besuche-
rinnen und Besuchern betreten und längere 
Zeit an einem Aufstellungsort betrieben wer-
den, kann die für die Gebrauchsabnahme 
zuständige Bauaufsichtsbehörde aus Grün-
den der Sicherheit Nachabnahmen durch-
führen. Das Ergebnis der Nachabnahme ist 
in das Prüfbuch einzutragen.  
 
(10) §§ 70, 71 Absatz 1 Satz 2, 83 Absatz 1 
bis 4 gelten entsprechend. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(9) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
(10) §§ 70, 71 Absatz 1 Satz 2, 83 Absätze 1 
und 5 gelten entsprechend. 
 

§ 79  
Bauaufsichtliche Zustimmung 

 
(1) Genehmigungsbedürftige Bauvorhaben 
bedürfen keiner Genehmigung, Genehmi-
gungsfreistellung, Bauüberwachung und 
Bauzustandsbesichtigung, wenn 
 
1. die Leitung der Entwurfsarbeiten und die 

Bauüberwachung einer Baudienststelle 
des Bundes, eines Landes oder eines 

 § 79  
Bauaufsichtliche Zustimmung 

 
(1) Genehmigungsbedürftige Bauvorhaben 
bedürfen keiner Genehmigung, Genehmi-
gungsfreistellung, Bauüberwachung und 
Bauzustandsbesichtigung, wenn 
 
1. die Leitung der Entwurfsarbeiten und die 

Bauüberwachung einer Baudienststelle 
des Bundes, eines Landes oder eines 
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Landschaftsverbandes übertragen ist 
und 

 
2. die Baudienststelle mindestens mit einer 

Person, die aufgrund eines Hochschul-
abschlusses der Fachrichtungen Archi-
tektur oder Bauingenieurwesen die Be-
rufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „In-
genieur“ führen darf und die insbeson-
dere die erforderlichen Kenntnisse des 
öffentlichen Baurechts, der Bautechnik 
und der Baugestaltung hat, und mit 
sonstigen geeigneten Fachkräften aus-
reichend besetzt ist. 

  
Solche Anlagen bedürfen der Zustimmung 
der oberen Bauaufsichtsbehörde. Die Zu-
stimmung entfällt, wenn die Gemeinde nicht 
widerspricht und, soweit ihre öffentlich-recht-
lich geschützten Belange von Abweichun-
gen, Ausnahmen und Befreiungen berührt 
sein können, die Nachbarn dem Bauvorha-
ben zustimmen.  
 
Keiner Genehmigung, Genehmigungsfrei-
stellung oder Zustimmung bedürfen unter 
den Voraussetzungen des Satzes 1 Bau-
maßnahmen in oder an bestehenden Ge-
bäuden, soweit sie nicht zu einer Erweite-
rung des Bauvolumens oder zu einer nicht 
verfahrensfreien Nutzungsänderung führen, 
sowie die Beseitigung baulicher Anlagen.  
 
Satz 3 gilt nicht für bauliche Anlagen, für die 
nach § 72 Absatz 3 eine Öffentlichkeitsbetei-
ligung durchzuführen ist. 
 
(2) Der Antrag auf Zustimmung ist bei der 
oberen Bauaufsichtsbehörde einzureichen. 
 
(3) Die obere Bauaufsichtsbehörde prüft die 
Übereinstimmung in Anwendung des einfa-
chen Baugenehmigungsverfahrens nach 
§ 64 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 5. 
§ 64 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2, §§ 69 bis 
71, § 74 und 76 gelten entsprechend. Sie 
führt bei den in Absatz 1 Satz 5 genannten 
Anlagen die Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
§ 72 Absatz 3 bis 6 durch. Die obere Bauauf-
sichtsbehörde entscheidet über Ausnahmen, 
Befreiungen und Abweichungen von den 
nach Satz 1 zu prüfenden sowie von anderen 
Vorschriften, soweit sie nachbarschützend 

Landschaftsverbandes übertragen ist 
und 

 
2. die Baudienststelle mindestens mit einer 

Person, die aufgrund eines Hochschul-
abschlusses der Fachrichtungen Archi-
tektur oder Bauingenieurwesen die Be-
rufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „In-
genieur“ führen darf und die insbeson-
dere die erforderlichen Kenntnisse des 
öffentlichen Baurechts, der Bautechnik 
und der Baugestaltung hat, und mit 
sonstigen geeigneten Fachkräften aus-
reichend besetzt ist. 

  
Solche Anlagen bedürfen der Zustimmung 
der oberen Bauaufsichtsbehörde. Die Zu-
stimmung ist nicht erforderlich, wenn die Ge-
meinde nicht widerspricht und, soweit ihre öf-
fentlich-rechtlich geschützten Belange von 
Abweichungen, Ausnahmen und Befreiun-
gen berührt sein können, die Angrenzer dem 
Bauvorhaben zustimmen.  
 
Keiner Genehmigung, Genehmigungsfrei-
stellung oder Zustimmung bedürfen unter 
den Voraussetzungen des Satzes 1 Bau-
maßnahmen in oder an bestehenden Ge-
bäuden, soweit sie nicht zu einer Erweite-
rung des Bauvolumens oder zu einer nicht 
verfahrensfreien Nutzungsänderung führen, 
sowie die Beseitigung baulicher Anlagen.  
 
Satz 3 gilt nicht für bauliche Anlagen, für die 
nach § 72 Absatz 3 eine Öffentlichkeitsbetei-
ligung durchzuführen ist. 
 
(2) unverändert  
 
 
(3) Die obere Bauaufsichtsbehörde prüft die 
Übereinstimmung in Anwendung des einfa-
chen Baugenehmigungsverfahrens nach 
§ 64 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 5. 
§ 64 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2, §§ 69 bis 
71, §§ 74 bis 77 gelten entsprechend. Sie 
führt bei den in Absatz 1 Satz 5 genannten 
Anlagen die Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
§ 72 Absatz 3 bis 6 durch. Die obere Bauauf-
sichtsbehörde entscheidet über Ausnahmen, 
Befreiungen und Abweichungen von den 
nach Satz 1 zu prüfenden sowie von anderen 
Vorschriften, soweit sie nachbarschützend 
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sind und die Nachbarn nicht zugestimmt ha-
ben. Im Übrigen bedarf die Zulässigkeit von 
Ausnahmen, Befreiungen und Abweichun-
gen keiner bauaufsichtlichen Entscheidung. 
 
(4) Der öffentliche Bauherr trägt die Verant-
wortung, dass Entwurf und Ausführung der 
Anlagen den öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten entsprechen. Die Gemeinde ist vor Ertei-
lung der Zustimmung zu hören. § 36 Absatz 
2 Satz 2 Halbsatz 1 BauGB gilt entspre-
chend. 
 
(5) Anlagen, die der Landesverteidigung, 
dienstlichen Zwecken der Bundespolizei  
oder dem zivilen Bevölkerungsschutz die-
nen, sind abweichend von den Absätzen 1 
bis 4 der oberen Bauaufsichtsbehörde vor 
Baubeginn in geeigneter Weise zur Kenntnis 
zu bringen. Im Übrigen wirken die Bauauf-
sichtsbehörden nicht mit. § 78 Absatz 2 bis 
10 findet auf Fliegende Bauten, die der Lan-
desverteidigung, dienstlichen Zwecken der 
Bundespolizei oder dem zivilen Bevölke-
rungsschutz dienen, keine Anwendung. 
 

sind und die Nachbarn nicht zugestimmt ha-
ben. Im Übrigen bedarf die Zulässigkeit von 
Ausnahmen, Befreiungen und Abweichun-
gen keiner bauaufsichtlichen Entscheidung. 
 
(4) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
(5) unverändert  

Vierter Abschnitt 
Bauaufsichtliche Maßnahmen 

 
§ 80  

Verbot unrechtmäßig gekennzeichneter 
Bauprodukte 

 
Sind Bauprodukte entgegen § 24 mit dem  
Ü-Zeichen gekennzeichnet, so kann die Bau-
aufsichtsbehörde die Verwendung dieser 
Bauprodukte untersagen und deren Kenn-
zeichnung entwerten oder beseitigen lassen. 
 
 

 Vierter Abschnitt 
Bauaufsichtliche Maßnahmen 

 
§ 80  

Verbot unrechtmäßig gekennzeichneter 
Bauprodukte 

 
unverändert  

§ 81  
Einstellung von Arbeiten 

 
(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet, 
geändert oder beseitigt, kann die Bauauf-
sichtsbehörde die Einstellung der Arbeiten 
anordnen.  
Dies gilt auch dann, wenn 
 
1.  die Ausführung eines Vorhabens entge-

gen den Vorschriften des § 74 Absatz 7 
und 9 begonnen wurde, oder 

 § 81  
Einstellung von Arbeiten 

 
unverändert  
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2. bei der Ausführung 
 

a) eines genehmigungsbedürftigen 
Bauvorhabens von den genehmig-
ten Bauvorlagen, 

 
b) eines genehmigungsfreigestellten 

Bauvorhabens von den eingereich-
ten Unterlagen abgewichen wird, o-
der 

 
3. Bauprodukte verwendet werden, die 

entgegen der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 keine CE-Kennzeichnung 
oder entgegen § 24 kein Ü-Zeichen tra-
gen, oder 

 
4. Bauprodukte verwendet werden, die un-

berechtigt mit der CE-Kennzeichnung o-
der dem Ü-Zeichen (§ 24 Absatz 4) ge-
kennzeichnet sind. 

 
(2) Werden unzulässige Arbeiten trotz einer 
schriftlich oder mündlich verfügten Einstel-
lung fortgesetzt, kann die Bauaufsichtsbe-
hörde die Baustelle versiegeln oder die an 
der Baustelle vorhandenen Bauprodukte, 
Geräte, Maschinen und Bauhilfsmittel in amt-
lichen Gewahrsam bringen. 
 
 

§ 82 
Beseitigung von Anlagen, Nutzungsun-

tersagung 
 
Werden Anlagen im Widerspruch zu öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften errichtet oder 
geändert, kann die Bauaufsichtsbehörde die 
teilweise oder vollständige Beseitigung der 
Anlagen anordnen, wenn nicht auf andere 
Weise rechtmäßige Zustände hergestellt 
werden können. Werden Anlagen im Wider-
spruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
genutzt, kann diese Nutzung untersagt wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 

 § 82 
Beseitigung von Anlagen, Nutzungsun-

tersagung 
 
unverändert  
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Fünfter Abschnitt 
Bauüberwachung 

 
§ 83  

Bauüberwachung 
 
(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann die Ein-
haltung der öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten und Anforderungen und die ordnungsge-
mäße Erfüllung der Pflichten der am Bau Be-
teiligten (Bauüberwachung) überprüfen. 
 
(2) Die Bauüberwachung ist beschränkt auf 
den Umfang der im Baugenehmigungsver-
fahren zu prüfenden Bauvorlagen und kann 
stichprobenhaft durchgeführt werden. Bei 
Vorhaben, die im einfachen Genehmigungs-
verfahren (§ 64) genehmigt werden, kann die 
Bauaufsichtsbehörde auf die Bauüberwa-
chung verzichten. 
 
(3) Der Bauaufsichtsbehörde ist die Einhal-
tung der Grundrissflächen und Höhenlagen 
der Anlagen nachzuweisen. Wenn es die be-
sonderen Grundstücksverhältnisse erfor-
dern, kann sie die Vorlage eines amtlichen 
Nachweises verlangen. 
 
(4) Die Bauaufsichtsbehörde und die von ihr 
Beauftragten können Proben von Baupro-
dukten und, soweit erforderlich, auch aus fer-
tigen Bauteilen entnehmen und prüfen las-
sen. 
 
(5) Im Rahmen der Bauüberwachung ist den 
mit der Überwachung beauftragten Perso-
nen jederzeit Einblick in die Genehmigun-
gen, Zulassungen, Prüfzeugnisse, Überein-
stimmungszertifikate, Zeugnisse und Auf-
zeichnungen über die Prüfungen von Bau-
produkten, in die CE-Kennzeichnungen und 
Leistungserklärungen nach der Verordnung 
(EU) Nr. 305/2011, in die Bautagebücher 
und andere vorgeschriebene Aufzeichnun-
gen zu gewähren. 
 
(6) Die Bauaufsichtsbehörde soll, soweit sie 
oder er im Rahmen der Bauüberwachung Er-
kenntnisse über systematische Rechtsver-
stöße gegen die Verordnung (EU) 305/2011 
erlangen, diese der für die Marktüberwa-
chung zuständigen Stelle mitteilen. 
 

 Fünfter Abschnitt 
Bauüberwachung 

 
§ 83  

Bauüberwachung 
 
(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann die Ein-
haltung der öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten und Anforderungen und die ordnungsge-
mäße Erfüllung der Pflichten der am Bau Be-
teiligten überprüfen (Bauüberwachung). 
 
(2) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert  
 
 
 
 
 
(5) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) unverändert  
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§ 84  
Bauzustandsbesichtigung, Aufnahme 

der Nutzung 
 

(1) Die Bauzustandsbesichtigung zur Fertig-
stellung des Rohbaus und der abschließen-
den Fertigstellung genehmigter Anlagen 
(§ 60) wird von der Bauaufsichtsbehörde 
durchgeführt. § 83 Absatz 2 gilt entspre-
chend. 
 
(2) Die Fertigstellung des Rohbaus und die 
abschließende Fertigstellung genehmigter 
Anlagen sind der Bauaufsichtsbehörde von 
der Bauleiterin oder dem Bauleiter jeweils 
eine Woche vorher anzuzeigen, um der Bau-
aufsichtsbehörde eine Besichtigung des 
Bauzustandes zu ermöglichen. Ist eine Bau-
leiterin oder ein Bauleiter der Bauaufsichts-
behörde nicht benannt worden, trifft die 
Pflicht die Bauherrin oder den Bauherrn. Die 
Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, dass 
ihr oder von ihr Beauftragten Beginn und Be-
endigung bestimmter Bauarbeiten von der 
Bauherrin oder dem Bauherrn oder der Bau-
leiterin oder dem Bauleiter angezeigt wer-
den. 
 
(3) Der Rohbau ist fertiggestellt, wenn die 
tragenden Teile, Schornsteine, Brandwände 
und die Dachkonstruktion vollendet sind. Zur 
Besichtigung des Rohbaus sind die Bauteile, 
die für die Standsicherheit und, soweit mög-
lich, die Bauteile, die für den Brand- und 
Schallschutz wesentlich sind, derart offen zu 
halten, dass Maße und Ausführungsart ge-
prüft werden können. Die abschließende 
Fertigstellung umfasst die Fertigstellung 
auch der Wasserversorgungsanlagen und 
Abwasseranlagen. 
 
(4) Mit der Anzeige der abschließenden Fer-
tigstellung von Bauvorhaben, für die der 
Bauaufsichtsbehörde Bescheinigungen von 
staatlich anerkannten Sachverständigen ge-
mäß § 68 vorliegen, sind von den Sachver-
ständigen Bescheinigungen einzureichen, 
wonach sie sich durch stichprobenhafte Kon-
trollen während der Bauausführung davon 
überzeugt haben, dass die Anlagen entspre-
chend den erstellten Nachweisen errichtet o-
der geändert worden sind. Bauzustandsbe-
sichtigungen finden insoweit nicht statt. 

 § 84  
Bauzustandsbesichtigung, Aufnahme 

der Nutzung 
 

unverändert  
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(5) Die Bauherrin oder der Bauherr hat für die 
Besichtigung und die damit verbundenen 
möglichen Prüfungen die erforderlichen Ar-
beitskräfte und Geräte bereitzustellen. Über 
das Ergebnis der Besichtigung ist auf Verlan-
gen der Bauherrin oder des Bauherrn eine 
Bescheinigung auszustellen. 
 
(6) Mit der Fortsetzung der Bauarbeiten darf 
erst einen Tag nach dem in der Anzeige nach 
Absatz 2 genannten Zeitpunkt der Fertigstel-
lung des Rohbaus begonnen werden, soweit 
die Bauaufsichtsbehörde nicht einem frühe-
ren Beginn zugestimmt hat. 
 
(7) Die Bauaufsichtsbehörde kann verlan-
gen, dass bei Bauausführungen die Arbeiten 
erst fortgesetzt oder die Anlagen erst benutzt 
werden, wenn sie von ihr oder einer oder ei-
nem beauftragten Sachverständigen geprüft 
worden sind. 
 
(8) Anlagen im Sinne des Absatzes 1 dürfen 
erst benutzt werden, wenn sie ordnungsge-
mäß fertig gestellt und sicher benutzbar sind, 
frühestens jedoch eine Woche nach dem in 
der Anzeige nach Absatz 2 genannten Zeit-
punkt der Fertigstellung. Eine Anlage darf 
erst benutzt werden, wenn darüber hinaus 
Zufahrtswege, Wasser- sowie Löschwasser-
versorgungs- und Abwasserentsorgungs- 
sowie Gemeinschaftsanlagen in dem erfor-
derlichen Umfang sicher benutzbar sind, 
nicht jedoch vor dem in Satz 1 bezeichneten 
Zeitpunkt. Die Bauaufsichtsbehörde soll auf 
Antrag gestatten, dass die Anlage ganz oder 
teilweise schon früher benutzt wird, wenn 
wegen der öffentlichen Sicherheit oder Ord-
nung Bedenken nicht bestehen. 
 

Sechster Abschnitt 
Baulasten 

 
§ 85  

Baulasten, Baulastenverzeichnis 
 
(1) Durch Erklärung gegenüber der Bauauf-
sichtsbehörde kann die Grundstückseigentü-
merin oder der Grundstückseigentümer öf-
fentlich-rechtliche Verpflichtungen zu einem 
ihr oder sein Grundstück betreffenden Tun, 
Dulden oder Unterlassen übernehmen, die 
sich nicht schon aus öffentlich-rechtlichen 

 Sechster Abschnitt 
Baulasten 

 
§ 85  

Baulasten, Baulastenverzeichnis 
 
unverändert  
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Vorschriften ergeben (Baulast). Besteht an 
dem Grundstück ein Erbbaurecht, so ist auch 
die Erklärung der oder des Erbbauberechtig-
ten erforderlich. Baulasten werden unbe-
schadet der Rechte Dritter mit der Eintra-
gung in das Baulastenverzeichnis wirksam 
und wirken auch gegenüber Rechtsnachfol-
gern. 
 
(2) Die Erklärung nach Absatz 1 bedarf der 
Schriftform. Die Unterschrift muss öffentlich, 
von einer Gemeinde oder von einer gemäß 
§ 2 Absatz 1 und 2 des Vermessungs- und 
Katastergesetzes vom 1. März 2005 (GV. 
NRW. S. 174), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 1. April 2014 (GV. NRW. 
S. 256) geändert worden ist, zuständigen 
Stelle beglaubigt oder vor der Bauaufsichts-
behörde geleistet oder vor ihr anerkannt wer-
den.  
 
(3) Die Baulast geht durch schriftlichen Ver-
zicht der Bauaufsichtsbehörde unter. Der 
Verzicht ist zu erklären, wenn ein öffentliches 
Interesse an der Baulast nicht mehr besteht. 
Vor dem Verzicht sollen der Verpflichtete 
und die durch die Baulast Begünstigten an-
gehört werden. Der Verzicht wird mit der Lö-
schung der Baulast im Baulastenverzeichnis 
wirksam. 
 
(4) Das Baulastenverzeichnis wird von der 
Bauaufsichtsbehörde geführt. In das Baulas-
tenverzeichnis können auch eingetragen 
werden 
 
1. andere baurechtliche Verpflichtungen 

des Grundstückseigentümers zu einem 
sein Grundstück betreffendes Tun, Dul-
den oder Unterlassen, sowie 

 
2. Auflagen, Bedingungen, Befristungen 

und Widerrufsvorbehalte. 
 
(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, 
kann in das Baulastenverzeichnis Einsicht 
nehmen oder sich Abschriften erteilen las-
sen. Bei Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieurinnen und -ingenieuren ist ein be-
rechtigtes Interesse grundsätzlich anzuneh-
men. 
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Sechster Teil 
Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschrif-
ten, Übergangs- und Schlussvorschriften 

 
§ 86  

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 5 Absatz 2 Zu- und Durch-

fahrten sowie befahrbare Flächen nicht 
ständig freihält oder Fahrzeuge auf 
ihnen abstellt, 

 
2. es entgegen § 11 Absatz 3 unterlässt, 

ein Baustellenschild aufzustellen, 
 
3. Bauarten entgegen § 17 ohne Bauartge-

nehmigung oder ohne allgemeines bau-
aufsichtliches Prüfzeugnis anwendet, 

 
4. Bauprodukte mit dem Ü-Zeichen kenn-

zeichnet, ohne dass dafür die Voraus-
setzungen nach § 24 Absatz 2 vorliegen, 

 
5. Bauprodukte entgegen § 24 Absatz 4 

ohne das Ü-Zeichen verwendet, 
 
6. entgegen § 53 Absatz 1 Satz 1 zur Aus-

führung eines genehmigungsbedürfti-
gen Bauvorhabens eine Unternehmerin 
oder einen Unternehmer oder eine Bau-
leiterin oder einen Bauleiter oder eine 
Entwurfsverfasserin oder einen Ent-
wurfsverfasser nicht beauftragt, 

 
7. entgegen § 53 Absatz 2 Satz 2 die ge-

nehmigungsbedürftige Beseitigung von 
Anlagen in Selbst- oder Nachbarschafts-
hilfe ausführt, 

 
8. entgegen § 53 Absatz 1 Satz 5 vor Be-

ginn der Bauarbeiten die Namen der 
Bauleiterin oder des Bauleiters und der 
Fachbauleiterinnen oder Fachbauleiter 
oder während der Bauausführung einen 
Wechsel dieser Personen oder entge-
gen § 53 Absatz 1 Satz 6 einen Wechsel 
in der Person der Bauherrin oder des 
Bauherrn nicht oder nicht rechtzeitig mit-
teilt, 

 

 Sechster Teil 
Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschrif-
ten, Übergangs- und Schlussvorschriften 

 
§ 86  

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 5 Absatz 2 Zu- und Durch-

fahrten sowie befahrbare Flächen nicht 
ständig freihält oder Fahrzeuge auf 
ihnen abstellt, 

 
2. es entgegen § 11 Absatz 3 unterlässt, 

ein Baustellenschild aufzustellen, 
 
3. Bauarten entgegen § 17 ohne Bauartge-

nehmigung oder ohne allgemeines bau-
aufsichtliches Prüfzeugnis anwendet, 

 
4. Bauprodukte mit dem Ü-Zeichen kenn-

zeichnet, ohne dass dafür die Voraus-
setzungen nach § 24 Absatz 2 vorliegen, 

 
5. Bauprodukte entgegen § 24 Absatz 4 

ohne das Ü-Zeichen verwendet, 
 
6. entgegen § 53 Absatz 1 Satz 1 zur Aus-

führung eines genehmigungsbedürfti-
gen Bauvorhabens eine Unternehmerin 
oder einen Unternehmer oder eine Bau-
leiterin oder einen Bauleiter oder eine 
Entwurfsverfasserin oder einen Ent-
wurfsverfasser nicht beauftragt, 

 
7. entgegen § 53 Absatz 2 Satz 2 die ge-

nehmigungsbedürftige Beseitigung von 
Anlagen in Selbst- oder Nachbarschafts-
hilfe ausführt, 

 
8. entgegen § 53 Absatz 1 Satz 5 vor Be-

ginn der Bauarbeiten die Namen der 
Bauleiterin oder des Bauleiters und der 
Fachbauleiterinnen oder Fachbauleiter 
oder während der Bauausführung einen 
Wechsel dieser Personen oder entge-
gen § 53 Absatz 1 Satz 6 einen Wechsel 
in der Person der Bauherrin oder des 
Bauherrn nicht oder nicht rechtzeitig mit-
teilt, 
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9. entgegen § 62 Absatz 1 Satz 2 eine An-
lage benutzt, ohne eine Bescheinigung 
der Unternehmerin oder des Unterneh-
mers oder Sachverständigen vorliegen 
zu haben, 

 
10. entgegen den Voraussetzungen des 

§ 62 Absatz 3 eine Anlage beseitigt,  
 
11. entgegen § 66 Absatz 5 Nummer 2 die 

Bezugsgebäude nicht anzeigt oder ent-
gegen § 66 Absatz 5 Nummer 3 die dort 
genannten Nachweise nicht einreicht, 

 
12. entgegen § 68 Absatz 1, § 83 Absatz 3 

oder § 84 Absatz 4 Satz 1 die dort ge-
nannten Nachweise oder Bescheinigun-
gen nicht einreicht, 

 
13. eine Anlage ohne Baugenehmigung 

nach § 74 oder Teilbaugenehmigung 
nach § 76 oder abweichend davon er-
richtet, ändert, nutzt, beseitigt oder ihre 
Nutzung ändert, 

 
14. entgegen § 74 Absatz 8 Satz 2 eine Ko-

pie der Baugenehmigungen und Bau-
vorlagen an der Baustelle nicht vorlie-
gen hat, 

 
15. entgegen § 74 Absatz 9 den Ausfüh-

rungsbeginn genehmigungsbedürftiger 
Vorhaben nicht oder nicht rechtzeitig 
mitteilt, 

 
16. Fliegende Bauten ohne Ausführungsge-

nehmigung nach § 78 Absatz 2 Satz 1 
erstmals aufstellt oder in Gebrauch 
nimmt oder ohne Gebrauchsabnahme 
nach § 78 Absatz 7 Satz 2 und 3 in Ge-
brauch nimmt, 

 
17. die nach § 84 Absatz 2 vorgeschriebe-

nen oder verlangten Anzeigen nicht oder 
nicht rechtzeitig erstattet, 

 
18. entgegen § 84 Absatz 6 oder 7 mit der 

Fortsetzung der Bauarbeiten beginnt, 
 
19. entgegen § 84 Absatz 8 Anlagen vorzei-

tig benutzt, 
 

9. entgegen § 62 Absatz 1 Satz 2 eine An-
lage benutzt, ohne eine Bescheinigung 
der Unternehmerin oder des Unterneh-
mers oder Sachverständigen vorliegen 
zu haben, 

 
10. entgegen den Voraussetzungen des 

§ 62 Absatz 3 eine Anlage beseitigt,  
 
11. entgegen § 66 Absatz 5 Nummer 2 die 

Bezugsgebäude nicht anzeigt oder ent-
gegen § 66 Absatz 5 Nummer 3 die dort 
genannten Nachweise nicht einreicht, 

 
12. entgegen § 68 Absatz 1, § 83 Absatz 3 

oder § 84 Absatz 4 Satz 1 die dort ge-
nannten Nachweise oder Bescheinigun-
gen nicht einreicht, 

 
13. eine Anlage ohne Baugenehmigung 

nach § 74 oder Teilbaugenehmigung 
nach § 76 oder abweichend davon er-
richtet, ändert, nutzt, beseitigt oder ihre 
Nutzung ändert, 

 
14. entgegen § 74 Absatz 8 Satz 2 eine Ko-

pie der Baugenehmigungen und Bau-
vorlagen an der Baustelle nicht vorlie-
gen hat, 

 
15. entgegen § 74 Absatz 9 den Ausfüh-

rungsbeginn genehmigungsbedürftiger 
Vorhaben nicht oder nicht rechtzeitig 
mitteilt, 

 
16. Fliegende Bauten ohne Ausführungsge-

nehmigung nach § 78 Absatz 2 in Ge-
brauch nimmt oder ohne Gebrauchsab-
nahme nach § 78 Absatz 7 Satz 2 und 3 
in Gebrauch nimmt, 

 
 
17. die nach § 84 Absatz 2 vorgeschriebe-

nen oder verlangten Anzeigen nicht oder 
nicht rechtzeitig erstattet, 

 
18. entgegen § 84 Absatz 6 oder 7 mit der 

Fortsetzung der Bauarbeiten beginnt, 
 
19. entgegen § 84 Absatz 8 Anlagen vorzei-

tig benutzt, 
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20. einer aufgrund dieses Gesetzes ergan-
genen Rechtsverordnung oder örtlichen 
Bauvorschrift zuwiderhandelt, sofern die 
Rechtsverordnung oder die örtliche Bau-
vorschrift für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist oder 

 
21. einer vollziehbaren schriftlichen Anord-

nung der Bauaufsichtsbehörde zuwider-
handelt, die aufgrund dieses Gesetzes 
oder aufgrund einer nach diesem Ge-
setz ergangenen Rechtsverordnung o-
der Satzung erlassen worden ist, sofern 
die Anordnung auf die Bußgeldvorschrift 
verweist. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider 
besseres Wissen 
 
1. unrichtige Angaben macht oder unrich-

tige Pläne oder Unterlagen vorlegt, um 
einen nach diesem Gesetz vorgesehe-
nen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu 
verhindern, 

 
2. als staatlich anerkannter Sachverständi-

ger unrichtige Bescheinigungen über die 
Einhaltung bauordnungsrechtlicher An-
forderungen ausstellt und 

 
3. ohne staatlich anerkannter Sachver-

ständiger zu sein, Bescheinigungen ei-
nes staatlich anerkannten Sachverstän-
digen ausstellt oder bei Bauaufsichtsbe-
hörden einreicht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

20. einer aufgrund dieses Gesetzes ergan-
genen Rechtsverordnung oder örtlichen 
Bauvorschrift zuwiderhandelt, sofern die 
Rechtsverordnung oder die örtliche Bau-
vorschrift für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist oder 

 
21. einer vollziehbaren schriftlichen Anord-

nung der Bauaufsichtsbehörde zuwider-
handelt, die aufgrund dieses Gesetzes 
oder aufgrund einer nach diesem Ge-
setz ergangenen Rechtsverordnung o-
der Satzung erlassen worden ist, sofern 
die Anordnung auf die Bußgeldvorschrift 
verweist. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider 
besseres Wissen 
 
1. unrichtige Angaben macht oder unrich-

tige Pläne oder Unterlagen vorlegt, um 
einen nach diesem Gesetz vorgesehe-
nen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu 
verhindern, 

 
2. als staatlich anerkannter Sachverstän-

diger unbefugt Bescheinigungen über 
die Einhaltung bauordnungsrechtlicher 
Anforderungen ausstellt, 

 
3. ohne staatlich anerkannter Sachver-

ständiger zu sein, Bescheinigungen ei-
nes staatlich anerkannten Sachverstän-
digen ausstellt oder bei Bauaufsichtsbe-
hörden einreicht, 

 
4. als qualifizierter Tragwerksplaner unbe-

fugt Standsicherheitsnachweise oder 
Bescheinigungen stichprobenhafter 
Kontrollen der Baustelle ausstellt oder 
einreicht, 

 
5. ohne qualifizierter Tragwerksplaner zu 

sein, Standsicherheitsnachweise oder 
Bescheinigungen eines qualifizierten 
Tragwerksplaners ausstellt oder ein-
reicht oder 

 
6. ohne bauvorlageberechtigter Entwurfs-

verfasser zu sein, Bauvorlagen, die 
nach § 67 Absatz 1 Satz 1 nur von bau-
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(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu einhunderttausend Euro, in 
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 13 mit 
einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend 
Euro geahndet werden.  
 
(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19.02.1987 (BGBl. I S. 
602), das zuletzt durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) 
geändert worden ist, ist die untere Bauauf-
sichtsbehörde, in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 1 hinsichtlich des Abstellens von 
Fahrzeugen die örtliche Ordnungsbehörde. 
 
 

vorlageberechtigten Entwurfsverfas-
sern unterschrieben werden dürfen, 
durch Unterschrift anerkennt oder bei 
Bauaufsichten einreicht. 

 
(3) unverändert  
 
 
 
 
 
(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19.02.1987 (BGBl. I 
S. 602), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 27. August 2017 (BGBl. I 
S. 3295) geändert worden ist, ist in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nummer 1 hinsichtlich 
des Abstellens von Fahrzeugen die örtliche 
Ordnungsbehörde, in den Fällen des Absat-
zes 2 Nummer 2 und 4 die jeweils zuständige 
Baukammer, in den Fällen des Absatzes 2 
Nummer 3, 5 und 6 die Ingenieurkammer-
Bau Nordrhein-Westfalen, in den übrigen 
Fällen die untere Aufsichtsbehörde. 
 
 

§ 87  
Rechtsverordnungen 

 
(1) Zur Verwirklichung der in §§ 3 Absatz 1 
Satz 1, 17 Absatz 1 und § 18 Absatz 1 be-
zeichneten Anforderungen wird die oberste 
Bauaufsichtsbehörde ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen 
über  
 
1. die nähere Bestimmung allgemeiner An-

forderungen in den §§ 4 bis 51,  
 
2. den Nachweis der Befähigung der in 

§ 17 Absatz 6 und § 18 Absatz 3 ge-
nannten Personen, dabei können Min-
destanforderungen an die Ausbildung, 
die durch Prüfung nachzuweisende Be-
fähigung und die Ausbildungsstätten 
einschließlich der Anerkennungsvoraus-
setzungen gestellt werden,  

 
3. die Überwachung von Tätigkeiten bei 

Bauarten nach § 17 Absatz 7 und mit 

 § 87  
Rechtsverordnungen 

 
(1) Zur Verwirklichung der in §§ 3 Absatz 1 
Satz 1, 17 Absatz 1 und § 18 Absatz 1 be-
zeichneten Anforderungen wird die oberste 
Bauaufsichtsbehörde ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen 
über  
 
1. die nähere Bestimmung allgemeiner An-

forderungen in den §§ 4 bis 51,  
 
2. den Nachweis der Befähigung der in 

§ 17 Absatz 6 und § 18 Absatz 3 ge-
nannten Personen, dabei können Min-
destanforderungen an die Ausbildung, 
die durch Prüfung nachzuweisende Be-
fähigung und die Ausbildungsstätten 
einschließlich der Anerkennungsvoraus-
setzungen gestellt werden,  

 
3. die Überwachung von Tätigkeiten bei 

Bauarten nach § 17 Absatz 7 und mit 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3056 

 
 

132 

einzelnen Bauprodukten nach § 18 Ab-
satz 4, dabei können für die Überwa-
chungsstellen über die in § 25 festgeleg-
ten Mindestanforderungen hinaus wei-
tere Anforderungen im Hinblick auf die 
besonderen Eigenschaften und die be-
sondere Verwendung der Bauprodukte 
gestellt werden,  

 
4. die nähere Bestimmung allgemeiner An-

forderungen in §§ 39 bis 41, insbeson-
dere über Lüftungs- und Leitungsanla-
gen sowie über deren Betrieb und über 
deren Aufstellräume,  

 
5. die nähere Bestimmung allgemeiner An-

forderungen in § 42, insbesondere über 
Feuerungsanlagen und Anlagen zur 
Verteilung von Wärme oder zur Warm-
wasserversorgung sowie über deren Be-
trieb, über Brennstoffleitungsanlagen, 
über Aufstellräume für Feuerstätten, 
Verbrennungsmotoren und Verdichter 
sowie über die Lagerung von Brennstof-
fen,  

 
6. besondere Anforderungen oder Erleich-

terungen, die sich aus der besonderen 
Art oder Nutzung der Anlagen und 
Räume für Errichtung, Änderung, In-
standhaltung, Betrieb und Benutzung er-
geben (§§ 49 Absatz 2 und 50), sowie 
über die Anwendung solcher Anforde-
rungen auf bestehende bauliche Anla-
gen dieser Art,  

 
7. wiederkehrende Prüfung von Anlagen, 

die zur Verhütung erheblicher Gefahren 
ständig ordnungsgemäß instandgehal-
ten werden müssen, und die Erstre-
ckung dieser Nachprüfungspflicht auf 
bestehende Anlagen,  

 
8. die Vergütung der Sachverständigen, 

denen nach diesem Gesetz oder nach 
Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes 
Aufgaben übertragen werden, die Ver-
gütung ist nach den Grundsätzen des 
Gebührengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. August 1999 
(GV. NRW. S. 524), das zuletzt durch 
Gesetz vom 8. Dezember 2015 (GV. 

einzelnen Bauprodukten nach § 18 Ab-
satz 4, dabei können für die Überwa-
chungsstellen über die in § 25 festgeleg-
ten Mindestanforderungen hinaus wei-
tere Anforderungen im Hinblick auf die 
besonderen Eigenschaften und die be-
sondere Verwendung der Bauprodukte 
gestellt werden,  

 
4. die nähere Bestimmung allgemeiner An-

forderungen in §§ 39 bis 41, insbeson-
dere über Lüftungs- und Leitungsanla-
gen sowie über deren Betrieb und über 
deren Aufstellräume,  

 
5. die nähere Bestimmung allgemeiner An-

forderungen in § 42, insbesondere über 
Feuerungsanlagen und Anlagen zur 
Verteilung von Wärme oder zur Warm-
wasserversorgung sowie über deren Be-
trieb, über Brennstoffleitungsanlagen, 
über Aufstellräume für Feuerstätten, 
Verbrennungsmotoren und Verdichter 
sowie über die Lagerung von Brennstof-
fen,  

 
6. besondere Anforderungen oder Erleich-

terungen, die sich aus der besonderen 
Art oder Nutzung der Anlagen und 
Räume für Errichtung, Änderung, In-
standhaltung, Betrieb und Benutzung er-
geben (§§ 49 Absatz 2 und 50), sowie 
über die Anwendung solcher Anforde-
rungen auf bestehende bauliche Anla-
gen dieser Art,  

 
7. wiederkehrende Prüfung von Anlagen, 

die zur Verhütung erheblicher Gefahren 
ständig ordnungsgemäß instandgehal-
ten werden müssen, und die Erstre-
ckung dieser Nachprüfungspflicht auf 
bestehende Anlagen,  

 
8. die Vergütung der Sachverständigen, 

denen nach diesem Gesetz oder nach 
Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes 
Aufgaben übertragen werden, die Ver-
gütung ist nach den Grundsätzen des 
Gebührengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. August 1999 
(GV. NRW. S. 524), das zuletzt durch 
Gesetz vom 8. Dezember 2015 (GV. 
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NRW. S. 836) geändert worden ist, fest-
zusetzen,  

 
9. die Anwesenheit von Fachleuten beim 

Betrieb technisch schwieriger Anlagen, 
wie Bühnenbetriebe und technisch 
schwierige Fliegende Bauten,  

 
10. den Nachweis der Befähigung der in 

Nummer 9 genannten Fachleute,  
 
11. die Zahl der notwendigen Stellplätze 

nach § 48 Absatz 2 und  
 
12. berufsqualifizierende Abschlüsse nach 

§ 58 Absatz 2.  
 
(2) Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, zur Vereinfachung oder Beschleu-
nigung des Baugenehmigungsverfahrens o-
der zur Entlastung der Bauaufsichtsbehör-
den durch Rechtsverordnung Vorschriften zu 
erlassen über  
 
1. weitere und weitergehende Ausnahmen 

von der Genehmigungspflicht,  
 
2. den vollständigen oder teilweisen Weg-

fall der bautechnischen Prüfung bei be-
stimmten Arten von Bauvorhaben,  

 
3. die Übertragung von Prüfaufgaben der 

Bauaufsichtsbehörde im Rahmen des 
bauaufsichtlichen Verfahrens ein-
schließlich der Bauüberwachung und 
Bauzustandsbesichtigung auf Sachver-
ständige oder sachverständige Stellen,  

 
4. die staatliche Anerkennung von Sach-

verständigen, die von der Bauherrin  
oder dem Bauherrn mit der Erstellung 
von Nachweisen und Bescheinigungen 
beauftragt werden,  

 
5. die Verpflichtung der Betreiberinnen  

oder Betreiber, mit der wiederkehrenden 
Prüfung bestimmter Anlagen nach Ab-
satz 1 Nummer 7 Sachverständige oder 
Sachkundige zu beauftragen und 

 
6. die Berichtspflicht der Bauaufsichtsbe-

hörden gemäß § 91 Satz 2 und 3.  
 

NRW. S. 836) geändert worden ist, fest-
zusetzen,  

 
9. die Anwesenheit von Fachleuten beim 

Betrieb technisch schwieriger Anlagen, 
wie Bühnenbetriebe und technisch 
schwierige Fliegende Bauten,  

 
10. den Nachweis der Befähigung der in 

Nummer 9 genannten Fachleute,  
 
11. die Zahl der notwendigen Stellplätze 

nach § 48 Absatz 2 und  
 
12. berufsqualifizierende Abschlüsse nach 

§ 57 Absatz 2.  
 
(2) unverändert  
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Sie kann dafür bestimmte Voraussetzungen 
festlegen, die die Verantwortlichen nach den 
§§ 53 bis 56 oder die Sachverständigen zu 
erfüllen haben. Sie muss dies in den Fällen 
des Satzes 1 Nummer 2 bis 5 tun. Dabei kön-
nen insbesondere die Fachbereiche, in de-
nen Sachverständige tätig werden, sowie 
Mindestanforderungen an die Fachkennt-
nisse sowie in zeitlicher und sachlicher Hin-
sicht an die Berufserfahrung festgelegt, eine 
laufende Fortbildung vorgeschrieben, durch 
Prüfungen nachzuweisende Befähigung be-
stimmt, der Nachweis der persönlichen Zu-
verlässigkeit und einer ausreichenden Haft-
pflichtversicherung gefordert und Altersgren-
zen festgesetzt werden. Sie kann darüber 
hinaus auch eine besondere Anerkennung 
der Sachverständigen vorschreiben, das 
Verfahren und die Voraussetzungen für die 
Anerkennung, ihren Widerruf, ihre Rück-
nahme und ihr Erlöschen und die Vergütung 
der Sachverständigen sowie für Prüfungen, 
die Bestellung und Zusammensetzung der 
Prüfungsorgane und das Prüfungsverfahren 
regeln.  
 
(3) Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, zum bauaufsichtlichen Verfahren 
durch Rechtsverordnung Vorschriften zu er-
lassen über  
 
1. Umfang, Inhalt und Zahl der Bauvorla-

gen,  
 
2. die erforderlichen Anträge, Anzeigen, 

Nachweise und Bescheinigungen und  
 
3. das Verfahren im Einzelnen.  
 
Sie kann dabei für verschiedene Arten von 
Bauvorhaben unterschiedliche Anforderun-
gen und Verfahren festlegen.  
 
(4) Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung vorzu-
schreiben, dass die am Bau Beteiligten nach 
den §§ 53 bis 56 zum Nachweis der ord-
nungsgemäßen Bauausführung Bescheini-
gungen, Bestätigungen oder Nachweise die-
ser Personen, von Sachverständigen, Fach-
leuten oder Behörden über die Einhaltung 
bauaufsichtlicher Anforderungen vorzulegen 
haben.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert  
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(5) Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung die Be-
fugnisse für die Anerkennung von Prüf-, Zer-
tifizierungs- und Überwachungsstellen (§ 25) 
auf andere Behörden zu übertragen. Die Be-
fugnis nach Satz 1 kann auch auf eine Be-
hörde eines anderen Landes übertragen 
werden, die der Aufsicht einer obersten Bau-
aufsichtsbehörde untersteht oder an deren 
Willensbildung die oberste Bauaufsichtsbe-
hörde mitwirkt. Die Befugnis darf nur im Ein-
vernehmen mit der obersten Bauaufsichts-
behörde ausgeübt werden.  
 
(6) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann 
durch Rechtsverordnung  
 
1. das Ü-Zeichen festlegen und zu diesem 

Zeichen zusätzliche Angaben verlangen 
und  

 
2. das Anerkennungsverfahren nach § 25 

Absatz 1, die Voraussetzungen für die 
Anerkennung, ihren Widerruf und ihr Er-
löschen regeln, insbesondere auch Al-
tersgrenzen festlegen, sowie eine aus-
reichende Haftpflichtversicherung for-
dern.  

 
(7) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann 
durch Rechtsverordnung vorschreiben, dass 
für bestimmte Bauprodukte und Bauarten, 
auch soweit sie Anforderungen nach ande-
ren Rechtsvorschriften unterliegen, hinsicht-
lich dieser Anforderungen § 17 Absatz 2 und 
§§ 20 bis 25 ganz oder teilweise anwendbar 
sind, wenn die anderen Rechtsvorschriften 
dies verlangen oder zulassen.  
 
(8) Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu be-
stimmen, dass die Anforderungen der auf-
grund des § 34 des Produktsicherheitsgeset-
zes vom 8. November 2011 (BGBl. I S. 2178, 
2179; 2012 I S. 131), das durch Artikel 435 
der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. 
I S. 1474) geändert worden ist, erlassenen 
Rechtsverordnungen entsprechend für Anla-
gen gelten, die weder gewerblichen noch 
wirtschaftlichen Zwecken dienen und in de-
ren Gefahrenbereich auch keine Arbeitneh-
mer beschäftigt werden. Sie kann auch die 

 
(5) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) unverändert  
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Verfahrensvorschriften dieser Verordnungen 
für anwendbar erklären oder selbst das Ver-
fahren bestimmen sowie Zuständigkeiten 
und Gebühren regeln. Dabei kann sie auch 
vorschreiben, dass danach zu erteilende Er-
laubnisse die Baugenehmigung nach § 74  
oder Zustimmung nach § 79 einschließlich 
etwaiger Abweichungen nach § 69 einschlie-
ßen sowie, dass § 35 des Produktsicher-
heitsgesetzes insoweit Anwendung findet.  
 
(9) Die Rechtsverordnungen werden nach 
Anhörung des zuständigen Ausschusses 
des Landtags erlassen.  
 
(10) Die oberste Bauaufsichtsbehörde er-
lässt die zur Durchführung dieses Gesetzes 
oder der Rechtsvorschriften aufgrund dieses 
Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvor-
schriften. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(9) unverändert  
 
 
 
(10) unverändert  

§ 88  
Technische Baubestimmungen 

 
(1) Die Anforderungen nach § 3 Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 3 können durch Techni-
sche Baubestimmungen konkretisiert wer-
den. Die Technischen Baubestimmungen 
sind zu beachten. Von den in den Techni-
schen Baubestimmungen enthaltenen Pla-
nungs-, Bemessungs- und Ausführungsre-
gelungen kann abgewichen werden, wenn 
mit einer anderen Lösung in gleichem Maße 
die Anforderungen erfüllt werden und in der 
Technischen Baubestimmung eine Abwei-
chung nicht ausgeschlossen ist. §§ 17 Ab-
satz 2, 20 Absatz 1 und 69 Absatz 1 bleiben 
unberührt.  
 
(2) Die Konkretisierungen können durch Be-
zugnahmen auf technische Regeln und de-
ren Fundstellen oder auf andere Weise erfol-
gen, insbesondere in Bezug auf:  
 
1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre 

Teile,  
 
2. die Planung, Bemessung und Ausfüh-

rung baulicher Anlagen und ihrer Teile,  
 

 § 88  
Technische Baubestimmungen 

 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert 
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3. die Leistung von Bauprodukten in be-
stimmten baulichen Anlagen oder ihren 
Teilen, insbesondere  

 
a) Planung, Bemessung und Ausfüh-

rung baulicher Anlagen bei Einbau 
eines Bauprodukts,  

 
b) Merkmale von Bauprodukten, die 

sich für einen Verwendungszweck 
auf die Erfüllung der Anforderungen 
nach § 3 Absatz 1 Satz 1 auswirken,  

 
c) Verfahren für die Feststellung der 

Leistung eines Bauprodukts im Hin-
blick auf Merkmale, die sich für ei-
nen Verwendungszweck auf die Er-
füllung der Anforderungen nach § 3 
Absatz 1 Satz 1 auswirken,  

 
d) zulässige oder unzulässige beson-

dere Verwendungszwecke,  
 
e) die Festlegung von Klassen und 

Stufen in Bezug auf bestimmte Ver-
wendungszwecke,  

 
f) die für einen bestimmten Verwen-

dungszweck anzugebende oder er-
forderliche und anzugebende Leis-
tung in Bezug auf ein Merkmal, das 
sich für einen Verwendungszweck 
auf die Erfüllung der Anforderungen 
nach § 3 Absatz 1 Satz 1 auswirkt, 
soweit vorgesehen in Klassen und 
Stufen,  

 
4. die Bauarten und die Bauprodukte, die 

nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen 
Prüfzeugnisses nach § 17 Absatz 3 oder 
nach § 22 Absatz 1 bedürfen,  

 
5. Voraussetzungen zur Abgabe der Über-

einstimmungserklärung für ein Baupro-
dukt nach § 24 Absatz 2 und,  

 
6. die Art, den Inhalt und die Form techni-

scher Dokumentation. 
 
(3) Die Technischen Baubestimmungen sol-
len nach den Grundanforderungen gemäß 
Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 
gegliedert sein.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  
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(4) Die Technischen Baubestimmungen ent-
halten die in § 20 Absatz 3 genannte Liste.  
 
(5) Die Oberste Bauaufsichtsbehörde erlässt 
die Technischen Baubestimmungen nach 
Absatz 1 als Verwaltungsvorschrift für das 
Land Nordrhein-Westfalen. Bei der Bekannt-
gabe kann hinsichtlich ihres Inhalts auf die 
Fundstelle verwiesen werden. Das Deutsche 
Institut für Bautechnik veröffentlicht nach An-
hörung der beteiligten Kreise im Einverneh-
men mit den obersten Bauaufsichtsbehörden 
der Länder eine Muster-Verwaltungsvor-
schrift Technische Baubestimmungen 
(MVVTB).  
 

 
(4) unverändert  
 
 
(5) Das Deutsche Institut für Bautechnik ver-
öffentlicht nach Anhörung der beteiligten 
Kreise im Einvernehmen mit den obersten 
Bauaufsichtsbehörden der Länder eine Mus-
ter-Verwaltungsvorschrift Technische Bau-
bestimmungen (MVVTB). Die Oberste Bau-
aufsichtsbehörde erlässt die Technischen 
Baubestimmungen nach Absatz 1 als Ver-
waltungsvorschrift für das Land Nordrhein-
Westfalen. Bei der Bekanntgabe kann hin-
sichtlich ihres Inhalts auf die Fundstelle ver-
wiesen werden.  
 

§ 89  
Örtliche Bauvorschriften 

 
(1) Die Gemeinden können durch Satzung 
örtliche Bauvorschriften erlassen über  
 
1. besondere Anforderungen an die äu-

ßere Gestaltung baulicher Anlagen so-
wie von Werbeanlagen und Warenauto-
maten zur Erhaltung und Gestaltung von 
Ortsbildern,  

 
2. über das Verbot von Werbeanlagen und 

Warenautomaten aus ortsgestalteri-
schen Gründen,  

 
3. die Lage, Größe, Beschaffenheit, Aus-

stattung und Unterhaltung von Kinder-
spielplätzen (§ 8 Absatz 2),   

 
4. Zahl, Größe und Beschaffenheit der 

Stellplätze sowie der Fahrradabstell-
plätze (§ 48 Absatz 3), die unter Berück-
sichtigung der Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs, der Bedürfnisse des 
ruhenden Verkehrs und der Erschlie-
ßung durch Einrichtungen des öffentli-
chen Personennahverkehrs für Anlagen 
erforderlich sind, bei denen ein Zu- und 
Abgangsverkehr mit Kraftfahrzeugen o-
der Fahrrädern zu erwarten ist (notwen-
dige Stellplätze und Fahrradabstell-
plätze), einschließlich des Mehrbedarfs 
bei Änderungen und Nutzungsänderun-
gen der Anlagen sowie die Ablösung der 

 § 89  
Örtliche Bauvorschriften 

 
unverändert  
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Herstellungspflicht und die Höhe der Ab-
lösebeträge, die nach Art der Nutzung 
und Lage der Anlage unterschiedlich ge-
regelt werden kann,  

 
5. die Gestaltung der Plätze für bewegliche 

Abfallbehälter und der unbebauten Flä-
chen der bebauten Grundstücke sowie 
über die Notwendigkeit, Art, Gestaltung 
und Höhe von Einfriedungen; dabei 
kann bestimmt werden, dass Vorgärten 
nicht als Arbeitsflächen oder Lagerflä-
chen benutzt werden dürfen,  

 
6. von § 6 abweichende Maße der Ab-

standsflächentiefe, soweit dies zur Ge-
staltung des Ortsbildes oder zur Ver-
wirklichung der Festsetzungen einer 
städtebaulichen Satzung erforderlich ist 
und eine ausreichende Belichtung sowie 
der Brandschutz gewährleistet sind,  

 
7. die Begrünung baulicher Anlagen.  
 
(2) Örtliche Bauvorschriften können auch 
durch Bebauungsplan oder, soweit das Bau-
gesetzbuch dies vorsieht, durch andere Sat-
zungen nach den Vorschriften des Bauge-
setzbuchs erlassen werden. Werden die ört-
lichen Bauvorschriften durch Bebauungs-
plan oder durch eine sonstige städtebauliche 
Satzung nach dem Baugesetzbuch erlassen, 
so sind die Vorschriften des Ersten und des 
Dritten Abschnitts des Ersten Teils, des Ers-
ten Abschnitts des Zweiten Teils, die §§ 13, 
13a, 13b, 30, 31, 33, 36, 214 und 215 Bau-
gesetzbuch entsprechend anzuwenden.  
 
(3) Anforderungen nach den Absätzen 1 und 
2 können innerhalb der örtlichen Bauvor-
schrift auch in Form zeichnerischer Darstel-
lungen gestellt werden. Ihre Bekanntgabe 
kann dadurch ersetzt werden, dass dieser 
Teil der örtlichen Bauvorschrift bei der Ge-
meinde zur Einsicht ausgelegt wird; hierauf 
ist in den örtlichen Bauvorschriften hinzuwei-
sen. 
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§ 90  
Übergangsvorschriften 

 
(1) Die Verwendung des Ü-Zeichens auf 
Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung 
aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 
tragen, ist mit dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes nicht mehr zulässig. Sind bereits in 
Verkehr gebrachte Bauprodukte, die die CE-
Kennzeichnung aufgrund der Verordnung 
(EU) Nr. 305/2011 tragen, mit dem Ü-Zei-
chen gekennzeichnet, verliert das Ü-Zeichen 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes seine 
Gültigkeit.  
 
(2) Bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes für 
Bauarten erteilte allgemeine bauaufsichtli-
che Zulassungen oder Zustimmungen im 
Einzelfall gelten als Bauartgenehmigung fort.  
 
(3) Bestehende Anerkennungen als Prüf-, 
Überwachungs- und Zertifizierungsstellen 
bleiben in dem bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geregelten Umfang wirksam. Vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellte 
Anträge gelten als Anträge nach diesem Ge-
setz.  
 
(4) Die bis zum 31. Dezember 2018 vollstän-
digen und ohne erhebliche Mängel einge-
reichten Bauvorlagen werden nach der Lan-
desbauordnung in der Fassung vom 
1. März 2000 (GV. NRW. S. 256), die zuletzt 
durch Gesetz vom 15. Dezember 2016 (GV. 
NRW. S. 1162) geändert worden ist, be-
schieden. Ab dem 1. Januar 2019 vollstän-
dige und ohne erhebliche Mängel einge-
reichte Bauvorlagen werden nach diesem 
Gesetz beschieden. Dies gilt für Bauvorha-
ben nach § 63 entsprechend.  
 

 § 90  
Übergangsvorschriften 

 
unverändert  

§ 91  
Berichtspflicht 

 
Die Landesregierung berichtet dem Landtag 
bis zum 31. Dezember 2023 über die Not-
wendigkeit und Zweckmäßigkeit der Rege-
lungen dieses Gesetzes. Die Bauaufsichts-
behörden haben der obersten Bauaufsichts-
behörde über die durchschnittliche Länge 
von Baugenehmigungsverfahren jährlich 
zum 31. Dezember Bericht zu erstatten. In-

 § 91  
Berichtspflicht 

 
unverändert  
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halt, Art, Form und Umfang der Berichts-
pflicht wird durch eine Rechtsverordnung 
durch die oberste Bauaufsichtsbehörde fest-
gelegt. Die oberste Bauaufsichtsbehörde be-
richtet dem Landtag über die wesentlichen 
Inhalte der jeweiligen Berichte.  
 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) § 72 Absatz 3 bis 6 und § 79 Absatz 1 
Satz 3 in Verbindung mit § 72 Absatz 3 bis 6 
treten am Tag nach der Verkündung in Kraft.  
 
(2) Im Übrigen tritt das Gesetz am 1. Ja-
nuar 2019 in Kraft. Gleichzeitig treten die 
Landesbauordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. März 2000 sowie die 
§§ 3, 17 bis 28, 86 Absatz 1 Nummer 2 und 
3, Absatz 5 bis 7 und Absatz 11 und § 87 der 
Landesbauordnung 2016 vom 15. Dezem-
ber 2016 (GV. NRW. 2016, S. 1162), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 21. Dezem-
ber 2017 (GV. NRW. 2017, S. 1005) außer 
Kraft. Im Übrigen wird die Landesbauord-
nung 2016 vom 15. Dezember 2016 aufge-
hoben. 
 
 

 Artikel 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) § 62 Absatz 2 Sätze 2 und 3, § 72 Ab-
satz 3 bis 6, § 87 und § 89 treten am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. 
 
(2) unverändert  
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Bericht 
 
 
 
A Allgemeines 
 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Modernisierung des Bauordnungsrechts 
in Nordrhein-Westfalen - Baurechtsmodernisierungsgesetz (BauModG NRW)“ (Drucksa-
che 17/2166) wurde am 21. März 2018 vom Plenum an den Ausschuss für Heimat, Kommu-
nales, Bauen und Wohnen zur federführenden Beratung überwiesen. Die Mitberatung obliegt 
dem Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales, dem Ausschuss für Wirtschaft, Energie 
und Landesplanung, dem Ausschuss für Kultur und Medien und dem Innenausschuss. 
 
 
 
B Inhalt des Gesetzentwurfs 
 
 
Beim öffentlichen Baurecht liegt die Zuständigkeit für das Bauplanungsrecht beim Bundesge-
setzgeber, während das Bauordnungsrecht der Gesetzgebung der Länder unterliegt.  
 
Eine Landesbauordnung gibt somit den gesetzlichen Rahmen für die Errichtung, Änderung, 
Nutzungsänderung und die Beseitigung von baulichen Anlagen vor und befasst ich mit den 
baulich-technischen Anforderungen an Bauvorhaben. Zudem regelt es vorrangig die Abwehr 
von Gefahren, die von der Errichtung, dem Bestand und der Nutzung baulicher Anlagen aus-
gehen können. Ferner regelt das landesseitige Bauordnungsrecht Baugenehmigungs- und 
bauaufsichtliche Verfahren und legt Anforderung zur Sicherstellung von sozialen Mindeststan-
dards in Bezug auf Aufenthaltsräume und Wohnungen fest. 
 
Der von der Landeregierung vorgelegte Gesetzentwurf regelt das Bauordnungsrecht u.a. vor 
dem Hintergrund seit Verabschiedung der am 15. Dezember 2016 beschlossenen neugefass-
ten Landesbauordnung neuer bundesgesetzlicher Regelungen und passt die landesgesetzli-
che Regelung an die Musterbauordnung an.  
 
Die Landesregierung führt dazu als Lösung der Problematik der geltenden gesetzlichen Re-
gelung folgendes an: 
 
„Mit dem Entwurf des „Gesetzes zur Modernisierung des Bauordnungsrechts in Nordrhein-
Westfalen - Baurechtsmodernisierungsgesetz (BauModG NRW)“ werden die erforderlichen 
Änderungen in den landesgesetzlichen Rahmen des Bauordnungsrechts umgesetzt.  
 
Der Gesetzentwurf enthält eine Anpassung des landesgesetzlichen Bauordnungsrechts an die 
Musterbauordnung: Dies betrifft im Besonderen das Abstandsflächenrecht sowie Änderungen 
im vorbeugenden Brandschutz. 
 
Darüber hinaus wird die Gewährleistung sozialer Mindeststandards in Bezug auf die Anforde-
rungen an die Barrierefreiheit, insbesondere von Gebäuden mit Wohnungen und öffentlich zu-
gänglichen Bauten, neu gefasst. In dem Zusammenhang sind im weiteren Verlauf in Nord-
rhein-Westfalen - als letztem Bundesland in der Bundesrepublik Deutschland - die DIN-Nor-
men 18040-1 (Barrierefreies Bauen - Planungsgrundlagen – Teil 1: Öffentlich zugängliche Ge-
bäude) und 18040-2 (Barrierefreies Bauen - Planungsgrundlagen – Teil 2: Wohnungen) unter 
Berücksichtigung einzelner dort geregelter Sachverhalte durch Verwaltungsvorschrift als 
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Technische Baubestimmungen einzuführen, um einheitliche Anforderungen an die Umsetzung 
der Barrierefreiheit zu gewährleisten.  
 
Der vorgelegte Gesetzentwurf berücksichtigt darüber hinaus Anpassungen des landesgesetz-
lichen Bauordnungsrechts, um das „Bauen mit Holz“ in Nordrhein-Westfalen zu erleichtern.  
 
Des Weiteren beinhaltet der Gesetzentwurf die Verpflichtung für Kommunen im Zusammen-
hang mit Bauvorhaben notwendige Stellplätze zu schaffen. In diesem Zusammenhang wird 
den Städten und Gemeinden zur Flexibilisierung und unter Berücksichtigung der jeweiligen 
örtlichen (Verkehrs-)Verhältnisse ein Satzungsrecht eingeräumt, um den örtlichen spezifi-
schen Gegebenheiten besser Rechnung tragen zu können. Dadurch werden Veränderungs-
prozesse im Mobilitätsverhalten genauso berücksichtigt wie mögliche Hemmnisse bei der 
Nachverdichtung innerstädtischer Quartiere durch starre Stellplatzregelungen vermieden.  
 
Im Rahmen der gesetzlichen Regelungen zu den Genehmigungsverfahren bleibt das soge-
nannte „Freistellungsverfahren“ in Nordrhein-Westfalen für die im Gesetzentwurf bezeichneten 
Bauvorhaben erhalten. 
 
Mit dem BauModG NRW wird die Durchführung einer Vollständigkeitsprüfung von eingereich-
ten Bauvorlagen durch die Bauaufsichtsbehörde binnen zwei Wochen verankert. Sind die Un-
terlagen unvollständig oder mit Mängeln behaftet, hat die Bauaufsichtsbehörde unter Nennung 
der Gründe die Bauherrschaft zur Nachbesserung aufzufordern. 
 
Im Zusammenhang mit den in Nordrhein-Westfalen sehr unterschiedlich langen Bearbeitungs-
zeiten von Baugenehmigungsverfahren wird aus Gründen der Transparenz erstmals eine Be-
richtspflicht der Bauaufsichtsbehörden über die durchschnittliche Verfahrensdauer eingeführt. 
 
Darüber hinaus stellt das BauModG NRW klar, dass das Schriftformerfordernis, beispielsweise 
bei Bauantrag und Bauvorlagen sowie bei der Baugenehmigung durch eine elektronische 
Form gemäß Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nord-rhein-Westfalen ersetzt werden 
kann.   
 
Im Zusammenhang mit der Umsetzung der SEVESO-III-Richtlinie sind insbesondere die An-
forderungen der Richtlinie an die Öffentlichkeitsbeteiligung in das Landesrecht zu überneh-
men.  
 
Vor dem Hintergrund einer umfassenden Modernisierung des Bauordnungsrechts in Nord-
rhein-Westfalen ist es erforderlich, eine neugefasste Landesbauordnung mit einer durchge-
henden Paragraphenfolge zu erlassen.“ 
 
 
 
C Beratungsverfahren 
 
 
Der Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen hat sich mit dem Gesetzentwurf 
seiner Sitzung am 21. März 2018 beschäftigt und sich bei dieser Gelegenheit auf eine Anhö-
rung von Sachverständigen verständigt. Der mitberatende Ausschuss für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales hat in seiner Sitzung am 11. April 201 entschieden, sich an der Anhörung von 
Sachverständigen im Rahmen einer Pflichtsitzung zu beteiligen. 
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Am 4. Mai 2018 wurden folgende Experten gehört: 
 

eingeladen Stellungnahme 

  
Eva Maria Niemeyer 
Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

17/571 

  
Dr. Johannes Osing 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 
 

  
Dr. Andrea Garrelmann 
Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 
 

  
Dipl.-Ing. Ernst Uhing 
Architektenkammer Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf  
 

 
17/564 

  
Dr.-Ing. Heinrich Bökamp 
Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
17/569 

  
Dipl.-Ing. Gabriele Richter 
Bund Deutscher Baumeister, Architekten und Ingenieure e.V. 
Landesverband Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
17/559 

  
Dipl.-Ing. Gert Lorber 
Bund Deutscher Architekten 
Landesverband NRW 
Düsseldorf 
 
 

 
17/561 

  
Tobias Siewert 
Bauindustrieverband NRW e.V. 
Düsseldorf 
 
 

 
17/573 
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eingeladen Stellungnahme 

  
Lutz Pollmann 
Baugewerbliche Verbände NRW 
Düsseldorf 
 
 

 
17/526 

 
Alexander Kostka 
Bauverbände Westfalen 
Dortmund 
 
 

 
17/588 

  
Dipl.-Ing. Annette Clauß 
Landesbeirat Holz 
Zentrum Holz/I.D. Holz e.V. 
Olsberg 
 
 

 
17/566 

  
Alexander Felsch 
unternehmer nrw 
Landesvereinigung der Unternehmens-verbände Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 
 

 
17/562 

  
Dipl.-Ing. Simone Raskob 
Beigeordnete für Umwelt und Bauen 
Stadt Essen 
Essen 
 
 

 
nein 

 

  
Christian Krüger 
ZIA – Zentraler Immobilien Ausschuss 
Berlin 
 

 
17/556 

  
Thomas Tewese 
Haus und Grund NRW 
Düsseldorf 
 
 

 
17/563 

  
Eva Appelmann 
Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland Westfa-
len e.V. 
Düsseldorf 
 
 

 
17/531 
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eingeladen Stellungnahme 

  
Elisabeth Gendziorra 
BFW Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 
 

 
17/583 

  
Silke Gottschalk 
Deutscher Mieterbund 
Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 
 

  
17/524 

  
Dr. Tobias Scholz 
Mieterverein Dortmund und Umgebung e.V. 
Dortmund 
 
 

 
17/581 

  
Dr. Gerd-Ulrich Kapteina 
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
Essen 
 
 

 
nein 

  
Dr. Helmut Freund 
Landesseniorenvertretung NRW 
Münster 
 
 

 
nein 

  
Norbert Killewald 
Stiftung Wohlfahrtspflege NRW 
Düsseldorf 
 
 

 
17/576 

  
Dipl.-Ing. Martin Philippi 
Agentur Barrierefrei NRW 
Forschungsinstitut Technologie  
und Behinderung 
Wetter 
 
 

 
17/565 
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eingeladen Stellungnahme 

  
Carsten Ohm 
Sozialverband VdK 
Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 
 

 
17/528 

  
Dr. Michael Spörke 
Sozialverband Deutschland SoVD 
Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 
 

 
17/527 

  
Annette Schlatholt 
Landesarbeitsgemeinschaft SELBSTHILFE 
NRW e.V. 
Münster 
 
 

 
17/587 

  
Horst Ladenberger 
Kompetenzzentrum Selbstbestimmtes 
Leben 
Köln 
 
 

 
17/540 

  
Bertram Weiland 
Blinden- und Sehbehindertenvereine 
in NRW 
Dortmund 
 
 

 
nein 

  
Susanne Tyll 
LAG Wohnberatung NRW 
Dortmund 
 
 

 
17/568 

  
Dietmar Grabinger 
Verband der Feuerwehren in NRW e.V. 
Wuppertal 
 
 

 
17/567 
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eingeladen Stellungnahme 

  
Stefan Peltzer 
Verkehrsverband Westfalen e.V. 
Dortmund 
 
 

 
17/590 

 

  
Thomas Semmelmann 
Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club 
Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 
 

 
nein 

 
(vgl. Ausschussprotokoll 17/272). 
 
 
Zudem lagen folgende weitere Stellungnahmen vor: 
 

 
WEITERE   STELLUNGNAHME 

 

 
Clearingstelle Mittelstand des Landes NRW 
c/o Industrie- und Handelskammer NRW, Düsseldorf 
 

 
17/457 

 
Detlef Bieber 
Landesarbeitsgemeinschaft der Schwerbehindertenvertretungen der 
Hochschulen NRW (LASH-NRW), Bochum 
 

 
17/476 
17/582 

 

 
Erika Ullmann-Biller 
Arbeitsgemeinschaft der Hauptschwerbehindertenbetretung Polizei 
beim Ministerium des Innern des Landes NRW, der Schwerbehinder-
tenvertretungen der Landesoberbehörden LKA, LAFP, LZPD, der Deut-
schen Hochschule der Polizei und der regionalen Arbeitsgemeinschaf-
ten der Polizei in den Regierungsbezirken (AGSV Polizei), Düsseldorf 
 

 
17/520 

 
Wolfram Stolz 
Ingenieurbüro Stolz, Eschweiler 
 

 
17/537 

 
Landschaftsverband Rheinland, Köln 
 

 
17/591 

 
Dr. Ulrich Müller-Oltay 
Verband Deutscher Freizeitparks und Freizeitunternehmen e.V., Berlin 
 

 
17/597 
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WEITERE   STELLUNGNAHME 

 

 
Christian Heine-Göttelmann 
Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 
 

 
17/598 

 
 
In einer weiteren Sitzung am 8. Juni 2018 beschäftigte sich der Ausschuss mit dem Gesetz-
entwurf und wertete die Anhörung aus (vgl. Ausschussprotokoll 17/309). 
 
Mit Drucksache 17/3036 haben die Fraktionen von CDU und FDP einen Änderungsantrag in 
das Beratungsverfahren eingebracht.  

 Als Stellungnahme 17/726 lag eine Reaktion der kommunalen Spitzenverbände zum 
Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP vor. 

 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat mit Drucksache 17/3044 ebenfalls einen Ände-
rungsantrag zum Gesetzentwurf eingebracht. 
 
 
 
D Abstimmung 
 
 

 Mitberatung 
Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat sich in seiner Sitzung am 
4. Juli 2018 abschließend mit dem Gesetzentwurf beschäftigt. In seine abschließende 
Beratung hat er den Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP, der mit 
Drucksache 17/3036 vorgelegt worden ist, einbezogen und entschieden, den Gesetz-
entwurf in der durch den Änderungsantrag geänderten Fassung mit den Stimmen der 
Fraktion der CDU und der FDP anzunehmen. Die Fraktion der AfD hat sich enthalten, 
während die Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen den Gesetz-
entwurf ausgesprochen haben. 
 
Am 4. Juli 2018 hat sich der Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung mit 
dem Gesetzentwurf befasst. Er hat dem Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, FDP und AfD bei Ablehnung durch die Fraktionen von SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN zugestimmt. 
 
Der Gesetzentwurf wurde im Innenausschuss sowie im Ausschuss für Kultur und Me-
dien am 5. Juli 2018 letztmalig aufgerufen.  

o Der Ausschuss für Kultur und Medien hat dem Änderungsantrag der Fraktionen 
von CDU und FDP (Drucksache 17/3036) mit den Stimmen der einbringenden 
Fraktionen zugestimmt. Enthalten haben sich hingegen die Fraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der AfD. Dem so geänderten Gesetzent-
wurf haben anschließend die Fraktionen von CDU, FDP und AfD zugestimmt, 
während die Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sich enthal-
ten haben. 

o Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und der AfD wurden im Innen-
ausschuss dem Gesetzentwurf zugestimmt. Die Fraktionen von SPD und 
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sprachen sich gegen die Annahme des Gesetz-
entwurfs aus. 

 
Im Rahmen des Selbstbefassungsrechts hat sich der Ausschuss für Schule und Bil-
dung ebenfalls mit dem Gesetzentwurf befasst und am 4. Juli 2018 entschieden, den 
Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN anzunehmen. 

 
 
 

 Federführung 
Im Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen wurden in der Sitzung am 
6. Juli 2018 die eingebrachten Änderungsanträge wie folgt entschieden: 
 

o Der mit Drucksache 17/3036 eingebrachte Änderungsantrag der Fraktionen 
von CDU und FDP wurde angenommen. Positiv votierten hierbei die einbrin-
genden Fraktionen, während sich die Fraktionen von SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen das Ansinnen ausgesprochen haben. Enthalten 
hat sich die Fraktion der AfD.  
 

o Mit Drucksache 17/3044 lag ein Änderungsantrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN vor. Er wurde mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
FDP und AfD abgelehnt. Angenommen wurde er hingegen von der einbringen-
den Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Die Fraktion der SPD hat sich ent-
halten. 

 
Anschließend wurde der Gesetzentwurf der Landesregierung mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der durch den Änderungsantrag der Fraktionen von 
CDU und FDP geänderten Fassung angenommen.  
 

 
 
 
Stefan Kämmerling 
- Vorsitzender - 
 
 


